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Unzureichende Reform 

Der Bundestag hat beschlossen, dass alle Pflege¬ 
kräfte in den ersten beiden Jahren eine gemein¬ 
same Ausbildung durchlaufen. 

Seite 2 



Engagierter Journalismus 

Die Panter-Stiftung der „taz“ veranstaltet Work¬ 
shops und Seminare für internationale Journalis¬ 
ten. Gelber Journalismus am Beispiel der Ukraine. 
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Thema der Woche 


Gläserne Krankenversorgung 

In diesem Monat beginnt die milliarden¬ 
schwere Totalumstellung in Krankenhäu¬ 
sern und Praxen der Ärzte und Psychothe¬ 
rapeuten: TI-Telematik-Infrastruktur- heißt 
die Erfassung aller Akteure im System der 
Krankenversorgung. Damit werden Patien¬ 
ten, Ärzte und Therapeuten „gläsern“. An 
ihren Daten haben viele Interesse: Kranken¬ 
kassen, die Pharmaindustrie, Banken, Versi¬ 
cherungen, IT-Unternehmen, Lebensmittel¬ 
und Tourismusindustrie. 
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Kindersoldaten in Simbabwe üben mit Holzgewehren 


N ach der Wahl von Donald 
Trump zum US-Präsidenten 
überschlug sich die Main¬ 
stream-Presse: Nun werde der Staf¬ 
felstab des Führers des aufgeklärten 
Westens von Barack Obama an Ange¬ 
la Merkel übergeben. Der Friedensno¬ 
belpreisträger Obama stand demnach 
für Demokratie, Menschenrechte und 
sozialen Ausgleich - so als hätte es die 
US-Angriffskriege, Drohnen-Morde 
und den sozialen Abstieg ganzer Land¬ 
striche seines Landes nicht gegeben. 

Angela Merkel soll als Miss „An¬ 
ti-Trump“ die Presse- und Meinungs¬ 
freiheit, den Umweltschutz, den Frei¬ 
handel, die Gleichberechtigung und 
den sozialen Ausgleich in Europa und 
in der Welt hochhalten. Die erste Re¬ 
aktion aus Deutschland auf US-Prä- 
sident Trump war allerdings die For¬ 
derung nach mehr Rüstung und einer 
EU-Armee, um dem europäischen 


und insbesondere dem deutschen 
Monopolkapital gegenüber der Kon¬ 
kurrenz mehr Handlungsspielraum zu 
verschaffen. 

Und wo könnte Merkel ihre strah¬ 
lende Rolle als neuer Führerin der 
westlichen Welt besser spielen als in 
Hamburg, als Gastgeberin der G20? 

Ein Top-Thema auf dem G20-Tref- 
fen ist die Kündigung des Pariser Um¬ 
weltabkommens durch die US-Regie- 
rung. Durch den Wegfall von Umwelt¬ 
auflagen soll den US-Monopolen auf 
dem Weltmarkt ein wirtschaftlicher 
Vorteil verschafft werden. Aber macht 
die Merkel-Regierung anderes, wenn 
sie jahrelang über die Abgasmanipu¬ 
lationen der deutschen Autoherstel¬ 
ler hinwegsieht? Ihren Einfluss in der 
EU nutzte sie, um den Autokonzernen 
weiterhin den Bau großer SU Vs zu 
ermöglichen - trotz deren gewaltigen 
Kohlendioxid-Ausstoßes. 


Merkel beklagt die Einschränkung 
des Freihandels durch die US-Regie- 
rung, hat aber keine Probleme mit den 
Wirtschaftssanktionen gegen Russ¬ 
land und andere Länder. Protektio¬ 
nismus ist ihr gut und teuer, wenn er 
sich gegen chinesischen Stahl richtet - 
zum Schutz der deutschen Monopole. 

Wenn der US-Senat seiner Öl- und 
Gasindustrie Vorteile auf dem europä¬ 
ischen Energiemarkt verschafft, indem 
er Firmen bedroht, die am Bau einer 
zweiten Gasleitung von Russland nach 
Europa beteiligt sind, finden das deut¬ 
sche Regierungsvertreter unerhört. 
Wenn die deutschen Regierungen von 
Schröder (SPD) bis Merkel (CDU) ei¬ 
nen Niedriglohnsektor schaffen, mit 
dem die deutsche Industrie im Euro- 
Raum alles kaputtkonkurriert, finden 
das Merkel und Co. völlig in Ordnung. 
Solange es deutsche Monopole sind, 
die damit Profit machen. 


„Afrika“ steht als großes Thema 
beim G20-Treffen. Und Merkel will - 
ganz in ihrer Rolle - den afrikani¬ 
schen Staaten angeblich wirtschaft¬ 
lich auf die Beine helfen. Dahinter 
steht auch die Furcht, dass immer 
mehr Menschen versuchen könnten, 
aus dem Elend zu uns zu flüchten. 
Die von Merkel gepriesenen Freihan¬ 
delsverträge, die den dortigen Regie¬ 
rungen aufgezwungen wurden, geben 
den europäischen Monopolen freie 
Hand zur Ausplünderung dieser Län¬ 
der. Hinter einer humanitären Fassa¬ 
de stecken neue Anlagemöglichkeiten 
für das europäische, insbesondere das 
deutsche Monopolkapital. Auslands¬ 
einsätze der Bundeswehr - wie der in 
Mali - verschaffen dem Kapital zu¬ 
sätzlich militärische Optionen. 

Merkel, Garantin der Menschen¬ 
rechte? Bei der Vorbereitung des 
G20-Treffens in Hamburg sehen wir 


Demonstrations- und Versammlungs¬ 
verbote über mehr als 38 Quadratkilo¬ 
metern in der Stadt, ein neues Großge¬ 
fängnis mit angeschlossener Gerichts¬ 
barkeit, die Besetzung der gesamten 
Innenstadt mit über 20 000 Polizisten, 
den Einsatz der Bundeswehr in der 
Stadt, Beschränkung der Bewegungs¬ 
freiheit durch Einstellung des regulä¬ 
ren Busverkehrs, Hausdurchsuchun¬ 
gen bei Aktivistinnen, Verhinderung 
von Protest-Camps und Hetze gegen 
Gipfelgegner. 

Wischt man die Schminke der 
freundlichen Maske ab, bleibt nichts 
übrig als der ganz gewöhnliche Impe¬ 
rialismus - der Kampf um Rohstof¬ 
fe, Arbeitskräfte und Absatzmärkte. 
Trump agiert auf die grobe Art, Mer¬ 
kel mit viel Gedöns und schöneren 
Worten. 

Michael Götze 
Vorsitzender der DKP in Hamburg 
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Leere Hülle ohne Inhalt? 

Im Bundestag wurde das Pflegeberufereformgesetz beschlossen 



Pflege im Hospitz - Belastung bis zum Anschlag 


A m 22. Juni beriet und beschloss 
der Bundestag den von der 
Bundesregierung eingebrach- 
ten Entwurf eines Gesetzes zur Re¬ 
form der Pflegeberufe (Pflegeberu¬ 
fereformgesetz - PflBRefG). Der 
Gesetzentwurf wurde mit der Mehr¬ 
heit der Koalition gegen die Stimmen 
der Opposition angenommen. Ein 
Antrag der Abgeordneten Elisabeth 
Scharfenberg, Kordula Schulz-Asche, 
Maria Klein-Schmeink, weiterer Ab¬ 
geordneter und der Fraktion Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen „Eine Lobby für 
die Pflege - Arbeitsbedingungen und 
Mitspracherechte von Pflegekräften 
verbessern“ wurde abgelehnt. Zehn 
Jahre hatte es gedauert, ehe im Bun¬ 
destag ein Gesetzentwurf vorgelegt 
werden konnte, den eine Mehrheit 
unterstützte. 

Entsprechend des beschlosse¬ 
nen Gesetzes sollen alle Pflegekräfte 
künftig in den ersten beiden Jahren 
eine gemeinsame Ausbildung durch¬ 
laufen. Im letzten Jahr der Ausbildung 
können sie dann entweder die allge¬ 
meine Ausbildung fortführen oder 
sich auf die Kinderkrankenpflege be¬ 
ziehungsweise die Altenpflege spezi¬ 
alisieren. Auszubildende in der Pflege 
müssen - das ist ein wirklicher Fort¬ 
schritt - künftig kein Schulgeld mehr 
bezahlen, sondern bekommen eine 
Ausbildungsvergütung. 

Außerdem kann künftig die Pfle¬ 
gehelferausbildung auf die Ausbil¬ 
dung zur Pflegefachkraft angerechnet 
werden. Ergänzend zur beruflichen 
Pflegeausbildung soll es ein Pflege¬ 
studium geben. Mit der Zusammen¬ 
legung bisheriger unterschiedlicher 
Ausbildungen will man - vor allem 
mit Blick auf die immer wichtiger 
werdende Altenpflege - den Pflege¬ 
beruf attraktiver machen. So soll dem 
Fachkräftemangel entgegengewirkt 
werden. Der erste Ausbildungsjahr¬ 
gang wird, so ist es beabsichtigt, 2020 
beginnen. 

Für die zuständige Ministerin Ka¬ 
tarina Barley (SPD) bedeutet das Ge¬ 
setz zur Reform der Pflegeberufe ei¬ 
nen großen Schritt in Richtung einer 
Aufwertung der sozialen Berufe. Man 
habe auf die veränderte Situation re¬ 
agiert, Krankenpflege und Alten¬ 
pflege einander angenähert, „indem 
Pflegekräfte eine moderne, generalis- 
tische Ausbildung erhalten, die EU¬ 
weit anerkannt ist. Deren Abschluss 
eröffnet sogar noch die Möglichkeit 
zum Pflegestudium, das heißt, wir 
schaffen auch mehr Aufstiegschan¬ 
cen in der Pflege.“ 


Hermann Gröhe (CDU), Bundes¬ 
minister für Gesundheit, wies in der 
Debatte die Aussagen der Opposition 
zurück, das Gesetz sei unzulänglich. 
Man habe im Bundestag schließlich 
zehn Jahre diskutiert. Die alternde 
deutsche Gesellschaft werde in Zu¬ 
kunft mehr Pflegekräfte brauchen. 
Deshalb müssten die Pflegekräfte 
besser auf die veränderten Anforde¬ 
rungen in der Praxis vorbereitet wer¬ 
den. 

Kritik kam im Bundestag vor al¬ 
lem von Abgeordneten der Frakti¬ 
on der Partei „Die Linke“ sowie der 
Fraktion von Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen. Pia Zimmermann („Die Linke“) 
meint, die Pflegeausbildung werde 
unübersichtlicher. Ihre Partei hatte 
eine integrierte Ausbildung vorge¬ 
schlagen. Zudem sei die Finanzierung 
noch nicht endgültig geklärt. Elisa¬ 
beth Scharfenberg von den Grünen 
warnte, die Ausbildungsreform sei 
kein Allheilmittel gegen Fachkräfte¬ 
mangel, wie dies immer wieder dar¬ 
gestellt worden sei. 

Der Abgeordnete Harald Wein¬ 
berg („Die Linke“) kritisierte das Ver¬ 


fahren: Nach zehn Jahren Diskussion 
habe man kurz vor Ende der Wahl¬ 
periode im Ausschuss einen Kompro¬ 
miss vorgelegt, der 46 Änderungsan¬ 
träge auf 80 Seiten enthalten habe 


und „durchgezogen“ wurde: „Etliche 
Einrichtungen der Pflegeausbildung 
fürchten zu Recht, dass sie dabei auf 
der Strecke bleiben könnten. Alleine 
die Organisation der Praxisphasen 


überfordert vor allen Dingen kleine¬ 
re Ausbildungseinrichtungen in einer 
ganz besonderen Art und Weise ...“ 

Positiv bewertet wird das Wegfal¬ 
len des Schulgeldes und die Möglich¬ 
keit der Interessenvertretung, über die 
Mitbestimmung auf die Ausbildung 
Einfluss zu nehmen. „Auch die Aus¬ 
bildungsumlage und den Fonds will 
ich als positiven Punkt benennen.“ 

Kritik am neuen Gesetz kommt 
von Unternehmen, Wohlfahrts- und 
Berufsverbänden. Für den Arbeitge¬ 
berverband Pflege (AGVP) ist das 
neue Gesetz „Murks“. Der Bundes¬ 
verband privater Anbieter sozialer 
Dienste (bpa) erklärte: „Der Bun¬ 
destag hat eine leere Hülle ohne In¬ 
halt beschlossen. Noch ist völlig un¬ 
klar, ob es für die Altenpflege und 
die Altenpflegeschulen eine Zukunft 
gibt.“ „Die jetzt verabschiedete Re¬ 
form bleibt deutlich hinter dem ur¬ 
sprünglichen Gesetzentwurf zurück“, 
meint der Deutsche Berufsverband 
für Pflegeberufe (DBfK). Der Deut¬ 
sche Berufsverband für Altenpflege 
(DBVA) sieht die Gefahr, dass das 
Gesetz den ohnehin schon großen 
Fachkräftemangel weiter verschärfen 
werde: „Sehenden Auges ein Gesetz 
kurz vor Ende der Legislaturperiode 
in die Abstimmung zu bringen, wel¬ 
ches das gesamte System kollabieren 
lassen wird, ist absolut nicht nachvoll¬ 
ziehbar.“ 

Eine Reform der Pflegeausbildung 
sei schon lange überfällig, so die Ge¬ 
werkschaft ver.di, das neue Gesetz sei 
aber nicht mehr als ein Kompromiss. 

Nina Hager 


ver.di: Vieles offen und unbefriedigend 


Auf der Internetseite der Gewerk¬ 
schaft (https://gesundheit-soziales. 
verdi.de/themen/reform-der-pfle- 
geausbildung) wird zur Reform der 
Pflegeausbildung wie folgt Stellung 
genommen: 

Positiv sei zwar, dass die Notwen¬ 
digkeit anerkannt werde, die Ab¬ 
schlüsse in der Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflege und Altenpfle¬ 
ge zunächst beizubehalten, sagt ver. 
di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia 
Bühler. „Auch künftig brauchen wir 
eine hinreichende Spezialisierung, 
dies muss langfristig gesichert sein. 
Schließlich macht es einen fachlichen 
Unterschied, ein Kleinkind oder einen 
älteren Menschen zu pflegen. Kritisch 
sehen wir aber die vorgesehene Über¬ 


prüfung der eigenständigen Berufsab¬ 
schlüsse“, so Sylvia Bühler. 

Weiterhin offen seien zudem die In¬ 
halte der geplanten Ausbildungsgän¬ 
ge.„Unbefriedigend ist, dass der ange¬ 
kündigte Entwurf der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung vor Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens nicht vorge¬ 
legt wurde. Angesichts der großen Be¬ 
deutung für die Berufsgruppe hätten 
wir auch eine weitere öffentliche An¬ 
hörung zu den umfangreichen Ände¬ 
rungen am Gesetzentwurf erwartet“, 
so Bühler weiter. Die Weichen müss¬ 
ten von Beginn an richtig gestellt und 
die Umsetzung gewährleistet werden. 
„Einbrüche bei den Ausbildungszahlen 
darf es angesichts des hohen Fachkräf¬ 
tebedarfs nicht geben.“ 


Das Gesetz enthalte aber auch ei¬ 
nige positive Ansätze wie die längst 
überfällige Schulgeldfreiheit oder 
Vorgaben zum Umfang der Praxisan¬ 
leitung, die ver.di seit Jahren fordere. 
Außerdem sei es ein wichtiges Signal, 
dass die betriebliche Mitbestimmung 
sichergestellt sei.„Betriebs- und Perso¬ 
nalräte und Jugend- und Auszubilden¬ 
denvertretungen müssen auch künftig 
mitreden und mitentscheiden können, 
wenn es um Fragen der Ausbildungs¬ 
bedingungen geht“, sagt Bühler. Da¬ 
für habe sich ver.di im Vorfeld stark ge¬ 
macht und werde sich auch weiterhin 
in die weitere Ausgestaltung der neuen 
Ausbildungen einbringen. Noch steht 
der abschließende Durchgang des Pfle¬ 
geberufegesetzes im Bundesrat aus. 


Abschiebung oder Leiharbeit 

Zu den Perspektiven Geflüchteter auf dem deutschen Arbeitsmarkt 


Anfang des Jahres sollte die 16-jähri¬ 
ge Sadaf Amiri mit ihrer Familie nach 
Afghanistan abgeschoben werden. Sie 
macht eine Ausbildung als Bauzeich¬ 
nerin und ist Schülerin der Philipp- 
Holzmann-Schule in Frankfurt/Main. 
Als ihre Mitschüler und Lehrer von 
der drohenden Abschiebung erfuhren, 
starteten sie eine Protest-Kampagne, 
die schließlich die Abschiebung ver¬ 
hindern konnte. Anfang Juni sorgte der 
Protest gegen eine Abschiebung eines 
Berufsschülers in Nürnberg und vor al¬ 
lem der brutale Polizeieinsatz gegen die 
Mitschüler, die sich der Abschiebung in 
den Weg gestellt hatten, für Aufsehen. 

An zahlreichen Berufsschulen in 
Deutschland ist die Abschiebung von 
Geflüchteten Thema, ebenso wie in Be¬ 
trieben. Ein starkes Zeichen setzten die 
220 Kollegen der Firma Strasser, die im 
September letzten Jahres gegen die Ab¬ 
schiebung ihres afghanischen Kollegen 
Tavus Qurban. Ihm wurde vorgewor¬ 
fen, keinen Pass vorzulegen und damit 
nicht an der „Aufenthaltsbeendigung“ 
mitzu wirken. 

Seit 2015 dürfen Asylbewerber, 
die im Verfahren sind oder deren 


Antrag abgelehnt wurde und die eine 
Duldung bekommen haben, arbeiten. 
Vorher muss geprüft werden, ob ein 
Deutscher den Job machen könn¬ 
te. Die Arbeitserlaubnis wird für die 
Flüchtlinge verweigert, die in einer 
Aufnahmeeinrichtung leben müssen 
und für diejenigen, die keine Doku¬ 
mente vorlegen, die zu ihrer Abschie¬ 
bung nötig sind. Für die Geflüchteten 
sind dies besonders schlechte Be¬ 
dingungen, um ihre Arbeitskraft zu 
verkaufen. Die Unternehmer freut 
dies und erklärt die ach so mensch¬ 
lich klingenden Verlautbarungen der 
Kapitalverbände. Da nur 20 Prozent 
der deutschen Betriebe überhaupt 
Ausbildungsbetriebe sind und nur 
12 Prozent sich „vorstellen könnten“, 
Geflüchtete auszubilden, werden die 
meisten auf einfache Tätigkeiten an¬ 
gewiesen sein, wie eine Studie des In¬ 
stituts für Arbeitsmarkt- und Berufs¬ 
forschung (IAB) der Bundesagentur 
für Arbeit ergeben hat. 

Darüber freut sich besonders eine 
Branche: Die der „Arbeitnehmerüber¬ 
lassung“, also der Leiharbeit. Der IAB- 
Kurzbericht 14/2017 hat die Stellener¬ 


hebung 2016 ausgewertet und kommt 
zu dem Schluss, dass 10 Prozent aller 
Betriebe in Deutschland Erfahrung 
mit Geflüchteten gesammelt hat, also 
eine Bewerbung erhalten hat oder ein 
Vorstellungsgespräch geführt hat oder 
eingestellt hat. 3,5 Prozent der Betrie¬ 
be hatten bereits einen Flüchtling ein¬ 
gestellt. 

Der Blick auf die Branchen zeigt, 
welche Perspektiven der deutsche Ar¬ 
beitsmarkt zu bieten hat. Nummer eins 
ist die Leiharbeit mit 25 Prozent Be¬ 
trieben, die Erfahrung mit Geflüch¬ 
teten gesammelt hat, darauf folgt mit 
15 Prozent das Gastgewerbe und „Er¬ 
ziehung und Unterricht“ und mit 13 
Prozent die Metallindustrie. Da die 
meisten Leiharbeiter in der Metall- 
und Elektroindustrie eingesetzt sind, 
dürfte das auch für die Geflüchteten 
zutreffen. Dafür spricht auch, dass 33 
Prozent der großen Betriebe mit mehr 
als 500 Arbeitern Erfahrung mit Ge¬ 
flüchteten gesammelt haben, aber nur 
18 Prozent der kleinen Betriebe mit 20 
bis 50 Arbeitern. Auch bei den Einstel¬ 
lungen liegen die großen Betriebe mit 
17 Prozent vorne. 


Gesetzlich dürfen nur Geflüch¬ 
tete, die eine Aufenthaltsgestattung 
oder Duldung haben und sich bereits 
länger als 15 Monate in Deutschland 
aufhalten, als Leiharbeiter eingestellt 
werden. Wie bei allen anderen denen 
Leiharbeit droht, macht das niemand 
freiwillig. Geflüchtete mit Duldung be¬ 
kommen zwar eine Arbeitserlaubnis, 
aber keine Förderung für Deutschkur¬ 
se. In der Leiharbeit üben nach einer 
Studie des Instituts Arbeit und Quali¬ 
fikation der Universität Duisburg-Es¬ 
sen (IAQ) rund 60 Prozent der Leih¬ 
arbeiter Anlern- und Hilfstätigkeiten 
aus. Da der Asylantrag vieler Geflüch¬ 
teter aus Afghanistan abgelehnt wird 
und sie mit einer Duldung leben müs¬ 
sen, werden vor allem viele afghani¬ 
sche junge Menschen davon betroffen 
sein. Auch aus Syrien und Irak erhalten 
viele nur einen befristeten subsidiären 
Schutz, also kein Asyl und sind damit 
dem Risiko ausgesetzt, irgendwann 
diesen Status aberkannt zu bekommen 
und ausgewiesen zu werden. 

Von der „3+2“-Regelung, die für 
drei Jahre Ausbildung und zwei Jah¬ 
re Beschäftigung Abschiebeschutz ge¬ 


ben soll, werden also nur wenige etwas 
haben und die Erfahrung hat gezeigt, 
dass trotz dieser Regelung Schüler aus 
Betrieb oder Schule abgeschoben wer¬ 
den. 

Die Studie des IAQ hat erneut 
ergeben, dass zwar zwei Drittel der 
Leiharbeiter vorher arbeitslos waren, 
aber nur eine verschwindend kleine 
Zahl danach einen festen Job bekom¬ 
men. Denn wer eventuell zuvor eine 
Ausbildung hatte, dessen Arbeitskraft 
wird durch die Leiharbeit entwertet. 
Sie ist also kein Sprungbrett oder Ein¬ 
stieg, sondern einfach nur eine beson¬ 
ders lukrative Ausbeutung besonders 
beweglicher und erpressbarer Ar¬ 
beitskräfte. 

In Frankfurt hat sich an der Philipp- 
Holzmann-Schule eine Flüchtlings-AG 
gebildet, die zu allen von Abschiebung 
bedrohten Schülern Kontakt aufneh¬ 
men will und ihnen mit Kontakten zu 
Flüchtlingsinitiativen, Anwaltskanzlei¬ 
en und Betreuern zu helfen und Ab¬ 
schiebungen zu verhindern. Es dürften 
in vielen Berufsschulen viele Schüler 
geben, denen so etwas helfen würde. 

Philipp Kissel 
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Für eine Agenda des Sozialen 

Armutskongress: Sozialverbände und Gewerkschaften fordern 
„mutig eingreifende Steuer- und Finanzpolitik“ 



Mehr als 500 Menschen haben in der 
vergangenen Woche im Langenbeck- 
Virchow-Haus in Berlin am sogenann¬ 
ten Armutskongress teilgenommen. Der 
Kongress, der maßgeblich vom Paritäti¬ 
schen Gesamtverband organisiert und 
von mehr als einem Dutzend weiterer 
Sozial-, Selbsthilfe- und Fachverbände 
sowie den Gewerkschaften unterstützt 
worden war, stand in diesem Jahr unter 
dem Motto „Umsteuern: Armut stoppen, 
Zukunft schaffen“. 

Den Kongressveranstaltern war es 
gelungen, von Armut betroffene Men¬ 
schen und Experten aus Wissenschaft, 
Praxis und Politik ins Gespräch zu be¬ 
kommen. So schilderten prekär Beschäf¬ 
tigte und Erwerbslose ihren Alltag und 
berichteten eindrucksvoll über die da¬ 
mit einhergehende Ausgrenzung und 
Stigmatisierung, Probleme mit den zu¬ 
ständigen Jobcentern, Erfahrungen mit 
Zwangsverrentung und anhaltende fi¬ 
nanzielle Schwierigkeiten. 

Großen Raum nahm zugleich der 
„Aufruf für mehr soziale Gerechtigkeit“ 
ein, der im Rahmen der Tagung vom 
Vorsitzenden des Paritätischen Gesamt¬ 
verbandes, Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, 
DGB-Bundesvorstandsmitglied Anne- 
lie Buntenbach sowie Barbara Eschen, 
Direktorin der Diakonie Berlin-Bran¬ 
denburg und zugleich Sprecherin der 
Nationalen Armutskonferenz, vorge¬ 
stellt wurde. 

Darin fordern die Organisationen 
eine „gerechte Steuerpolitik, gute Ar¬ 
beit statt prekäre Beschäftigung und So¬ 
zialleistungen, die zum Leben reichen. 
Ziel des Paritätischen Gesamtverban¬ 
des, des Deutschen Gewerkschaftsbun¬ 
des und der Nationalen Armutskonfe¬ 
renz sei es, anlässlich der bevorstehen¬ 
den Bundestagswahl aufzuzeigen, „auf 
welche Politik es ankommt, um Armut 
wirkungsvoll einzudämmen“. Unterstützt 
wird der Aufruf von 13 weiteren Sozial-, 
Wohlfahrts- und Fachverbänden sowie 
gewerkschaftlichen Organisationen. 

„Um die Schere in der ungleichen 
Einkommens- und Vermögensverteilung 
zu schließen und um eine weitere Sprei¬ 
zung der Gesellschaft zu verhindern, 
muss in der Steuerpolitik konsequent 
umgesteuert werden“, forderte Rosen¬ 
brock. Die dazu aktuell in der Diskus¬ 
sion stehenden Vorschläge der großen 
Parteien seien „vom Umfang und der 
Zielrichtung her viel zu ambitionslos“. 
„Wir brauchen eine wirklich mutig ein¬ 
greifende Steuer- und Finanzpolitik, um 
den anstehenden gesellschaftlichen und 


sozialpolitischen Herausforderungen ge¬ 
recht zu werden“, stellte er klar. 

Annelie Buntenbach verwies hinge¬ 
gen auf den Zusammenhang von Armut 
und prekärer Beschäftigung: „Die Politik 
muss endlich umsteuern und der Spal¬ 
tung am Arbeitsmarkt entgegentreten. 
Es geht darum, den Niedriglohnbereich 
auszutrocknen, Minijobs in abgesicher¬ 
te Beschäftigung umzuwandeln und die 
sachgrundlose Befristung abzuschaffen“, 
forderte sie. Die Gewerkschafterin ver¬ 
wies zudem auf den Umstand, dass vor 
allem junge Beschäftigte immer öfter 
nur befristete ArbeitsVerträge bekämen. 
Auch der Missbrauch von Werkverträ¬ 
gen und prekärer Solo-Selbststtändigkeit 
müsse gestoppt werden. „Die Menschen 
brauchen gute und sichere Arbeit, die an¬ 
ständig entlohnt wird und deren Arbeits¬ 
bedingungen stimmen. Wichtig dafür 
ist auch eine vollwertige Berufsausbil¬ 
dung - jedoch bieten die Arbeitgeber zu 
wenige Ausbildungsplätze an. Die Poli¬ 
tik muss endlich eine gesetzliche Ausbil¬ 
dungsgarantie beschließen“, forderte sie. 

Barbara Eschen warnte unterdessen 
vor den Auswirkungen von Armut auf 
das demokratische Gemeinwesen. „Die 
Regelsätze von Hartz IV sind zu niedrig. 
Maßstab bei der Berechnung scheint zu 
sein: Es muss Mangel da sein, damit sich 
die Menschen nicht einrichten.“ Trotz¬ 
dem blieben fast die Hälfte der Men¬ 
schen über vier Jahre im Leistungsbe¬ 


zug und hätten trotz aller Bemühungen 
keine Chance. „Prekär Beschäftigten soll 
anscheinend bewiesen werden: Es geht 
noch schlechter. Das ist ein Druckmit¬ 
tel. Dabei geht es uns um viel mehr: Um 
echte Teilhabe. Arme Menschen haben 
Ideen, Wünsche, Vorstellungen, sie tun 
alles Mögliche, um ihre Situation zu ver¬ 
ändern.“ Das werde jedoch nicht aner¬ 
kannt, warnte die Sprecherin der Natio¬ 
nalen Armutskonferenz. 

Bereits wenige Tage vor dem Ar¬ 
mutskongress, der bereits zum zweiten 
Mal veranstaltet wurde, hatte der Pari¬ 
tätische Gesamtverband sein Jahresgut¬ 
achten zur sozialen Lage in Deutschland 
vorgelegt. Darin kommt der Sozialver¬ 
band zu dem Schluss, dass das „zentra¬ 
le Versprechen der sozialen Marktwirt¬ 
schaft, wer sich anstrengt und sich bildet, 
kann auch sozial aufsteigen, trotz der an¬ 
haltend guten Wirtschaftsentwicklung in 
Deutschland immer weniger eingelöst“ 
werde. „Ungleichheit und die Blocka¬ 
de von Aufstiegschancen werden immer 
mehr zu einer Bedrohung für den ge¬ 
sellschaftlichen Zusammenhalt“, warnt 
der Vorsitzende des Paritätischen Ge¬ 
samtverbandes, Rosenbrock, in besag¬ 
tem Gutachten. Die wachsende soziale 
Verwundbarkeit lasse sich nicht nur in 
einzelnen, vorübergehenden Lebenspha¬ 
sen beobachten, sondern bestehe heute 
über die gesamte Biografie und sogar 
generationenübergreifend. Der Aus¬ 


grenzungsprozess beginne schon in der 
Kindheit. „Die seit Jahren relativ stabi¬ 
le Zahl von etwa 2,5 Millionen Kindern 
und Jugendlichen, die an oder unter der 
Armutsgrenze leben, bestätigt nach¬ 
drücklich nicht nur das Versagen der be¬ 
stehenden Sicherungssysteme, sondern 
auch das fehlende Interesse, daran etwas 
zu ändern“, so Rosenbrock. Armut und 
wachsende soziale Ungleichheit seien 
mit Chancengleichheit und sozialer Auf¬ 
wärtsmobilität nicht vereinbar. 

Der Paritätische Gesamtverband 
fordert daher in seinem Jahresgutach¬ 
ten eine „Agenda des Sozialen“, die un¬ 
ter anderem eine nachhaltige Bildungs¬ 
offensive, einen sozialen Arbeitsmarkt, 
der Langzeitarbeitslosen Chancen er¬ 
öffnet, eine bedarfsgerechte Anhebung 
der Regelsätze in Hartz IV sowie eine 
durchgreifende Rentenreform enthalten 
müsse. Um derlei zu finanzieren, wirbt 
der Verband für „ein konsequentes Um¬ 
steuern in der Steuerpolitik“. So müssten 
etwa große Erbschaften und Vermögen 
deutlich stärker zur Finanzierung sozia¬ 
ler Investitionen herangezogen werden. 
„Mit ein bisschen höheren Spitzensteuer¬ 
sätzen, ein bisschen mehr Reichensteuer 
und vagen Andeutungen zur Erbschaft¬ 
steuer kann es nicht getan sein“, kritisiert 
der Paritätische Gesamtverband. 

Markus Bernhardt 

Informationen: 

www.armutskongress.de 


„Melden Sie umgehend Schmutzfinke!“ 

Ausbildung in Einzelhandelsgeschäft mit Kontrollzwang 


Wer meint, der seit jeher dumme Spruch, 
Lehrjahre seien keine Herrenjahre, finde 
in der heute „modernen“ betrieblichen 
Wirklichkeit keine Grundlage mehr, der 
hat sich geirrt. Werner K. (Name geän¬ 
dert), Auszubildender beim hessischen 
Kaufhaus Kirch GmbH in B. (Name ge¬ 
ändert), hat einen Ausbildungsvertrag 
unterschrieben, der ihm offenbar schon 
vorbeugend jeden noch so beiläufigen 
Gedanken austreiben soll, ein Lehrling 
könne dort mehr an Freizügigkeit er¬ 
warten als im Jugendarrest vor hundert 
Jahren. 

Der Ausbildungsvertrag umfasst auf 
zehn eng bedruckten Seiten insgesamt 
54 Paragraphen, die Werner K. über alle 
möglichen Verbote und Einschränkun¬ 
gen informieren. Das ist wohl schon 
der erste Abschnitt seiner „Lehre“: bei 
der Kirch GmbH hat ein Auszubilden¬ 
der viel zu arbeiten, aber nichts zu la¬ 
chen. Da Werner K. zu Beginn seiner 
Ausbildung und noch ein dreiviertel 
Jahr lang Jugendlicher, das heißt unter 
18 Jahre alt war, hätte er die vereinbar¬ 
ten 42 Wochenstunden nicht arbeiten 
dürfen. Der sonst schon scheinbar or¬ 
dentliche Inhaber des Unternehmens 
ließ ihn trotzdem keine Stunde früher 
gehen. Mehr noch: Werner K. arbeitete 
häufig mehr als 42 Stunden pro Woche, 


die ihm dann auf folgende Weise abge¬ 
rechnet wurden: 

Im Ausbildungsvertrag ist fürs ers¬ 
te Lehrjahr eine Vergütung von 650 
Euro festgelegt. Dazu die Regelung: 
„Durch eine etwaige Zulage ist anfal¬ 
lende Mehrarbeit bis zur gesetzlichen 
Höchstarbeitszeit abgegolten.“ Die da¬ 
durch vereinbarte Anwendung der pha¬ 
senweise nach dem Arbeitszeitgesetz 
für Erwachsene erlaubten gesetzlichen 
Höchstarbeitszeit von bis zu 60 Wochen¬ 
stunden auf den Jugendlichen spricht für 
oder besser: gegen die Kirch GmbH. De¬ 
ren Geschäftsleiter ist aber zudem wohl 
ein besonders „Schlauer“. Bei einer Mo¬ 
natsabrechnung zieht sie von der eigent¬ 
lichen AusbildungsVergütung 105 Euro 
ab, weist diese als „Mehr-/Überstunden- 
zulage“ aus, so dass es schließlich heißt: 
Ausbildungsvergütung 545 Euro plus 
Mehr-/Überstundenzulage 105 Euro 
gleich 650 Euro. Wer so rechnet, macht 
als „ehrbarer Kaufmann“ immer seinen 
„Schnitt“. 

Was der Auszubildende dadurch von 
seinem Chef lernt, hat dieser im Ausbil¬ 
dungsvertrag in die Worte gefasst, dass 
er sich selbst dazu verpflichtet fühle, 
„dafür zu sorgen, dass der Auszubilden¬ 
de charakterlich gefördert sowie sittlich 
und körperlich nicht gefährdet wird“. Als 


Beitrag zu solcher „Reife“ von Werner 
K. sollen augenscheinlich auch folgen¬ 
de Vereinbarungen beitragen, dass der 
Lehrling 

- sich „zum Schutz des betrieblichen 
und persönlichen Eigentums mit Kon¬ 
trollen einverstanden“ erklärt, „die sich 
auf Schränke, Spinde, Werkzeugkästen, 
Taschen, sonstige Behältnisse oder der 
eigenen Person“ erstrecken; 

- beispielsweise bei „Verstößen gegen 
die betriebliche Ordnung die innerbe¬ 
trieblichen Bußen 4 “ wie „Verwarnun¬ 
gen, Verweise, Personaleinkaufsverbo¬ 
te, Geldbußen“ usw. anerkennt; 

- verpflichtet sei, „einen von eventuel¬ 
len anderen Hausbriefkästen eindeutig 
unterscheidbar beschrifteten und frei 
zugänglichen Briefkasten zu unterhal¬ 
ten“, da „Briefe, die auf dem Postweg 
zugestellt“ würden, „am zweiten Tage 
nach der Absendung als zugegangen“ 
gälten; 

- „alle Personen, die in seinem Haushalt 
angetroffen werden, zur Entgegennahme 
von Schreiben“, also auch den dabei zu¬ 
fällig anwesenden Schornsteinfeger oder 
Heizungsmonteur zu „bevollmächtigen“ 
habe; 

- akzeptiere, dass „Piercings in der Nase, 
Zunge, Augenbrauen oder an sonst sicht¬ 
baren Stellen ... ebenso untersagt“ seien 


wie „Turnschuhe, Stöckelschuhe, Boots, 
Pumps, offene Sandalen ohne Versen- 
band“ sowie „Schuhe mit einer harten 
(und deshalb lauten) Sohle“; 

- als verboten erdulden müsse, „eigenes 
Bargeld mit in den Verkaufsraum“ zu 
nehmen und „Zucker- oder coffeinhal¬ 
tige Getränke sowie Lebensmittel jeder 
Art... außerhalb der Personalräume“ zu 
verzehren; 

- seine Haare „geschlossen zu tragen“ 
habe, wobei „der Nacken und die Ohren 
frei sein“ müssten, und schon gar „keine 
Punkerfrisuren oder auffällig und unna¬ 
türlich gefärbte Haare“ erlaubt seien. 

Ist der „Laufstall“ des Auszubilden¬ 
den schon eng umzäunt, so sorgt sicher 
auch folgende Anweisung für ein rei¬ 
bungsloses Miteinander bei Strafe hoch¬ 
herrschaftlicher Nichtbeachtung: „Der 
Auszubildende verpflichtet sich, Notizen, 
Mitteilungen und Anträge stets auf DIN 
A 4 Blättern zu fertigen und abzugeben. 
Anträge an die Geschäftsleitung, die 
nicht auf DIN A 4 Blättern abgegeben 
werden, werden nicht bearbeitet.“ Zu¬ 
dem hat sich Werner K. vertraglich da¬ 
rauf eingelassen, dass er (und sonst nie¬ 
mand?) für „die Ordnung dort, wo er sich 
gerade befindet, verantwortlich“ sei. Das 
gelte „für jede Abteilung, das Lager, den 
Personalraum, die Hausanschlussräume 


ver.di fordert 
BAföG-Erhöhung 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) fordert eine Ver¬ 
besserung des Bundesausbildungs¬ 
förderungsgesetzes (BAföG). „Der 
uneingeschränkte Zugang zu Bil¬ 
dung und damit auch zu einem Stu¬ 
dium darf nicht von der Herkunft 
und der wirtschaftlichen Situation 
der Eltern oder der Studierenden 
abhängen. Wir brauchen eine Erhö¬ 
hung um 6,5 Prozent und anschlie¬ 
ßend eine laufende Dynamisie¬ 
rung der BAföG-Bedarfssätze und 
Freibeträge sowie die Möglichkeit, 
BAföG auch für eine gewisse Dauer 
über die Regelstudienzeit hinaus zu 
beziehen“ forderte ver.di-Bundes- 
vorstandsmitglied Ute Kittel. 

Tarifrunde im 
Bauhauptgewerbe 

In der anstehenden Mindestlohn- 
Tarifrunde für das Bauhauptge¬ 
werbe fordert die Industriegewerk¬ 
schaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG 
BAU) eine Erhöhung der Mindest¬ 
löhne und gleiche Mindestlöhne Ost 
und West für Helfer und Baufach¬ 
arbeiter. 

„Mindestlöhne in der Baubran¬ 
che haben sich bewährt. Sie wirken 
wettbewerbsordnend und kommen 
damit auch den Unternehmen zu¬ 
gute. Betriebe aus West- und Ost¬ 
europa müssen sich an die Lohnun¬ 
tergrenze am Bau halten“ sagte der 
Stellvertretende IG BAU-Bundes- 
vorsitzende und Verhandlungsfüh¬ 
rer Dietmar Schäfers. 

Die Tarifrunde für den Mindest¬ 
lohn am Bau startet am 15. August 
2017 in Wiesbaden. 

GEW zum G20-Gipfel 

Anlässlich des G20-Gipfels in Ham¬ 
burg fordert die Vorsitzende der 
Gewerkschaft Erziehung und Wis¬ 
senschaft (GEW), Marlis Tepe, von 
den Regierungschefs ein klares Be¬ 
kenntnis zu mehr Engagement für 
Bildung im eigenen Land und den 
Entwicklungsländern: „Bildung ist 
der Schlüssel für Entwicklung. Doch 
beim G20-Gipfel in Hamburg steht 
das Thema Bildung bisher nicht auf 
der Tagesordnung. Dabei tragen die 
Staaten der G20 aufgrund ihrer Grö¬ 
ße und ihrer wirtschaftlichen Stärke 
eine besondere Verantwortung“, so 
Tepe. 

Wenn es nicht gelinge, jetzt bald 
in erheblichem Umfang mehr Geld 
für Bildung zur Verfügung zu stellen, 
sei das UN-Nachhaltigkeitsziel einer 
inklusiven und kostenfreien guten 
Bildung für alle bis zum Jahr 2030 
nicht zu erreichen, stellte sie klar. 


und die Toiletten“. Damit der Lehrling 
und andere Beschäftigte, denen es bei 
der Kirch GmbH möglicherweise gleich 
ergeht, auch nicht vergessen, sich immer 
ihrer Pflichten und der unaufhörlichen 
Kontrolle des Chefs bewusst zu sein, 
enthält wohl jede Gehaltsabrechnung 
als dringliche Mahnung: „Achten Sie 
auf die Sauberkeit im Personalraum, der 
Küche und der -Toilette. Der letzte, der 
den Raum verlässt, schaltet das Licht aus 
und schließt Fenster und Türen. Melden 
Sie umgehend Schmutzfinke!“ 

Wer hätte das in einem der häufig 
hochgelobten, weil inhabergeführten 
mittelständischen Einzelhandelsunter¬ 
nehmen erwartet? Beim Wettbewerb, 
wer der charakterloseste und unsitt¬ 
lichste „Schmutzfink“ bei der Kirch 
GmbH sein könnte, hätte die Geschäfts¬ 
leitung jedenfalls sicher die größten 
Gewinnchancen. Denn wer seine Aus¬ 
zubildenden vertraglich derart schika¬ 
niert, gängelt und zu demütigt, sie aber 
gleichzeitig noch um einen Teil ihrer 
sauer verdienten Ausbildungsvergütung 
bringt, dem ist dieser Titel wie auf den 
Leib geschnitten, weil er keine Lehrlin¬ 
ge fachlich ausbilden, sondern diese in 
erster Linie zu Knechten ihres „Herrn“ 
erziehen will. 

Horst Gobrecht 
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Politik 


unsere zeit m 


„Die AfD steht auf der 
Seite des Kapitals“ 

Hacki Münder kandidiert für die DKP in Bayern 
auf Platz i 

Frage: Warum trittst Du für die DKP zur terklasse durchsetzen könnten, wäre das 
Bundestagswahl an? nicht eine Chance? 


Längst überfällig 

Das Recht auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts 



Alle zum Standesamt oder sogar vor die Altäre? 


Hacki Münder: Zu Wahlkampfzeiten er¬ 
reicht man möglicherweise eine größere 
Aufmerksamkeit für Frieden, Arbeit und 
Solidarität - drei Punkte für die Kom¬ 
munisten. Unsere Stimme ist nicht laut, 
wir haben keine Millionen zur Verfügung 
wie die Bürgerparteien. Also sollten wir 
die Gelegenheit nützen, etwas mehr Ge¬ 
hör zu finden. 

Frage: Es kommt an den Infoständen 
der DKP immer wieder die Frage, war¬ 
um die Linken so zersplittert sind. Warum 
ruft die DKP nicht zur Wahl der Partei 
„Die Linke“auf? Die ist doch auch gegen 
Krieg und Kapitalismus? 



Hacki Münder: Die Partei „Die Linke“ 
glaubt, mit einer Regierungsbeteiligung 
den Kapitalismus menschlicher machen 
zu können. Ich meine, die Partei „Die 
Linke“ braucht Druck von links. Es geht 
darum, den Kampf der Arbeiter zu or¬ 
ganisieren. Das macht die Partei „Die 
Linke“ nicht. 

Als sie erstmals in Berlin mit der 
SPD in einer Koalitionsregierung war, 
hat sie sofort mitgestimmt, aus dem Tarif¬ 
vertrag für die Länderbeschäftigten aus¬ 
zusteigen. Also Arbeiterrechte in Berlin 
abgeschafft. Da hätte sie die Koalition 
verlassen müssen. 

Frage: Viele Linke hoffen auf Rot-Rot- 
Grün nach der Bundestagswahl Wenn 
die drei Parteien Forderungen der Arbei- 


Am Montag konnte Gerd Schulmey¬ 
er, Mitglied des Bezirksvorstandes, die 
vollständigen Wahlunterlagen der DKP 
Hessen mit 2011 bestätigten Unterstüt¬ 
zungsunterschriften beim Landeswahl¬ 
leiter abgeben. In einem Gespräch mit 
der UZ teilte er mit: 

„Im Lauf der Woche bekommen wir 
die Rückmeldung, ob es ,Mängel’ an un¬ 
seren Wahlunterlagen gibt, die wir in 
den nächsten 14 Tagen noch nachbes¬ 
sern müssen. Auf den ,ersten Blick 4 hat 
jedenfalls nichts gefehlt. 

Deshalb noch einmal Dank an alle, 
die zu diesem Ergebnis beigetragen ha¬ 
ben und auch in den nächsten Tagen 


Hacki Münder: Mit der SPD, die die 
Agenda 2010 zu verantworten hat? Auf 
die SPD ist kein Verlass. Der größte So¬ 
zialabbau bisher fand unter Rot-Grün 
statt. Das hat nicht einmal Kohl ge¬ 
schafft. Die Schröder-Fischer-Regierung 
hat die Gewerkschaften ruhig gestellt, 
das war ihr Job. Und seit 1999, seit der 
Bombardierung von Belgrad, sind auch 
die Grünen eine Kriegspartei. 

Frage: Jetzt hat der Schulz als Kandidat 
die SPD aufgerüttelt ... 

Hacki Münder: Die SPD mit ihrem neu¬ 
en Vorsitzenden könnte jetzt im Bun¬ 
destag was für die Arbeiter tun, zum 
Beispiel die Abschaffung von befriste¬ 
ten Arbeitsverträgen durchsetzen. Eine 
Forderung der Partei „Die Linke“. Die 
SPD hätte zusammen mit den Grünen 
und der Partei „Die Linke“ die Mehrheit. 
Die SPD bzw. die Nahles lehnte das ab - 
soviel zur Schulz-SPD. 

Frage: Die AfD tritt als Protestpartei an. 
Nach einer Umfrage der IG Metall wol¬ 
len 15 Prozent der Arbeiter AfD wählen. 
Was unterscheidet die AfD von der DKP? 

Hacki Münder: Der Prostest der AfD- 
Anhänger wird genährt von der Unter¬ 
drückung der arbeitenden Bevölkerung 
durch das Kapital. Die AfD bietet je¬ 
mand an zum Draufhauen: Flüchtlinge, 
Muslime, Politiker ... Die AfD steht auf 
der Seite des Kapitals, der wirklich Herr¬ 
schenden. 

Der Unterschied zur DKP: Leicht ist 
es nicht, die Herrschenden anzugreifen. 
Aber nur das ändert was an unseren Le¬ 
bensbedingungen. 

Frage: Und die DKP glaubt, das mit dem 
Bundestagswahlkampf zu erreichen? 

Hacki Münder: Nein! Aber wir Kommu¬ 
nisten erfahren, dass uns die Menschen 
zuhören. 

Das Gespräch führten Mitglieder des Betriebsaktivs 
der DKP München für die Kleinzeitung „Auf Draht“. 


noch Unterschriften sammeln und zur 
Bestätigung bringen. 

Gebt diesen Dank bitte auch an alle 
Genossinnen und Genossen der SDAJ 
weiter, die geholfen haben, die Kandida¬ 
tur der DKP Hessen bei der Bundestags¬ 
wahl 2017 zu sichern.“ 



N atürlich ist es keine Ehe „für 
Alle“ die der Bundestag am ver¬ 
gangenen Freitag kurz vor der 
Sommerpause mit großer Mehrheit 
beschlossen hat. Abgestimmt wurde 
konkret über eine unverändert einge- 
brachte Gesetzesvorlage des Bundes¬ 
rates „zur Einführung des Rechts auf 
Eheschließung für Personen gleichen 
Geschlechts? Das war ein längst über¬ 
fälliger Schritt gegen Diskriminierung, 
für Gleichstellung, den viele andere eu¬ 
ropäische Länder und einige außerhalb 
Europas, allen voran unsere Nachbarn 
Belgien, die Niederlande und Däne¬ 
mark, bereits vor Jahren gegangen sind. 
Selbst in Spanien ist seit 2005 homo¬ 
sexuellen Paaren die Eheschließung 
ebenso wie die Adoption von Kindern 
erlaubt. Dass da hierzulande - und 
nicht nur im Bundestag - jetzt Konfet¬ 
ti regnete, ist verständlich ... 

Dass der schon länger vorliegende 
und im Rechtsausschuss des Bundes¬ 
tages diskutierte Gesetzentwurf noch 
in dieser Legislaturperiode zur Abstim¬ 
mung stand, ist jedoch nicht selbstver¬ 
ständlich. Alle entsprechenden An¬ 
träge im Bundestag, so auch einer der 
Linkspartei am Beginn der jetzigen 
Legislaturperiode, wurden durch eine 
Mehrheit im Bundestag, also auch mit 
Stimmen der SPD, zuvor abgelehnt, 
„auf die lange Bank geschoben“ oder 
in die Ausschüsse verwiesen. 

Plötzlich aber kommt nun die SPD 
nach ihrem Wahlparteitag doch auf die 
Idee zu verkünden, man gehe in keine 
Koalition, in deren Vertrag nicht die 
„Ehe für Alle“ stehe. Offenbar wollte 
man das Thema im Wahlkampf weiter 
„puschen“. Kanzlerin Merkel reagier¬ 
te instinktiv, wahrscheinlich mit einem 


sehr klugen „Schachzug“. Auf eine ent¬ 
sprechende Frage, erklärte sie auf ei¬ 
ner Veranstaltung im Berliner Maxim- 
Gorki-Theater am Montag nach dem 
SPD-Parteitag entgegen aller vorhe¬ 
rigen Absprachen im Bundesvorstand 
der CDU: „Und deshalb möchte ich 
gerne die Diskussion mehr in die Si¬ 
tuation führen, dass wir ... dass es ... 
dass es eher in Richtung einer Gewis¬ 
sensentscheidung ist, als dass ich jetzt 
hier per Mehrheitsbeschluss irgendwas 
durchpauke.“ 

Die SPD nutzte die Situation, 
brachte den Gesetzentwurf mit Un¬ 
terstützung der Partei „Die Linke“ 
und der Grünen in den Bundestag 
ein. Merkel konnte nicht mehr zurück. 
Sie wollte es möglicherweise auch gar 
nicht: Der Fraktionszwang wurde auf¬ 
gehoben. 75 Abgeordnete der Unions¬ 
fraktion sorgten dafür, dass es für die 
Gesetzesvorlage im Bundestag eine 
deutliche Mehrheit gab. Die anderen 
Abgeordneten aus der Unionsfrakti¬ 
on votierten - wie erwartet - am Frei¬ 
tag bei der namentlichen Abstimmung 
mit „Nein“, vier enthielten sich. Un¬ 
ter jenen, die mit „Nein“ stimmten, 
waren Bundeskanzlerin Merkel und 
der Bundesinnenminister. - Und die 
SPD hat nun ein Wahlkampfthema 
weniger. 

Doch jene, die jetzt ihre eingetra¬ 
gene Lebenspartnerschaft umwandeln, 
„richtig heiraten“ und gemeinsam Kin¬ 
der adoptieren wollen, werden viel Ge¬ 
duld brauchen. Nicht nur, weil das Gan¬ 
ze nun noch einmal im Herbst durch 
den Bundesrat muss oder weil zudem 
viele konkrete Bestimmungen zur 
Umsetzung des Beschlossenen fehlen. 
Sondern vor allem, weil Unionsabge¬ 


ordnete vor das Bundesverfassungsge¬ 
richt ziehen wollen oder von Unions¬ 
parteien geführte Landesregierungen 
vorschicken werden. Weil angeblich 
im Zusammenhang mit dem Gesetz 
zuvor eine Änderung des Grundgeset¬ 
zes nötig gewesen wäre. Dafür ist im 
Bundestag eine Zweidrittel-Mehrheit 
erforderlich. 

Das ist auch die Argumentation von 
Bundesinnenminister Thomas de Mai¬ 
ziere (CDU). Für ihn ist - ganz im tra¬ 
dierten und konservativen Sinne - die 
Ehe „eine Verbindung zwischen Mann 
und Frau“. Er räumt einer Verfassungs¬ 
klage gegen das neue Gesetz Erfolgs¬ 
chancen ein. Einige Verfassungsrecht¬ 
ler sehen das ähnlich: So erklärte auch 
Ex-Verfassungsrichter Papier gegen¬ 
über dem „Spiegel“, für ihn sei die Ehe 
„eine Verbindung zwischen Mann und 
Frau“. Doch im Grundgesetz ist das nun 
gar nicht definiert. Die entsprechende 
Formulierung lässt - ganz sicher von 
seinen Autorinnen und Autoren völlig 
unbeabsichtigt - völlig offen, zwischen 
wem eine Ehe als Ehe gilt. Was sie sich 
damals dabei gedacht haben mögen, ist 
nicht relevant. Angriffe gegen das be¬ 
schlossene Gesetz „zur Einführung des 
Rechts auf Eheschließung für Personen 
gleichen Geschlechts“ gibt es - natür¬ 
lich - auch von der AfD. 

Die Befürworter des neuen Geset¬ 
zes, darunter auch Politiker der SPD 
und der Oppositionsparteien, sind der¬ 
zeit optimistisch, dass das neue Gesetz 
auch vor dem Bundesverfassungsgesetz 
bestehen wird. Die SPD-Führung aber 
muss sich nun auch fragen lassen, wa¬ 
rum ihr - „fast revolutionärer“ - Vor¬ 
stoß erst jetzt kam. 

Nina Hager 


Die Hessen sind dabei! 


G20-Gipfel: „Strategie der Angst darf nicht aufgehen“ 

Jan Lis ist Sprecher der „Interventionistischen Linke Düsseldorf - See Red!“ 


UZ: Bei den Protesten gegen den so¬ 
genannten G20-Gipfel, der am 7. und 
8. Juli in Hamburg stattfindet, droht ei¬ 
ner der größten Polizeieinsätze der bun¬ 
desdeutschen Nachkriegsgeschichte. Wie 
bewerten Sie das bisherige Vorgehen der 
staatlichen Stellen? 

Jan Lis: Die bisherige Strategie der Po¬ 
lizeiführung, des Innensenators Andy 
Grote (SPD) und der zuständigen Stel¬ 
len der Stadtverwaltung zielt darauf ab, 
durch maximale Abschreckung Men¬ 
schen von Protesten fernzuhalten. Ei¬ 
nerseits gab es Angriffe auf die Vorbe¬ 
reitung und Infrastruktur der Proteste, 
die vorbereitenden Aktionskonferen¬ 
zen und die Protestcamps. Andererseits 


wurde in den Medien fortlaufend über 
angeblich bevorstehende Gewaltszena¬ 
rien und eine „Null-Deeskalations-Li- 
nie“ der Polizeieinsatzleitung berichtet. 
Dazu gehört auch die Ankündigung ei¬ 
nes enormen Polizeiaufgebots mit mar¬ 
tialischer Ausrüstung wie Hunde- und 
Pferdestaffeln, Wasserwerfern, Räum¬ 
panzern und sogar militärischem Gerät. 

UZ: Erschreckt Sie das Maß dieser Mi¬ 
litarisierung im Inland, die ausgerechnet 
unter einer Landesregierung von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen stattfindet? 

Jan Lis: Die zunehmende Aufrüstung 
mag erschreckend sein, aber viel er¬ 
schreckender ist doch die Vorstellung, 


dass diese Strategie der Angst aufgeht, 
dass niemand mehr sich traut zu pro¬ 
testieren. Eine Gesellschaft ohne Wi¬ 
derstand wäre für mich das wahre 
Angstszenario. Davon sind wir zum 
Glück weit entfernt. Viele tausende 
werden sich auf den Weg nach Ham¬ 
burg machen und an den Protestak¬ 
tionen teilnehmen, mit mutigen und 
kreativen Aktionen. Nachdem die Po¬ 
lizei ihre Pläne für eine große Gefan¬ 
genensammelstelle (Gesa) angekün¬ 
digt hatte, entwickelte sich beispiels¬ 
weise sofort eine Internetkampagne, 
bei der Menschen Fotos mit ihren 
Zahnbürsten online stellten. Die Bot¬ 
schaft war, dass ihre Repression uns 
nicht abschrecken kann. Selbst wenn 


wir im schlimmsten Fall verhaftet wer¬ 
den, geht der Protest eben in der Gesa 
weiter. Und mit unseren Zahnbürsten 
sind wir dann auch darauf vorbereitet. 

UZ: Verschiedene Länder haben beim 
dafür zuständigen Bundesverwaltungs¬ 
amt (BVA) beantragt, dass das Sicher¬ 
heitspersonal ihrer Delegationen auch 
auf deutschem Boden Waffen tragen 
dürfen soll. Auch die Vertreter des In¬ 
ternationalen Währungsfonds (IWF) 
haben einen entsprechenden Antrag 
gestellt. Unter den G20-Staatschefs fin¬ 
den sich mit Erdogan und Trump auch 
Despoten. Wie groß ist die Gefahr, die 
von dem Sicherheitspersonal für die De¬ 
monstranten ausgeht? 


Jan Lis: Natürlich ist das Sicherheits¬ 
personal ebenso eine mögliche Bedro¬ 
hung wie die inländischen Polizeikräf¬ 
te. Aber beide Gruppen können sich 
sicher sein, dass ihr Handeln nicht un¬ 
kontrolliert ablaufen wird. Es wird eine 
enge Pressebegleitung bei den Aktio¬ 
nen des Zivilen Ungehorsams geben, 
dazu parlamentarische Beobachter 
und solidarische Rechtsanwälte. Sie 
alle schützen durch ihre Präsenz unsere 
Aktionen. Dazu vertrauen wir auf die 
Kraft, Entschlossenheit und Solidarität 
der Vielen, die gemeinsam auf die Stra¬ 
ße gehen. Wir fahren nicht mit Angst, 
sondern mit viel Begeisterung und Vor¬ 
freude nach Hamburg. 

Interview: Markus Bernhardt 
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Täuschen, Fälschen, Lügen - ohne Kontrolle 

Ergebnis des NSA-Untersuchungsausschusses: Schlapphüte sind und bleiben unkontrollierbar 


D ie gesetzeswidrigen Spionagetä¬ 
tigkeiten des US-Geheimdiens- 
tes National Security Agency 
(NSA) und des Bundesnachrichten¬ 
dienstes (BND) bleiben folgenlos. 
Das ist das Ergebnis der mehr als 
dreijährigen Arbeit des NSA-Unter- 
suchungsausschuss des Bundestages. 
Trotzdem brachte der Ausschuss eini¬ 
ges ans Licht, was, ginge es nach der 
Regierungskoalitionen aus CDU/CSU 
und SPD, besser im Verborgenen ge¬ 
blieben wäre. So gilt mittlerweile als 
gesichert, dass der BND in der Bun¬ 
desrepublik ansässige Botschaften und 
Diplomaten, Mitglieder ausländischer 
Regierungen, wie etwa den französi¬ 
schen Außenminister, Teile der EU- 
Kommission, der EINO und selbst des 
Kinderhilfswerks UNICEF, sowie Ban¬ 
ken, Ratingagenturen, Hilfsorganisati¬ 
onen wie das Rote Kreuz, Oxfam und 
die Welthungerhilfe und Journalisten 
von BBC , New York Times und Reuters 
bespitzelt hat. 


Rechtsverstöße ohne Folgen 

Deutlich wurde im Rahmen der Aus¬ 
schussarbeit zudem, dass der BND eine 
große Anzahl militärischer und nicht¬ 
militärischer Daten an den US-ame¬ 
rikanischen Geheimdienst weitergab 
und wahrscheinlich auch heutzutage 
noch gibt. Wie wenig sich sowohl die 
Geheimdienste als auch die Bundes¬ 
regierung um die gültige Gesetzeslage 
scheren, wird zugleich daran deutlich, 
dass selbst die Bundesdatenschutzbe¬ 
auftragte 18 Rechtsverstöße festgestellt 
und 12 Beanstandungen ausgesprochen 
hat, die ebenfalls folgenlos blieben. 

Obwohl die Oppositionsabgeord¬ 
neten einige Anstrengungen unter¬ 
nommen hatten, um zumindest etwas 
Licht ins Dunkel des Geheimdienst¬ 
dschungels zu bringen, gelang es den 
Vertretern der Regierungskoalition, 
eine Anhörung von Edward Snowden, 
der den NSA-Skandal aufgedeckt hat¬ 
te, zu verhindern. Auch die komplette 
Liste der Suchbegriffe, mittels derer 


die NSA Datensätze durchsucht und 
überwacht, wurden den Ausschuss¬ 
mitgliedern nicht vorgelegt. Offen ist 
außerdem, in welchem Ausmaß die 
USA von deutschen Geheimdiensten 
übermittelte Daten für ihren Drohnen¬ 
krieg - und somit zur gezielten Ermor¬ 
dung unliebsamer Personen - nutzen. 
Dass die deutsche Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) eigenmächtig 
entschied, dass ihr Handy nicht ana¬ 
lysiert werden solle, obwohl klar war, 
dass die NSA sie überwacht hatte und 
wohl noch immer überwacht, wirft ein 
bezeichnendes Licht auf die deutsche 
Regierungschefin. 

Übrig bleibt nach der jahrelangen Ar¬ 
beit des Untersuchungsausschusses 
einzig die Erkenntnis, dass eine demo¬ 
kratische Kontrolle der Geheimdienste 
nicht im geringsten möglich ist. Diese 
führen ein ausgeprägtes Eigenleben, 
welches sich nicht um die Kontrolle 
durch Datenschützer, parlamentari¬ 
sche Kontrollgremien oder Abgeordne¬ 


te beeindrucken lässt. Selbst die direkt 
beim Bundeskanzleramt angesiedelte 
Fachaufsicht für die Nachrichtendiens¬ 
te (Kanzleramtsminister Peter Altmai¬ 
er) stellt für deren rechtswidriges Trei¬ 
ben offensichtlich keinerlei Gefahr dar. 
Jedoch ist in diesem Fall ungeklärt, ob 
dies an der Ignoranz der Geheimdiens¬ 
te oder nicht doch mehr daran liegt, 
dass das Kanzleramt bewusst auf eine 
Kontrolle seiner Dienste verzichtet. 

„Wir brauchen dringend eine grund¬ 
legende Reform der Aufsicht und Kon¬ 
trolle der Nachrichtendienste. Die par¬ 
lamentarische Kontrolle muss gestärkt 
und die Aufsicht durch die zuständigen 
Ministerien faktisch wieder hergestellt 
werden“, stellte auch der Grünen-Bun- 
destagsabgeordnete Konstantin von 
Notz jüngst klar, der zugleich dem NSA- 
Untersuchungsausschuss angehörte. 
Andre Hahn, Mitglied des Parlamenta¬ 
rischen Kontrollgremiums (PKGr) des 
Bundestages für die Partei „Die Lin¬ 
ke“, welches die Bundesregierung hin¬ 


sichtlich der Tätigkeit der Nachrich¬ 
tendienste kontrollieren soll, wies vor 
wenigen Tagen darauf hin, dass es „im 
Untersuchungsausschuss auch mehr¬ 
fach streng geheime Sitzungen“ gab. 
„Streng geheime Sitzungen sind nur 
dann möglich, wenn der Bestand der 
Bundesrepublik Deutschland gefähr¬ 
det ist. Der Bestand der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland war nie gefährdet, 
aber Sie wollten einfach verhindern, 
dass hochbrisante Informationen in 
den Abschlussbericht kommen“, rief 
er den Regierungsfraktionen im Ple¬ 
num des Bundestages entgegen. Das 
Sondervotum der Oppositionspartei¬ 
en wurde nur reichlich geschwärzt - da 
angeblich die Sicherheit gefährdend - 
in den Gesamtbericht aufgenommen. 

Derzeit ist davon auszugehen, dass 
die Schlapphüte ihr Eigenleben auch 
zukünftig wie gehabt weiter ausbauen 
können. Ganz offensichtlich sogar mit 
dem Segen der Bundesregierung. 

Markus Bernhardt 


Kanonen oder Butter? 

Abrüstungsanträge der Opposition abgeschmettert 



Deutschland muss in der Welt mehr Ver¬ 
antwortung übernehmen, EU-Europa 
gemeinsam handeln. Der Abgeordnete 
Karl-Heinz Brunner (SPD) hat da kei¬ 
ne Zweifel. Was er meinte, wurde am 
29. Juni im Bundestag spätestens in der 
Abstimmungsrunde klar: Die SPD- und 
die Unionsfraktion lehnten Anträge der 
Linkspartei und der Grünen zur Abrüs¬ 
tung und gegen Atomwaffen ab oder ver¬ 
wiesen sie in die Ausschüsse. 

Die Linke hatte die Anträge „Ab¬ 
rüstung jetzt und hier beginnen“, „Kei¬ 
ne Orientierung am Zwei-Prozent-Ziel 
der NATO“ zur Beschlussfassung ein¬ 
gebracht. Darin verlangt sie u.a. von der 
Bundesregierung statt einer Agenda der 
Aufrüstung der Nato ein Programm zur 
Abrüstung vorzulegen und das „Zwei- 
Prozent-Ziel“ der Nato abzulehnen. Zur 
Abstimmung standen zudem die gemein¬ 
samen Anträge von Abgeordneten der 
Linkspartei und der Grünen „Investitio¬ 
nen in Streumunition und Antipersonen¬ 
minen verbieten“ und „Verhandlungen 
über einen Atomwaffenverbotsvertrag 
aktiv unterstützen“. 

Beraten wurde unter diesem Tages¬ 
ordnungspunkt im Plenum zudem über 
die Beschlussempfehlung und den Be¬ 
richt des Auswärtigen Ausschusses zum 
Antrag von Abgeordneten der Fraktion 
der Partei „Die Linke“ „Atomwaffen aus 
Deutschland abziehen und Neustationie¬ 
rung stoppen“. Dies gefährde die politi¬ 


sche Stabilität in Mittel- und Osteuropa 
und nehme „das Risiko des Beginns eines 
erneuten nuklearen Rüstungswettlaufs 
in Kauf“. Die Abgeordneten im Bundes¬ 
tag hatten sich 2010 mehrheitlich für ei¬ 
nen Abzug eingesetzt. Daran - so scheint 
es - kann sich auch die SPD, damals nicht 
in der Regierung, heute nicht mehr er¬ 
innern. Agnieszka Brugger (Bündnis 90/ 
Die Grünen) wies in der Debatte auf die 
damalige Abstimmung hin: „Es ist doch 
unfassbar, wie schnell Union und SPD 
diese Einigkeit und dieses wichtige Ziel 
aufgegeben haben.“ 

In einem gemeinsamen Antrag mit 
den Grünen forderte die Fraktion der 
Partei zudem, die Verhandlungen über 
die Ächtung von Atomwaffen „zu akzep¬ 
tieren und zu unterstützen“ sowie „aktiv 
und konstruktiv“ an den Verhandlungen 
teilzunehmen. Bekanntlich hatte sich die 
Bundesregierungen an den UN-Konfe- 
renzen zur Ächtung und zum Verbot von 
Atomwaffen nicht beteiligt, ihr Stuhl in 
New York blieb leer. Die Opposition er¬ 
warte von der Bundesregierung ein kla¬ 
res Bekenntnis „gegen jegliche nukleare 
Aufrüstungspläne und den Bruch beste¬ 
hender internationaler Abrüstungs- und 
Rüstungskontrollverträge“, gleichgültig 
welcher Staat dafür verantwortlich sei. 

In der Aussprache beriefen sich die 
Vertreter der CDU/CSU und der SPD - 
wie 2010 die damalige schwarz-gelbe Re¬ 
gierung - ausweichend immer wieder auf 


Ohnmächtiges UN-Symbol? 

Bündnisverpflichtungen. Vor allem aber 
sprachen sie wiederholt von der „wach¬ 
senden Bedrohung“ auch durch Russ¬ 
lands Politik und feierten die „großen 
Erfolge“ der Großen Koalition bei der 
Abrüstung und Rüstungskontrolle: Für 
Peter Bayer von der Unionsfraktion ha¬ 
ben „Abrüstung, Nichtverbreitung und 
Rüstungskontrolle“ gar „einen hohen 
Stellenwert in der deutschen Außen- und 
Sicherheitspolitik ...“ 

Wolfgang Gehrcke begründete für 
die Partei „Die Linke“ die Position der 
Antragsteller: Wolle man einen Sozial¬ 
staat oder einen „Rüstungsstaat“? „Ka¬ 
nonen und Butter hat es zusammen nie 
gegeben, man hat sich immer entschei¬ 
den müssen. Meine Entscheidung und 
die Entscheidung meiner Fraktion ist 
völlig klar: Wir wollen alle Kräfte im So¬ 


zialen verstärken, und deswegen wollen 
wir raus aus der Spirale der Rüstung.“ 
Friedenspolitik sei möglich, „wenn man 
anderen Ländern Ängste nimmt und 
Vertrauen aufbaut“. Vor diesem Hin¬ 
tergrund sei die Entscheidung der Bun¬ 
desregierung, künftig zwei Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes, d.h. ungefähr 
70 Milliarden Euro im Jahr, für Rüstung 
auszugeben eine „Katastrophe“. 

Gehrcke warb zudem für ein besseres 
Verhältnis zu Russland. Er warnte in die¬ 
sem Zusammenhang auch vor dem Ra¬ 
ketenschirm der Nato: Dieser schaffe in 
Europa nur „gespaltene Sicherheit“. Er 
verlangte ein gemeinsames Sicherheits¬ 
system für unseren Kontinent und sprach 
sich für die Auflösung der NATO sowie 
gegen die Militarisierung der EU aus. 

nh 


Schneller Kohleausstieg gefordert 

Glaubwürdigkeit der Regierung ist nicht in Sicht 


Aktivisten der Umweltschutzorganisa¬ 
tion Greenpeace haben am Sonntag im 
Hamburger Hafen für den Ausstieg aus 
der klimaschädlichen Verstromung de¬ 
monstriert. Unter anderem schrieben 
sie in rund zwei Meter großen Buch¬ 
staben die Parole „End Coal“ an die 
Bordwand eines Kohlefrachters. Nach 
Angaben von Greenpeace lieferte 
dieser etwa 75 000 Tonnen Steinkoh¬ 
le aus Russland nach Hamburg. Mit 
dieser Aktion riefen die Aktivisten 
aus Deutschland, Frankreich, den Nie¬ 
derlanden und anderen europäischen 
Staaten nur wenige Tage vor Beginn 
des G20-Gipfels in Hamburg Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel (CDU) und 
ihre G20-Kollegen auf, aus der Kohle- 
verstromung auszusteigen. 

Nach Angaben der Umweltorgani¬ 
sation importiert die Bundesrepublik 
immer mehr Steinkohle aus Ländern 
wie Kolumbien, Russland und den 
USA. Im letzten Jahr seien die Einfuh¬ 
ren für Kohlekraftwerke auf den Re¬ 
kordwert von 43 Millionen Tonnen ge¬ 
klettert - doppelt so viel wie noch im 
Jahr 2000. 


Während die deutsche Energiewen¬ 
de international als Vorbild dargestellt 
werde, komme die Bundesrepublik im 
Klimaschutz seit acht Jahren nicht vom 
Fleck. Im vergangenen Jahr lag der 
Ausstoß von Treibhausgasen mit 906 
Millionen Tonnen so hoch wie 2009. 
Obwohl der Anteil der Erneuerbaren 
Energien an der Stromversorgung 2016 
auf knapp ein Drittel gestiegen ist, sta¬ 
gnierten die C0 2 -Werte. Greenpeace 
sieht die Hauptursache dafür in dem 
mit 40 Prozent anhaltend hohen Koh¬ 
leanteil an der deutschen Strompro¬ 
duktion. Öffentlich räumt auch Mer¬ 
kel ein, dass mehr Anstrengung nötig 
ist. „Ich glaube, dass wir entschlosse¬ 
ner denn je in Deutschland und Europa 
alle Kräfte bündeln sollten, um gegen 
den Klimawandel anzukämpfen“, sagte 
Merkel Mitte Juni bei einer CDU-Ver¬ 
anstaltung in Erfurt. Dennoch weigere 
„sich die Kanzlerin bislang, einen so¬ 
zialverträglichen Kohleausstieg einzu¬ 
leiten“, so Klimaexperte Karsten Smid 
von Greenpeace. 

Dabei wäre es möglich, die in Ge¬ 
fahr geratenen deutschen Klimaziele 


zu retten - durch einen zügigen und 
schrittweisen Ausstieg aus der Kohle- 
verstromung bis zum Jahr 2030. Dies 
zeige eine aktuelle Studie, die jedes ein¬ 
zelne Kraftwerk untersuche und einen 
Fahrplan für einen schrittweisen Aus¬ 
stieg aufzeige, teilte die Umweltorga¬ 
nisation mit. 

Der Plan lege dar, welcher Kraft¬ 
werksblock in welchem Jahr abgeschal¬ 
tet werden müsse, um den C02-Aus¬ 
stoß bis zum Jahr 2020 um 40 Prozent 
zu senken, wie von der Bundesregie¬ 
rung angekündigt. Mit dem Erreichen 
dieses Ziels stehe und falle „die Glaub¬ 
würdigkeit der Kanzlerin im internati¬ 
onalen Klimaschutz“, sagte Smid. „Nur 
wenn klimaschädliche Kohlemeiler gut 
geplant vom Netz gehen“, werde das 
Klimaziel erreicht. 

Die Studie von Energy Brainpool 
im Auftrag von Greenpeace geht von 
einem Anteil von 80 Prozent erneu¬ 
erbarer Energien am Stromverbrauch 
bis 2030 aus, ergänzt durch klima¬ 
schonende Gaskraftwerke. Bis Ende 
2020 werden demnach 84 oft kleinere 
Braun- und Steinkohleblöcke mit ei¬ 


ner Gesamtkapazität von gut 16 Gi¬ 
gawatt vom Netz genommen. Damit 
könne Deutschland etwa 50 Millionen 
Tonnen C0 2 zusätzlich einsparen, die 
laut Bundesregierung fehlten, um das 
40-Prozent-Ziel zu erreichen, erklärte 
Greenpeace. 

Nachdem US-Präsident Donald 
Trump Anfang Juni angekündigt hat, 
aus dem Pariser Klimaabkommen aus¬ 
zusteigen, wird der Schutz des Klimas 
ein Schwerpunkt beim anstehenden 
G20-Gipfel in Hamburg. Auch ohne die 
USA verursachen die G19 noch zwei 
Drittel der weltweiten Treibhausgas¬ 
emissionen, produzieren und verbrau¬ 
chen den ganz überwiegenden Teil der 
klimaschädlichen Kohle. Mit Großbri¬ 
tannien, Kanada, Italien und Südkorea 
haben vier G20-Länder einen Kohle¬ 
ausstieg beschlossen oder planen ihn, 
in China sinkt der Kohleverbrauch seit 
drei Jahren. „Der Aufbau moderner, 
kohlenstoffarmer Volkswirtschaften ist 
in vollem Gange“, so Smid. „Deutsch¬ 
land darf diese Entwicklung nicht ver¬ 
schlafen.“ 

Bernd Müller 


Nicht-artgerechte 

Haltung 

Das Containerdorf für Polizisten in 
Bad Segeberg im Vorfeld des G20- 
Gipfels sorgt weiter für Schlagzei¬ 
len: Am Montag vorletzter Woche 
mussten 220 Beamte aus Berlin 
die Unterkunft nach einer wilden 
Partynacht verlassen. Am Freitag 
letzter Woche sind deren Kollegen 
aus Rheinland-Pfalz aus der ehe¬ 
maligen Erstaufnahme für Flücht¬ 
linge ausgezogen - aber freiwillig. 
Die Zustände in Bad Segeberg sei¬ 
en „unzumutbar“, heißt es vom In¬ 
nenministerium in Mainz. Beamte 
hatten sich zuvor bei der Gewerk¬ 
schaft der Polizei (GdP) über ver¬ 
schlossene Duschen, fehlendes Toi¬ 
lettenpapier und lange Wege be¬ 
schwert. Die artgerechte Haltung 
nimmt Rücksicht auf angfeborene 
und gelernte Verhaltensweisen, die 
artspezifischen Bedürfnisse dieser 
Menschengruppe werden wohl 
nicht genügend beachtet. 

Die Berliner, zurück mit den 
unangenehmen Schlagzeilen, scho¬ 
ben dann reichlich Frust, auch ob 
der unwillkommenen Schlagzeilen, 
und ließen sich dann extensiv bei 
einem Einsatz in Berlin aus. Eine 
Räumung eines Kiez-Treffs in 
Neukölln lief völlig aus dem Ru¬ 
der, Knüppeleinsatz und reichlich 
Pfefferspray machten ein Schlacht¬ 
feld dank der Aufheizung der Be¬ 
reitschaftspolizei. Vielleicht ist die 
Art und Weise, wie die Verantwort¬ 
lichen aus den höheren Polizeikrei¬ 
sen und der Politik mit ihren Ein¬ 
satzkräften umgehen, gewollt und 
mit einem gewissen Kalkül behaf¬ 
tet. 

Am 29. Juni wurde, durch den 
Einsatz von mehreren Hundert¬ 
schaften, technischen Einheiten, 
Hundestaffeln und SEK-Einhei- 
ten, der Kiezladen im Erdgeschoss 
der Friedeistraße 54 im Berliner 
Bezirk Neukölln zwangsgeräumt. 
Viele hundert Unterstützer haben 
versucht, durch Menschenblocka¬ 
den vor dem Laden, im Innenhof 
und auf der Straße, die Räumung 
zu verhindern. 

Die Berliner Polizei ging mit 
erschreckender Brutalität gegen 
die Blockierer vor. Wie eine Viel¬ 
zahl von Videoaufnahmen belegen, 
wurde friedlichen Sitzblockierern 
ins Gesicht getreten, mit Schlag¬ 
stöcken in den Kopfbereich ge¬ 
schlagen und sie wurden gewürgt. 
Mindestens vier Personen wurden 
bewusstlos geprügelt. Unabhängi¬ 
ge Sanitätsgruppen berichten von 
mehreren dutzend Verletzten und 
massiver Behinderung der Ret¬ 
tungsmaßnahmen. Vor Beginn der 
brutalen Räumungsmaßnahmen 
wurden Pressevertreter von den 
Beamten teilweise mittels Gewalt 
aus dem Sichtbereich gedrängt. 
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EU-Kommissar 
Moscovici will 
Juncker beerben 

Der französische EU-Währungskom¬ 
missar Pierre Moscovici liebäugelt 
mit dem Amt des Kommissionspräsi¬ 
denten. „Die Kandidatur für das Amt 
des Kommissionspräsidenten könnte 
mich interessieren“, sagte der 59-Jäh¬ 
rige der „Welt am Sonntag“. 

Der frühere französische Finanz¬ 
minister stellte allerdings Bedingun¬ 
gen: „Ich würde keine Kampagne nur 
um der Kampagne wegen anführen 
wollen, sondern mit dem Anspruch, 
zu gewinnen. Europas Sozialdemo¬ 
kratie ist in einer Krise. Es fehlt an 
Geschlossenheit, Führung und Ideen. 
Die Frage ist, ob wir das in zwei Jah¬ 
ren wieder aufbauen können.“ Mosco 
vici gehört dem französischen Parti 
Socialiste an. 

Die Sozialdemokratie in Europa 
müsse sich erneuern, forderte Mosco¬ 
vici. „Wir müssen Konzepte entwi¬ 
ckeln, wie wir die Ungleichheit in Eu¬ 
ropa beenden. Wir müssen Führung 
zeigen, international wie in Europa.“ 

2019 wird über einen Nachfolger 
von EU-Kommissionspräsident Jean- 
Claude Juncker entschieden werden 
müssen. Die Staats- und Regierungs¬ 
chefs dürften an der Praxis festhal- 
ten, den Spitzenkandidaten des sieg¬ 
reichen Parteienbündnisses bei den 
Europawahlen an die Spitze der Be¬ 
hörde zu berufen. 


Kolumbien: 
Amnestie umsetzen 

Aufruf der Kontinentalen 
Bolivarianischen Bewegung 

Die „Kontinentale Bolivarianische Be¬ 
wegung“ (MCB) solidarisiert sich ak¬ 
tiv mit dem Hungerstreik der 1 500 
Aufständischen, die eine Umsetzung 
des Amnestiegesetzes und der Begna¬ 
digungen einfordern. Beides war vor 
sechs Monaten in Bogota beschlossen 
worden und wurde bis heute in 832 Fäl¬ 
len umgesetzt, bei einer Gesamtzahl 
von 3 400 Gefangenen aus der Guerilla. 
Die Kriegsgefangenen der FARC-EP 
werden bei dieser Protestmaßnahme 
begleitet von Jesus Santrich, der eben¬ 
falls in den Hungerstreik getreten ist, 
um die vollständige und baldigste Um¬ 
setzung der Verpflichtung des kolumbi¬ 
anischen Staates zu verlangen. 

Wir rufen die politischen, gesellschaft¬ 
lichen und revolutionären Kräfte des 
Kontinents und auch Europas auf, die 
über viele Jahre den Kampf des kolum¬ 
bianischen Volkes zur Erreichung eines 
Friedens mit gesellschaftlicher Gerech¬ 
tigkeit begleitet haben, sich aktiv mit 
den gefangenen Genossinnen und Ge¬ 
nossen der FARC-EP zu solidarisie¬ 
ren und ihre sofortige Befreiung ohne 
weitere Verzögerung zu fordern und so 
das Gesetz über Amnestie und Begna¬ 
digung zu erfüllen. 

Wir rufen dazu auf, Kommuniques, 
Videobotschaften, Wortbeiträge und 
Bilder in gesellschaftlichen Netzwer¬ 
ken zu verfassen, diese den Angehö¬ 
rigen der FARC in Gefangenschaft 
zu schicken, in den „sozialen Medi¬ 
en“ unter dem Titel #PazEsLibertad 
zu verbreiten sowie auf den Account 
des Kommandanten Jesus Santrich 
@JSantrich_FARC und an die Mail¬ 
adresse der Bolivarianischen Presse¬ 
agentur (ABP) abp_noticias@yahoo. 
com zu schicken. 

Wir fordern, dass die kolumbianische 
Regierung die in Havanna getroffenen 
Friedensvereinbarungen einhält und 
rufen zu internationaler Achtsamkeit 
und Begleitung von Seiten der Völker 
der Welt auf - für eine integrale und 
vollständige Befolgung der allgemei¬ 
nen Friedensvereinbarung mit gesell¬ 
schaftlicher Gerechtigkeit, vereinbart 
von den kolumbianischen Aufständi¬ 
schen mit der Regierung und interna¬ 
tionalen Organismen. 

Sofortige Freilassung der gefangenen 
Angehörigen der FARC! 

Freiheit für Kommandant Simon Tri¬ 
nidad! 

Exekutivleitung der Kontinentalen Bolivarianischen 

Bewegung 

Carlos Casanueva, Generalsekretär 


Gelber Journalismus 

Die „taz“, ihre Stiftung und die ukrainische Zensurbehörde 


Mit einem Empfang im Auswärtigen Amt endet am Freitag das 13-tägige 
Besuchsprogramm einer Gruppe kubanischer Blogger und Journalisten 
in Berlin. Wenn einen Tag später Zigtausende in Hamburg für „Grenzen¬ 
lose Solidarität statt G20“ demonstrieren, müssen die Gäste des dritten 
Kuba-Workshops der Tageszeitung „taz“ abreisen. Doch Solidarität war 
ohnehin kein Schwerpunkt ihres vom Auswärtigen Amt finanzierten Se¬ 
minars. Die Workshops der „taz Panter Stiftung“ dienen seit Jahren eher 
der Rekrutierung journalistischer Hilfstruppen zur Vorbereitung eines 
„Regime-Change“ als den vorgeblichen Zielen. Vor dem sozialistischen 
Kuba hatte die sich selbst als „links“ bezeichnende Zeitung vor allem die 
Ukraine im Visier. 


„Mit ihren internationalen Projekten“, 
heißt es in der taz-Eigenwerbung, för¬ 
dere deren Stiftung „den unabhängigen 
Journalismus dort, wo er besonders rar 
ist“. Ein Austausch der kubanischen Be¬ 
suchergruppe mit kritischen Kollegen 
der Tageszeitungen „junge Welt“ und 
„Neues Deutschland“ war auf wenige 
Stunden reduziert. Andere unabhängi¬ 
ge Berichterstatter der G20-Aktionen 
oder gar deren Aktivisten waren als Ge¬ 
sprächspartner nicht gefragt. Dafür gab 
es vor allem Besuche bei Massenmedi¬ 
en wie dem Staatssender „Deutsche 
Welle“, „Spiegel-Online“ und der ARD 
sowie bei Propagandaeinrichtungen wie 
dem „Stasi-Unterlagen-Archiv“ und 
der vom US-Dienst „National Endow- 
ment for Democracy“ (NED), exilkuba¬ 
nischen Contras und der französischen 
Regierung finanzierten Organisation 
„Reporter ohne Grenzen“ (ROG). 

Bei Konzeption und Umsetzung ih¬ 
rer Journalistenseminare arbeitet die 
„taz“ seit Jahren auch mit Gruppen zu¬ 
sammen, die vor allem die Interessen 
Washingtons und der NATO vertreten. 
So ist ein weiterer Kooperationspartner 
neben dem Auswärtigen Amt und ROG 
der „German Marshall Fund“ (GMF). 
Diese US-Stiftung war 1972 von Guido 
Goldmann, einem Schüler und Vertrau¬ 
ten des früheren US-Außenministers 
Henry Kissinger und des ehemaligen 
US-Sicherheitsberaters Zbigniew Brze- 
zinski, gegründet worden. Während als 
deren offizieller Auftrag lediglich „die 
Förderung der transatlantischen Bezie¬ 
hungen“ angegeben wird, förderte der 
GMF auch Bewegungen zum Sturz von 
Regierungen in Osteuropa. In der Uk¬ 
raine unterstützte der GMF gemeinsam 
mit dem US-Außenministerium, dem 
NED und der NATO die von dem spä¬ 
teren Putschpräsidenten Arsenij Jazen- 
juk 2007 gegründete „Open Ukraine 
Foundation“. Seit 2011 fördert die US- 
Stiftung die Osteuropa-Workshops der 


„taz“, an denen bereits mehr als 240 jun¬ 
ge Journalisten teilnahmen. Die Panter- 
Stiftung teilte dazu begründend mit, sie 
widme sie sich dieser Region „aus gu¬ 
tem Grund“. 

In einem dieser Workshops sollten 
die Teilnehmer „ihre Sicht der Dinge 
darstellen“, worauf die auf der Krim 
geborene Anastasija Magazova am 
20. Dezember 2013 in der „taz“ be¬ 
schrieb, warum sie die Seite gewech¬ 
selt hatte und Stimmung für einen Re¬ 
gime-Change machte. „Endlich haben 
sich die unterwürfigen Ukrainer wieder 


erhoben“, schrieb die Jungjournalistin, 
den Widerstand ihres Volkes gegen Na¬ 
zideutschland verhöhnend. Als auf dem 
Maidan längst neue Faschisten den Ton 
angaben, interpretierte sie die dortigen 
Aktionen zynisch mit der Bemerkung: 
„Die Mehrheit der Ukrainer hat bereits 
ihre sowjetische Mentalität verloren.“ 
Nun gebe es „kein Zurück mehr“. Zum 
Abschluss resümierte sie: „Jetzt lautet 
der Slogan: Kämpfen bis zum Ende!“ 
Die „taz“ präsentierte den unverhohle¬ 
nen Aufruf zum Putsch stolz als Beispiel 
für den von ihr geförderten „unabhän¬ 
gigen Journalismus“. 

Nur knapp fünf Monate später, am 
2. Mai 2014, zündeten Faschisten das 
Gewerkschaftshaus in Odessa an. Min¬ 
destens 48 Gegner des Putsches star¬ 
ben in den Flammen oder wurden vor 
dem Gebäude vom rechten Mob totge¬ 
schlagen, mehr als 200 verletzt. Selbst 
der den Putschisten wohl gesonnene 
„Spiegel“ kritisierte die „verstörende 
Sprache“ einiger ukrainischer Medien, 
die triumphierend meldeten, „Patrio¬ 


ten“ hätten „die Separatisten zurückge¬ 
schlagen“. Später untersagte der heutige 
Präsident Petro Poroschenko erst - un¬ 
ter Androhung von bis zu zehn Jah¬ 
ren Haft - das Zeigen aller „kommu¬ 
nistischen und sowjetischen Symbole“, 
verhängte dann eine Zensur über im¬ 
portierte Bücher und Filme und ließ 
schließlich Rundfunk- und Fernseh¬ 
sender überwachen. Am 19. Juni 2017 
verbot seine Regierung 20 Internet¬ 
seiten, darunter „antifashist.com“, und 
ließ kurz darauf den Chefredakteur der 
regimekritischen Webseite „Strana.ua“ 
verhaften. Während Poroschenko trotz¬ 
dem dreist die „beispiellose Meinungs¬ 
freiheit“ nach dem Putsch in der Ukra¬ 
ine lobt, rechtfertigt die Panter-Stiftung 
ihren Beitrag dafür geradezu zynisch: 
„Auf dramatische Weise zeigt sich in 
der Ukraine, wie wichtig es ist, dass die 
„taz“ einen Schwerpunkt ihrer interna¬ 
tionalen Workshops auf Osteuropa leg¬ 
te.“ Für den neuen Schwerpunkt Kuba 
klingt das wie eine Drohung. 

Volker Hermsdorf 



Arbeitsfrage für den „taz“-Workshop: Freiheitskämpfer oder Faschist? Angehörige des paramilitärischen „Rechten Sektors“ 
vor einer Flagge der weißrussischen Opposition auf dem „Euromaidan“ in Kiew ( 22 . Februar 2014 ). 


Stimme gegen den Rechtsruck 

Vorgezogene Parlamentswahl in Österreich - KPÖ tritt mit offenen Listen an 


Am 15. Oktober - drei Wochen nach 
der Bundestagswahl in Deutschland - 
findet in Österreich die um ein Jahr vor¬ 
gezogene Nationalrats wähl statt. Sie ist 
notwendig geworden, weil die christ¬ 
demokratische ÖVP im Mai die Große 
Koalition mit der SPÖ platzen ließ. 

Während man bei früheren Wahlen 
sicher annehmen konnte, dass danach 
wieder eine Große Koalition im Amt 
sein würde, sieht es diesmal ganz anders 
aus. ÖVP und - noch ganz verschämt - 
auch die SPÖ sind bereit, nach der Wahl 
ein Regierungsbündnis mit der rechten 
FPÖ zu schließen, die am ehesten mit 
der AfD in Deutschland vergleichbar 
ist. Auf Fandesebene gibt es bereits im 
Burgenland eine Koalition zwischen 
SPÖ und FPÖ (Rot-Blau) und in Ober¬ 
österreich eine ÖVP-FPÖ-Koalition 
(Schwarz-Blau). Erst unlängst ist in der 
steirischen Fandeshauptstadt Graz eine 
schwarz-blaue Koalition gebildet wor¬ 
den, die zum Ziel hat, den gewachsenen 
Einfluss der KPÖ einzudämmen. 

Diese Entwicklung hat auch Ein¬ 
fluss auf den Wahlkampf: Vor allem die 
ÖVP unter Außenminister Kurz (30) 
macht einen Vorschlag nach dem an¬ 
deren, der wie eine Übernahme von 
ausländerfeindlichen Positionen der 
FPÖ aussieht. Schon jetzt werden Sozi¬ 
alleistungen wie die Mindestsicherung 
gekürzt oder der Zugang zu Gemeinde¬ 


wohnungen beschränkt. Die SPÖ ziert 
sich in diesen Fragen zuerst, zieht aber 
dann selbst nach. 

In Meinungsumfragen zeichnet sich 
ein Dreikampf um den ersten Platz 
zwischen ÖVP, SPÖ und FPÖ ab, wo¬ 
bei die ÖVP unter ihrem neuen Kandi¬ 
daten Kurz derzeit vorn liegen dürfte. 
Die Grünen und die neoliberale NEOS- 
Partei spielen in diesem Wahlkampf nur 
eine untergeordnete Rolle. 

Mit einer gewagten Operation will 
die ÖVP vergessen machen, dass sie 
seit über 30 Jahren ununterbrochen an 
der Regierung ist. Sie inszeniert sich 
jetzt als Bewegung und stellt den Be¬ 
rufspolitiker Sebastian Kurz als großen 
Erneuerer in den Vordergrund. Man 
hat erkannt, dass die Halbwertzeit für 
Politiker der herrschenden Parteien im¬ 
mer kleiner wird, und versucht Anlei¬ 
hen beim Wahlkampf von Macron in 
Frankreich zu nehmen. Auch der SPÖ- 
Bundeskanzler Christian Kern hatte 
vor einem Jahr etwas Ähnliches ver¬ 
sucht. 

Was steckt hinter diesen Manövern? 
Die Parteien können nämlich ihr Ver¬ 
sprechen nicht mehr halten, das sie den 
Wählerinnen und Wählern gegeben ha¬ 
ben: Eine sichere, sozial ausgewogene 
Entwicklung. Im Gegenteil. Die Kluft 
zwischen Arm und Reich wird immer 
größer, die Altersversorgung ist in Ge¬ 


fahr, das Gesundheitswesen wird zu 
Tode reformiert, die dritte Welt wandert 
in die Metropolen ein, Krieg und Terror 
sind zum Alltag geworden. 

Deshalb wandelt sich das Image der 
Politik, damit sich in entscheidenden 
Fragen nichts ändert. Es geht darum, 
die Demontage unseres Sozialsystems 
und noch bessere Rahmenbedingungen 
für die Großkonzerne noch schneller 
durchzusetzen. Blaupausen für diese 
Pläne kann man in den Papieren der 
EU nachlesen. 

In Österreich gibt es auf nationaler 
Ebene keine starke parlamentarische 
Kraft, die einen Gegenpol zu dieser 
Entwicklung bieten könnte. Die KPÖ 
hat bei der Wahl im Jahr 2013 etwa 1 
Prozent der gültigen Stimmen erhalten 
und ist weit von einem Einzug in das 
Parlament entfernt. Die Initiative „Auf¬ 
bruch“, welche den Anspruch hatte, Ba¬ 
sisbewegungen gegen Sozialabbau und 
Rassismus zusammenzuführen, konnte 
ihre hochgesteckten Ziele bisher nicht 
erreichen. 

Dazu kommt noch, dass sehr viele 
Menschen, die sozial benachteiligt sind, 
aus dem politischen Prozess ausgestie¬ 
gen sind und sich an Wahlen nicht mehr 
beteiligen. 

Ein Antreten bei der National¬ 
ratswahl im Herbst muss deshalb zum 
Ziel haben, möglichst viele Menschen 


zu ermutigen und ihnen die Hoffnung 
zu geben, dass es einmal möglich sein 
wird, den Gang der Entwicklung um¬ 
zukehren. Deshalb kandidiert die KPÖ 
diesmal mit offenen Listen (KPÖplus) 
und hat bundesweit eine Abspaltung 
der Jungen Grünen an Bord, die sozi¬ 
alpolitisch ähnliche Ziele verfolgt wie 
die KPÖ. Dass diese Gruppierung den 
Schritt zur Kooperation mit der KPÖ 
wagt, ist auch eine Folge unserer Arbeit 
in Graz, die dort einen sehr positiven 
Eindruck hinterlassen hat. 

In der Steiermark steht Landtagsab¬ 
geordnete Claudia Klimt-Weithaler an 
der Spitze der KPÖ-Liste. Inhaltlicher 
Schwerpunkt ist das Thema Wohnen. 
Die KPÖ führt derzeit eine bundes¬ 
weite Kampagne für die Senkung der 
explodierenden Wohnkosten durch. Mit 
dieser parlamentarischen Bürgerinitia¬ 
tive möchte die KPÖ den Druck auf die 
kommende Bundesregierung erhöhen, 
eine soziale Mietrechtsreform in An¬ 
griff zu nehmen. 

Claudia Klimt-Weithaler: „Eine 
Stimme für die KPÖ ist auch bei der 
Nationalrats wähl keine verlorene Stim¬ 
me. Wir haben in der Steiermark ge¬ 
zeigt, dass eine andere Politik möglich 
ist. Ich bin davon überzeugt, dass sich 
sehr viele Menschen diese Politik auch 
auf Bundesebene wünschen.“ 

Franz Stephan Parteder 














m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 7. Juli 2017 7 


US-Märchen über Syrien 

Trump erfindet bevorstehendes Massaker und verhindert es anschließend 



US-Außenminister Colin Powell war beim UN-Sicherheitsrat als Märchener¬ 
zähler beliebt. Das Bild zeigt ihn, während er seine Geschichte von irakischen 
Waffen program men vorträgt (5. Februar 2003). 


Am 26. Juni behauptete der US-Prä- 
sident, die syrische Armee würde ein 
weiteres Massaker vorbereiten - einen 
Angriff mit Chemiewaffen. Trump und 
sein Militär erklärten, Syrien würde für 
den Einsatz von Chemiewaffen teuer 
bezahlen. Am nächsten Tag konnten sie 
zufrieden erklären: Das Massaker fiel 
aus, unsere Drohungen haben gewirkt. 
Damit verschärfen die USA erneut die 
Konfrontation - vor allem gegenüber 
der Russischen Föderation. 

Die Berichte über den angeblichen 
Einsatz von Chemiewaffen durch „das 
Regime“ wurden hinreichend aufge¬ 
klärt als das, was sie sind: Inszenier¬ 
te Vorgänge, Propaganda gegen die 
syrische Regierung. Zuletzt erschien 
ein ausführlicher Artikel des bekann¬ 
ten Journalisten Seymour Hersh zu 
diesem Thema - in der Zeitung „Die 
Welt“. 

Trump fabulierte über einen imagi- 
nierten Chemiewaffen-Angriff - und 
sprach reale Drohungen aus. Diese 
Drohungen haben eine Vorgeschichte. 
Die US-Luftwaffe griff im September 
2016 eine Armeeeinheit in Deir Ezzor 
an, es gab bis zu 100 Tote. Es folgten 
ein Angriff auf einen Militärflugplatz 
wegen des angeblichen Einsatzes von 
Chemiewaffen, Angriffe auf die Armee 
in der Nähe von at-Tanf und zuletzt der 
Abschuss eines Flugzeugs der syrischen 
Luftwaffe. 

Die Russische Föderation hat im¬ 
mer wieder vor Angriffen auf die sy¬ 
rische Armee gewarnt - erfolglos. Sie 
setzte ein Abkommen mit den USA 
über die Sicherheit im syrischen Luft¬ 
raum aus und wandte es danach doch 
wieder an. Aber mit dem Abschuss des 
syrischen Flugzeugs überschritt das US- 
Militär offenbar eine rote Linie. „Wir 
werden jedes unbekannte Flugzeug 


westlich des Euphrat 
ins Visier nehmen“, 
erklärte der russische 
Verteidigungsminister. 

„Alles nur Show und 
Theaterdonner“, hieß 
es übereinstimmend in 
den Medien der USA. 

Das US-Militär nahm 
die Drohung nicht so 
gelassen. 

Der Sprecher der 
US-Koalition, Oberst 
Ryan Dillon, sprach 
am 19. Juni von „wei¬ 
sen Maßnahmen“ um 
Flugzeuge umzugrup¬ 
pieren. Damit könnten 
sie die Angriffe auf 
den IS fortsetzen und 
zugleich die Besatzun¬ 
gen schützen, „ange¬ 
sichts der bekannten 
Drohungen“. Australi¬ 
en setzte seine Flüge 
in syrischem Luftraum 
zunächst aus. 

Deeskalation? Zu¬ 
mindest sollte die Si¬ 
tuation nicht weiter 
angeheizt werden. 

Auch an den Grenzen 
der kurdisch kontrol¬ 
lierten Gebiete gab es 
eine gewisse Verständi¬ 
gung. Diese Phase der 
Beruhigung dauerte 
nur wenige Tage. Mit 
dem Märchen vom sy¬ 
rischen Giftgasangriff 
nimmt sich das US-Mi¬ 
litär nun erneut das Recht heraus, über¬ 
all in Syrien auch die syrische Armee 
anzugreifen. Russische Drohungen hin 
oder her - oder vielleicht gerade des¬ 


halb. In einer weiteren Eskalation er¬ 
höhten die USA die Anzahl ihrer Über¬ 
wachungsflüge. Sind das leere Drohge¬ 
bärden? Die Sprecherin des russischen 


Außenministeriums, 
Marija Sacharowa 
warnte: „Die Medi¬ 
enkampagne um die 
Chemiewaffen dient 
der Vorbereitung ei¬ 
ner US-Interventi- 
on nach bekanntem 
Muster“. 

Das wichtigste 
Ziel der aktuellen Of¬ 
fensive der syrischen 
Armee ist die Befrei¬ 
ung von Deir Ezzor. 
Die Stadt am Euph¬ 
rat ist seit drei Jahren 
durch einen Belage¬ 
rungsring des IS abge¬ 
riegelt und kann nur 
aus der Luft versorgt 
werden. Die Befrei¬ 
ung Deir Ezzors aber 
würde viele Pläne der 
Kriegspolitiker in den 
USA durchkreuzen. 
Das werden sie nicht 
einfach hinnehmen 
wollen. 

Die FSA („Freie 
Syrische Armee“) 
hat die Bedeutung 
der Chemiewaffen 
gut verstanden und 
gleich von einem er¬ 
neuten Angriff ge¬ 
sprochen. Noch fand 
diese Geschichte kei¬ 
nen Widerhall. Doch 
mit den Märchen von 
den Chemiewaffen 
und potentiellen An¬ 
griffen auf Syrien treiben die USA die 
Konfrontation gegenüber Russland auf 
einen neuen Höhepunkt. 

Manfred Ziegler 


UZ-Debatte: Einheit Syriens und kurdische Unabhängigkeit 


Ziel der YPG ist ein föderales, demokratisches Syrien 

In der UZ Nr. 25 (23. Juni) erschien unter dem Titel „Hauptproblem Ro- 
java“ ein Kommentar von Manfred Ziegler, der die Bedeutung der Ein¬ 
heit Syriens betont und den Unabhängigkeitsbestrebungen der kurdischen 
Kräfte in einer „strategischen Partnerschaft“ mit den USA eine deutliche 
Absage erteilte. Die Reaktionen darauf sind teilweise durch die veröf¬ 
fentlichten Leserbriefe in UZ Nr. 26 abgebildet worden. Mit der Veröf¬ 
fentlichung des folgenden Beitrags von Holger Deilke und Frank Rothe 
möchten wir die Debatte weiterführen: Über die Bedeutung der Einheit 
des Nationalstaats Syrien, über die Rohe der SDF und über die Interes¬ 
sen der USA. 


Ausgerechnet die emanzipatorischen 
Kämpfe im Norden Syriens werden in 
der Überschrift zum UZ-Beitrag von 
Manfred Ziegler als „Hauptproblem“ 
bezeichnet. Bis jetzt dachten wir, der 
(US-) Imperialismus sei das Hauptpro¬ 
blem - aber nun ja, für manche ändern 
sich die Interessenlagen. 

Die Kurdinnen und Kurden sind 
es gewohnt, von ihren jeweiligen Re- 
gierungsverantwortlichen als Problem 
betrachtet zu werden, das entweder 
eingekauft - wie aktuell im Norden 
Iraks - oder unterdrückt oder vernich¬ 
tet gehört. In jedem Fall haben sie sich 
den jeweiligen Regierungssystemen 
unterzuordnen - der Text von Manfred 
Ziegler läuft genau darauf hinaus. 

Wir können sicher sein, dass die 
demokratischen Kräfte in Rojava am 
liebsten die schlagkräftige Waffenge¬ 
walt und die ebenso einflussreiche Di¬ 
plomatie der internationalen Solidari¬ 
tätsbewegung in Anspruch genommen 
hätte, um sich gegen den IS und andere 
reaktionäre Kräfte zu behaupten und 
ihr basisdemokratisches Modell zu ver¬ 
teidigen. Allein: die internationale Soli¬ 
darität ist dazu nicht in der Lage. 

Dies ist die Grundlage, auf der sich die 
kurdischen Kämpferinnen und Kämpfer 
für Waffenlieferungen und Schützenhilfe 
durch die USA entschieden haben. Von 
russischer Seite gab es leider kein Ange¬ 
bot intensiver Waffenbrüderschaft. Da¬ 
raus eine „strategische Partnerschaft“ 
mit den USA zu machen, wie es Manfred 
Ziegler tut, spricht nicht für gründliche 


Recherchen. Es scheint vielmehr so, als 
betätige er sich als Übersetzer des Putin 
Interviews in „Le Figaro“. 

Ein kurdischer Politiker aus der 
Leitung der demokratischen Selbst¬ 
verwaltung (Tev-Dem) formulierte das 
Verhältnis zu den USA im Gespräch so: 
„Wir wissen natürlich, wie sie handeln. 
Schon als sie die Türken bei Jarablus 
einmarschieren ließen, war es dasselbe 
wie jetzt. Wann immer unser demokra¬ 
tisches Projekt zu stark, zu unabhängig 
ist, wollen die USA uns die Botschaft 
senden: Nieder mit euch auf die Knie. 
Aber wir haben auch Druckmittel und 
wir werden uns nicht beugen.“ 

Um aus dem „Lower Class Maga¬ 
zine“ (14.5.2017) zu zitieren: „In Eu¬ 
ropa herrscht bei einigen der Glaube 
vor, die Kurden wären irgendwie ,zu 
dumm 4 , um die Gefahren des Bündnis¬ 
ses mit den USA zu sehen. Nach Jara¬ 
blus oder Karacok sagt man dann vom 
heimischen Schreibtisch aus: ,Wir ha¬ 
ben es euch ja gesagt, die USA sind 
niemandes Freund. 4 Danke für den 
Hinweis. Als ob eine Bewegung, die 
seit 40 Jahren im Nahen Osten aktiv 
ist, die im Libanon gekämpft hat, in Sy¬ 
rien im Exil war und tausende Kader 
im Kampf gegen die CIA-gesponsorten 
Putschregime der Türkei verloren hat, 
das nicht wüsste.“ 

Wo sitzt das Oberkommando der 
SDF? In Nord-Syrien. Wer ist darin ver¬ 
treten? Dazu sagt Talal Silo, Sprecher 
der SDF: „Die SDF bestehen aus ins¬ 
gesamt zehn militärischen Verbänden, 


die sich wiederum aus den verschiede¬ 
nen ethnischen und religiösen Volks¬ 
gruppen wie Kurden, Turkmenen, Ara¬ 
ber und Assyrer/Aramäer/Chaldäer zu¬ 
sammensetzen. Für die Christen ist zum 
Beispiel der,assyrisch-aramäische Mili¬ 
tärrat der Suryoye 4 (MFS) Mitglied der 
SDF“ neben den YPG und YPJ (kur¬ 
dische Fraueneinheiten) - den Aspekt 
der gesellschaftlichen Bedeutung der 
Geschlechtergleichheit und Frauen¬ 
befreiung in Nord-Syrien unterschlägt 
Manfred Ziegler übrigens auch. Aber 
das einzige, das er sich abringen kann 
zur Frage der dort entwickelten eman¬ 
zipatorischen Perspektiven ist ein: „Wo¬ 
möglich“ gäbe es das. 

Was ist das Ziel sowohl der YPG 
als auch der SDF? Ein föderales, de¬ 
mokratisches Syrien. Im Norden Syri¬ 
ens wird ein Gesellschaftsvertrag ge¬ 
lebt, der auf Prinzipien der Frauenbe¬ 
freiung und Basisdemokratie beruht: 
Sie verstehen sich als Vorschlag für ein 
zukünftiges Syrien. Salih Muslim, Ko- 
Vorsitzender der PYD, sagt zu diesem 
Thema: „Demokratie für Rojava kann 
nur erreicht werden, wenn es Demo¬ 
kratie und Freiheit in ganz Syrien gibt. 
Wenn wir ein demokratisches System 
in Nachbarschaft zum IS (Islamischer 
Staat) in Raqqa erschafften, würden 
wir nie im Frieden leben und dau¬ 
ernd Angriffen gegenüberstehen ... 
Wir aber gehen nicht auf den geogra¬ 
fischen Föderalismus ein, sondern auf 
einen Föderalismus, der auf Völkern 
beruht und ihnen ein Leben in ihren 
eigenen Bereichen im Rahmen ihrer 
Rechte ermöglicht 44 

Schön, dass Ziegler zugibt, dass die 
Beteiligung der kurdischen Gebiete an 
den Friedensverhandlungen zum Teil 
wegen des Drucks der Türkei nicht 
zustande kam. Nebenbei bemerkt ha¬ 
ben die USA sich - wie auch Russ¬ 
land - eher nicht für die Beteiligung 
der kurdischen Seite an den Verhand¬ 
lungen eingesetzt. Unterschlagen wird 


jedoch, dass sich auf arabischer Seite - 
und das schließt Syrien genauso mit ein 
wie die verschiedenen „Rebellengrup¬ 
pen“ - alle darin einig sind, dass Syrien 
in jedem Fall ein arabischer Staat sein 
soll, auch dem Namen nach. Also soll 
in einer zukünftigen Verfassung eine 
Ethnisierung des Staates festgeschrie¬ 
ben werden. Warum sollten sie sich an 
Verhandlungen beteiligen, in denen ihr 
Status als Bürger zweiter Klasse fest¬ 
gelegt ist? 

Daraus herzuleiten, es ginge um 
„kurdische Unabhängigkeit“, Lostren¬ 
nung, ist infam. Seit Jahren werden die 
kurdischen Organisationen im Nor¬ 
den (türkischer Teil) und Süd-Westen 
(nordsyrischer Teil) nicht müde zu be¬ 
tonen, dass sie keinen eigenen Staat ha¬ 
ben wollen, sondern die Entwicklung 
der Zivilgesellschaft zur zentralen Fra¬ 
ge erhoben haben. 

Was ist denn daran falsch, wenn Le¬ 
nin sagt, dass von der unterdrückenden 
Nation das Recht auf Selbstbestimmung 
der unterdrückten Nation verlangt wer¬ 
den muss, die unterdrückte Nation - 
was in diesem Fall die Kurdinnen und 
Kurden sind - aber die Aufgabe hat, die 
Unterdrückten, das Proletariat gemein¬ 
sam gegen die Unterdrücker, die Bour¬ 
geoisie zu führen? 

Nichts anderes passiert in Rojava, 
nichts anderes machen die SDF. Es geht 
den kurdischen Organisationen um 
eine andere gesellschaftliche Entwick¬ 
lung als sie unter den feudal-kapitalisti¬ 
schen Bedingungen im heutigen Syrien 
möglich wäre. Ein möglicher kurdischer 
Staat wäre die Sache einer kurdischen 
Kompradorenbourgeoisie a lä Barzanis 
KDP (Nordirak) und ohne imperialisti¬ 
sche Gängelung nicht lebensfähig. Das 
wissen die kurdischen Organisationen 
sehr genau. 

Uns scheint, das „Hauptproblem“ 
des Autors ist Ignoranz gegenüber den 
um Befreiung ringenden Völkern. 

Holger Deilke und Frank Rothe 


Mehr NATO-Soldaten 
nach Afghanistan 

Die NATO will wieder mehr Solda¬ 
ten nach Afghanistan schicken. „Ich 
kann heute bestätigen, dass wir un¬ 
sere Präsenz in Afghanistan erhöhen 
werden 44 sagte Generalsekretär Jens 
Stoltenberg beim Ministertreffen am 
Donnerstag in Brüssel. 15 Länder 
hätten bereits eine Verstärkung der 
aktuellen Ausbildungsmission zuge¬ 
sagt. „Ich erwarte weitere Ankündi¬ 
gungen“ Der britische Kriegsminister 
Michael Fallon sagte, Großbritannien 
wolle seine bisherige Truppenstärke 
von bislang 500 Soldaten um etwas 
mehr als 100 aufstocken. 
Hintergrund ist das Wiedererstarken 
der Taliban in Afghanistan. 

Nach Angaben aus NATO-Krei- 
sen sollen sich künftig rund 15 800 
Soldaten an dem Einsatz beteiligen, 
der angeblich der Ausbildung af¬ 
ghanischer Sicherheitskräfte dienen 
soll. Zuletzt standen etwas mehr als 
12000 Soldaten zur Verfügung. 

Bei der Truppenaufstockung setzt 
die NATO vor allem auf ein zusätz¬ 
liches Engagement der USA. Sie 
könnten nach Angaben aus NATO- 
Kr eisen 2000 bis 3000 zusätzliche 
Soldaten schicken. Von anderen Staa¬ 
ten lagen zuletzt Zusagen über 600 
bis 700 zusätzliche Kräfte vor. 

Katar reagiert auf 
Forderungskatalog 

In der Krise am Golf hat Katar sei¬ 
ne Antwort auf die Forderung von 
vier arabischen Staaten abgegeben, 
seine Außenpolitik grundlegend zu 
ändern. Der katarische Außenminis¬ 
ter Mohammed bin Abdulrahman 
Al Thani händigte das Schreiben am 
Montag bei einem Besuch in Kuwait 
an den dortigen Emir Scheich Sabah 
aus. Details zum Inhalt des Schrei¬ 
bens wurden nicht gemeldet. Kuwait 
vermittelt im Konflikt zwischen Ka¬ 
tar und seinen Kontrahenten. 

Saudi-Arabien, Bahrain, die Ver¬ 
einigten Arabischen Emirate und 
Ägypten hatten vor einem Monat 
eine Blockade über Katar verhängt. 
Sie verlangen von dem Emirat un¬ 
ter anderem, dass es den Nachrich¬ 
tenkanal „Al Jazeera“ schließt und 
seine Beziehungen zum schiitischen 
Iran zurückfährt. Auch die türki¬ 
schen Truppen sollen Katar verlas¬ 
sen. Die vier Staaten werfen Katar 
vor, Terrorgruppen zu unterstützen. 
Das Emirat wies die Beschuldigun¬ 
gen zurück. 

Neue Sozialdemokratie 

Nachdem in den vergangenen Jahren 
die traditionsreiche griechische sozi¬ 
aldemokratische Partei PAS OK fast 
vollständig zerrieben wurde und die 
Regierungspartei SYRIZA immer 
mehr Rückhalt verliert, bemühten 
sich am vergangenen Wochenende 
Vertreter unterschiedlicher Bewe¬ 
gungen im „Stadion des Friedens 
und der Freundschaft“ in Piräus auf 
einem programmatischen Kongress 
um die Konstituierung einer „De¬ 
mokratischen Allianz“ (DISY). Un¬ 
ter dem Dach der DISY haben sich 
fünf Parteien bzw. Gruppierungen 
zusammengefunden: die PASOK, die 
Demokratische Linke (DIMAR), die 
Bewegung der Demokratischen Sozi¬ 
alisten (KODISO), Bürgerbewegun¬ 
gen (KiPol) und die Union der De¬ 
mokratischen Nationalen Reform 
(EDEM). Ziel des Kongresses ist es, 
das „Mitte-Links-Spektrum“ zu ei¬ 
nen. 

China verurteilt 
Waffen verkauf 

China hat einen 1,4 Milliarden Dol¬ 
lar schweren Waffenverkauf der USA 
an Taiwan scharf kritisiert. Taiwan sei 
„ein untrennbarer Teil Chinas“, sagte 
Außenamtssprecher Lu Kang in Pe¬ 
king. Die USA sollten das Geschäft 
zurücknehmen, um zu vermeiden, 
dass die Beziehungen beschädigt 
werden. Das Rüstungsgeschäft war 
zuvor vom US-Außenministerium 
bekanntgegeben worden. Die Lie¬ 
ferung umfasst neben Raketen und 
Torpedos auch Ausrüstung zur Ra¬ 
darüberwachung und Frühwarnsys¬ 
teme. 
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Der Survivor verfügt nach Angaben des Herstellers Rheinmetall „über eine ideale Kombination aus Mobilität, Schutz und 
Nutzlast und bietet modernen Einsatzkräften eine optimale Unterstützung in allen relevanten Einsatzgebieten.“ 

Foto: Rheinmetall defence 


Aufrüstung im 



Inneren 


N unmehr seit Jahren warnen Bürgerrechtsor¬ 
ganisationen und Parteien davor, dass sich 
der sogenannte „Kampf gegen den Terror“ 
schnell gegen die eigene Bevölkerung richten könn¬ 
te. Dies ist spätestens mit dem G20-Gipfel, der an 
diesem Wochenende in Hamburg stattfindet, der 
Fall. Neben diversem schweren Gerät, Wasserwer¬ 
fern und Räumpanzern, Hunde- und Reiterstaffeln 
sowie über 20 000 teils schwer bewaffneten Polizis¬ 
ten soll in der Hansestadt auch das von der österrei¬ 
chischen Firma Achleitner hergestellte Kampffahr¬ 
zeug „Survivor“ erstmalig zum Einsatz kommen. 

Bei der Vorstellung des Fahrzeugs im Novem¬ 
ber des letzten Jahres, fabulierte der Hamburger 
Innensenator Andy Grote (SPD), über eine „neue 
Qualität“ der Bedrohung durch hochprofessionelle 
Extremisten. Das Ausrüstungs- und Einsatzkonzep¬ 
tionspaket der Hamburger Polizei sei ein Zeichen 
dafür, dass die Bundeswehr zur Wahrung der inneren 
Sicherheit nicht benötigt werde, sagte der Senator 
damals außerdem. Während auch andere Bundes¬ 
länder, wie etwa Sachsen, den „Survivor“ bereits an¬ 
geschafft haben, soll dies in Berlin offenbar in naher 
Zukunft geschehen. 

Das besagte Kampf- und Kriegsfahrzeug wird in 
der Bundesrepublik vom Düsseldorfer Waffenher¬ 
steller Rheinmetall hergestellt. Auch dessen „Sur¬ 
vivor“ ist ein gepanzertes und mit schweren Schuss¬ 
waffen ausgerüstetes Einsatzfahrzeug, welches Spe¬ 
zialeinheiten der Polizei geschützt an ihr Einsatzziel 
bringen soll. Rheinmetall wirbt jedoch damit, dass 
auf Wunsch der „Survivor“ auch speziell auf An¬ 


forderungen von Polizeikräften angepasst werden 
kann, etwa durch Abschussanlagen für Tränengas. 
Derlei wird üblicherweise nicht gegen Terroristen 
eingesetzt, sondern gegen Demonstranten. Auch in 
mehreren anderen G20-Ländern werden solche ge¬ 
panzerten Wagen von der Polizei benutzt, um gegen 
Protestierende vorzugehen. Die Militarisierung der 
Polizeikräfte ist mindestens in der langfristigen Per¬ 
spektive nicht nur ein Mittel gegen „Terrorismus“, 
sondern zur Bekämpfung jener Aufstände, die durch 
die Krisen des Kapitalismus entstehen werden. 

„Es zeichnet sich ab, dass der G20-Gipfel un¬ 
ter den Bedingungen eines nicht erklärten Ausnah¬ 
mezustands ablaufen wird - ein Gipfel, der bislang 
nicht gerade für soziale Gerechtigkeit, Frieden und 
Menschenrechte steht. Die Grund- und Freiheits¬ 
rechte in der Freien und Hansestadt Hamburg dür¬ 
fen dem G20-Gipfel nicht geopfert werden. Des¬ 
halb ist es wichtig, dass sich viele Menschen und 
Organisationen energisch für die stark bedrohte 
Versammlungsfreiheit einsetzen und dass es unab¬ 
hängige Demonstrationsbeobachtungen gibt“, stell¬ 
te der Bürgerrechtler Rolf Gössner, Vize-Vorsitzen¬ 
der der Internationalen Liga für Menschenrechte, 
im Vorfeld des Gipfels der Herrschenden klar. 

Im Nachgang an die Proteste gegen den G20- 
Gipfel sollte hingegen über eine breit angelegte 
Kampagne gegen die zunehmende Militarisierung 
der Innenpolitik und gegen die in der Bundesre¬ 
publik ansässige Waffenindustrie und ihre blutigen 
Geschäftsmodelle nachgedacht werden. 

Markus Bernhardt 
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Klaus Wagener zu Trumps „Goldenem Zeitalter“ 

Zukunft mit Kohle, Gas, Öl und Atom 


A m Wochenende hatte Donald 
Trump die Journalistin Mika 
Brzezinski auf die Titelseiten 
katapultiert. Dabei hieß seine Bot¬ 
schaft eigentlich: „Das Goldene Zeit¬ 
alter der USA bricht an“ Mit sauberer 
Kohle, Gas, Öl und Atomenergie. Das 
war nicht bei allen gut angekommen. 
Die Bemerkung über Brzezinskis an¬ 
geblich stark blutende Gesichts-OP 
allerdings auch nicht. Vor zwei Jah¬ 
ren hatte sich Trump ähnlich über 
CNN-Darling Megyn Kelly ausgelas¬ 
sen. Hier an Taktik zu glauben hie¬ 
ße wohl, ihm intellektuell etwas zu¬ 
viel zuzumuten. Die innenpolitische 
Trostlosigkeit des Imperiums hat sich 
einen polternd-ignoranten Milliardär 
zum Retter aus dem Sumpf der Olig¬ 
archen erkoren. Die Ergebnisse sind 
entsprechend. 

Bleiben wir beim „Goldenen Zeit¬ 
alter“. Es fühlt sich an wie vor 150 Jah¬ 
ren. Colonel Drake hat seine erste 
Bohrung niedergebracht. Gruben wer¬ 
den abgeteuft, Stahlwerke entstehen, 
Eisenbahnlinien erobern den Westen. 
Die Siedler, aber vor allem die Car¬ 


negies, Rockefellers und Morgans 
reißen sich das Land unter den Na¬ 
gel. Eine ziemlich dreckige und noch 
weitaus blutigere Abgelegenheit. Der 
Bürgerkrieg allein fordert fast eine 
Million Tote. Die Reaktivierung des 
längst verstaubten Gründungsmythos 
als Hochglanzvision des 21. Jahrhun¬ 
derts? Wie groß muss der Grad an 
Verzweiflung sein? 

Bei nicht wenigen Globalisierungs¬ 
verlierern in den Rust-Belts allerdings 
dürften Trumps Lobpreisungen der 
Atomindustrie und der Ver¬ 
teuerung der „unbegrenzten“ 
fossilen Kohlenstoffreserven 
ebenso gut angekommen 
sein, wie die Entscheidung 
des Obersten Gerichtshofs, dass 
Trumps „Muslim Ban“ - die Einrei¬ 
sebeschränkungen für Menschen aus 


Iran, Libyen, Somalia, Sudan, Syrien 
und Jemen - rechtens sei. Die ölex¬ 
portierenden Staaten hätten das Öl 
und Gas „als Waffe“ eingesetzt. Man 
wolle sich von der Abhängigkeit vom 
OPEC-Kartell, von den Golfstaaten 
(!) befreien. 

Durch eine dominierende Rolle 
am Energiemarkt würden die USA 
ihre globale Vormachtstellung festi¬ 
gen und ausbauen, so der Präsident. 
Die dabei störenden Umweltschutz¬ 
vorschriften werde man daher schlicht 


aufheben. Die USA wollten - natür¬ 
lich ganz ohne Waffen - „Weltmarkt¬ 
führer“ bei Öl und Gas werden und 


die Welt, speziell die Ukraine, mit 
sauberer US-amerikanischer Kohle 
beglücken. 

Das ambitionierte Vorhaben der 
US-Fossilenergiekonzerne stützt sich 
vor allem auf die Fracking-Technolo- 
gie und die Gasverflüssigung (Liqui- 
fied Natural Gas, LNG). Mit LNG 
hoffen sie auch auf dem europäi¬ 
schen Markt Fuß fassen zu können. 
Der Aufwand zur Gasverflüssigung 
(minus 162 Grad Celsius) und für den 
Transport in speziell isolierten LNG- 
Schiffen ist allerdings erheb¬ 
lich, von den ökologischen 
Aspekten ganz zu schweigen. 

Neu ist das alles nicht. 
Den Versuch, „America“ mit 
Fracking und LNG „great again“ zu 
machen, hatte Friedenspräsident Ob- 
ama gestartet. Außerhalb der Wall 


Street ist die US-Wirtschaft alles an¬ 
dere als „great“. Ab Mai 2014 war al¬ 
lerdings der Rohölpreis von 106 Dol¬ 
lar auf schließlich 29,41 Dollar (Januar 
2016) abgestürzt. Der Erdgaspreis no¬ 
tierte im Juni 2008 noch bei 14,75 Dol¬ 
lar und erreichte im März 2016 sein 
historisches Tief mit 1,61 Dollar. Da¬ 
mit war Fracking zu einem milliar¬ 
denschweren Flop geworden. Um die 
Rückkehr ins „Goldene“ Fossilzeital¬ 
ter Wirklichkeit werden zu lassen, be¬ 
dürfte es eines globalen Wirtschafts¬ 
booms und einer Art Kriegszustandes 
mit Russland, Europas Energieliefe¬ 
ranten Nummer Eins. 

Die protestantische Pfarrerstoch¬ 
ter im Kanzleramt wird auf dem G20- 
Treffen Gelegenheit haben, als grüner 
Umwelt-Erzengel Angela, ausgestat¬ 
tet mit dem publizistischen Flam¬ 
menschwert von Friede Springer und 
Liz Mohn, den Umweltfrevler Trump 
samt Dreckskohle und Fracking-Gas 
aus den grünen Auen des europäi¬ 
schen Paradieses zu vertreiben - ge¬ 
sponsert von VW, Audi, E.ON, Mon¬ 
santo/Bayer und Co. 


Die USA wollen wieder 
Weltmarktführer werden 



„Wenn Sie was Ordentliches gelernt 
haben, dann brauchen Sie keine drei 
Minijobs/' CDU-Generalsekretär 
Tauber brachte jetzt zum Ausdruck, 
was er von den fast acht Millionen 
Minijobbern in unserem Land hält. 
Ist zwar menschenverachtend, aber 
nun wirklich nicht neu aus den 
Reihen der Regierungsparteien. 

Vor allem passt diese Offenbarung 
nicht in die Charme- und Ankündi¬ 
gungsoffensive der CDU, mit deren 
Hilfe sie die kommende Bundes¬ 
tagswahl für sich zu entscheiden 
sucht. Der Unionsfraktionsvorsit¬ 
zende Volker Kauder lehnt sich 
medienwirksam aus dem Fenster 
und verspricht eine Steuerentlas¬ 
tung von um die 15 Milliarden Euro 
im Jahr zugunsten von Familien 
und Beziehern kleiner und mittlerer 
Einkommen. 

Aber andererseits gilt auch: Haupt¬ 
sache Presse. Und auch das haben 
schon andere vor ihnen erkannt. Im 
Westen also nichts Neues. WSK 


Wir Europäer 

Nord Stream 2 und die imperialistische Globalstrategie • Von Beate Landefeld 


Durch Russland-Sanktionen und Öl- 
preisverfall haben sich die deutschen 
Exporte nach Russland halbiert. 2016 
wurde die Phase rückläufiger Ausfuhren 
aber durchschritten, mit 0,3 Prozent Mi¬ 
nus auf Jahressicht. Laut Umfrage un¬ 
ter in Russland aktiven deutschen Un¬ 
ternehmen erwarten 63 Prozent 2017 
steigende Umsätze. Es zahle sich aus, 
so DIHK-Außenwirtschaftschef Volker 
Treier, „dass Politik und Wirtschaft trotz 
Sanktionsregimes die Gesprächskanä¬ 
le immer offengehalten haben“. Der 
deutsch-russische Handel beträgt das 
Zehnfache des USA-Russland-Handels. 
Entsprechend größer war der Schaden 
durch die Sanktionen. Trotzdem beug¬ 
te sich das deutsche Monopolkapital 
dem „Primat der Politik“ und ordnete 
sein kurzfristiges ökonomisches Inter¬ 
esse der politischen Strategie des deut¬ 
schen Imperialismus, wie sie 2013 in der 
Studie „Neue Macht - neue Verantwor¬ 
tung“ artikuliert wurde, unter. 

Diese Strategie war noch nicht 
gesetzt, als die Ostseepipeline Nord 
Stream gebaut wurde und 2011 mit zwei 
Röhren in Betrieb ging. An der Betrei¬ 
bergesellschaft hält Gazprom 51 Pro¬ 
zent, Wintershall und EON je 15,5 Pro¬ 
zent, je 9 Prozent Gasunie und ENGIE. 
Das von Putin und Schröder geförder¬ 
te Projekt liefert Gas an Deutschland 
und die EU. Es umgeht die wegen poli¬ 
tischer Konflikte unzuverlässigen Tras- 
sen durch Polen, das Baltikum, Tsche¬ 
chien, die Slowakei, Weißrussland und 
die Ukraine. Deutsche und westeuro¬ 
päische Energiekonzerne stärken durch 
die Kooperation mit Gazprom ihre Mo¬ 
nopolstellungen. EON und Wintershall 
sind an russischen Gasfeldern beteiligt. 



Polen, die Ukraine und andere Länder 
sehen die Kooperation als einen feind¬ 
lichen Akt, der ihre Transitgebühren 
schmälert und ihnen ein Druckmittel 
nimmt. Die USA unterstützen diese 
Vorbehalte. In der EU ist die Ostsee¬ 
pipeline umstritten. 

Im Zuge der Ostexpansion von 
NATO und EU, die 2014 den Ukraine¬ 
konflikt forcierten, eskalierte die Kon¬ 
frontation mit Russland. Seither wird 
das Land regelmäßig mit Sanktionen 
„bestraft“. Aus Russland kommt ein 
Drittel der EU-Gasimporte. Die USA 
bieten durch Fracking gewonnenes 
Flüssiggas als Alternative an. Die EU- 
Kommission drängt auf weitere Diver¬ 
sifizierung. Davon unbeeindruckt be¬ 
gann der Bau zweier zusätzlicher Röh¬ 
ren der Ostseepipeline. Anteilseigner 
der Projektgesellschaft Nord Stream 2 
ist nur noch Gazprom. ENGIE, Shell, 
die österreichische OMV, Wintershall 


und Uniper wollen aber die Hälfte der 
Baukosten finanzieren. Genau dagegen 
hat der US-Senat am 15. Juni 2017 ein 
mächtiges Geschütz aufgefahren. Re¬ 
publikaner und Demokraten beschlos¬ 
sen gegen nur zwei Stimmen neue 
Iran- und Russland-Sanktionen, denen 
das Repräsentantenhaus noch zustim¬ 
men muss. Danach drohen deutschen 
und europäischen Unternehmen auf 
dem US-Markt Strafen, wenn sie sich 
an Vorhaben wie Nord Stream 2 betei¬ 
ligen oder diese finanzieren. 

BRD-Außenminister Gabriel und 
Österreichs Kanzler Kern protestierten 
gegen „völkerrechtswidrige, extraterri¬ 
toriale Sanktionen“. Der Absatz von 
nordamerikanischem Flüssiggas las¬ 
se sich so nicht ankurbeln. Der CDU/ 
CSU-Wirtschaftsflügel und die Kanz¬ 
lerin sahen das genauso. Dagegen warf 
der notorisch russophobe CDU-Scharf- 
macher Röttgen Gabriel vor, sich im 
Ton vergriffen zu haben. Die SPD ver¬ 
komme zur Gazprom-Lobbyistin. Noch 
vor Kurzem bejubelten US-Medien, 
die den Demokraten nahestehen, die 
„Bierzeltrede“ Angela Merkels, in der 
sie klagte, dass die „Zeiten, in denen wir 
uns auf andere völlig verlassen konnten, 
ein Stück weit vorbei“ seien und „wir 
Europäer“ unser Schicksal „wirklich in 
unsere eigene Hand nehmen“ müssten. 
Darunter verstehen die US-Demokra- 
ten offenbar etwas anderes als Merkel, 
die Nord Stream 2 als „rein wirtschaft¬ 
liches Projekt“ herunterspielt. Bleibt 
das US-Repräsentantenhaus hart und 
steigen die westeuropäischen Konzer¬ 
ne aus der Nord-Stream-2-Finanzierung 
aus, stehen laut russischen Medien chi¬ 
nesische Investoren bereit. 


Willi Gerns zum „Einheitskanzler“ 


Kohl und der 

„vergessene“ Gorbatschow 


Wenn man die überschwänglichen 
Würdigungen Helmut Kohls als 
„Kanzler der Einheit“ in den deut¬ 
schen Medien liest, reibt man sich 
verwundert die Augen darüber, dass 
nirgendwo der Name jenes Politikers 
auftaucht, ohne den es den Anschluss 
der sozialistischen DDR an die impe¬ 
rialistische BRD nicht gegeben hätte. 
Es geht um Michail Gorbatschow, den 
seinerzeitigen Generalsekretär der 
KPdSU und Präsidenten der UdSSR. 
Schließlich hätte im Unterschied zu 
ihm keiner seiner Vorgänger als mäch¬ 
tigster Politiker der Sowjetunion zuge¬ 
lassen, dass die DDR, der westlichste 
Vorposten des Verteidigungsbündnis¬ 
ses der Warschauer Vertragsstaaten, 
der BRD und damit der NATO an¬ 
gegliedert worden wäre. Hat die Ge¬ 
schichte doch gezeigt, dass dies nicht 
weniger bedeutete als den Anfang 
vom Ende der Warschauer-Vertrags- 
Organisation und letztlich auch deren 
Führungsmacht, der UdSSR selbst, 
sowie die Öffnung des Weges dahin, 
dass heute erneut deutsche Soldaten 
und Panzer an der russischen Grenze 
stehen. 

Im heutigen Russland besteht das 
Ergebnis der damaligen Handlungen 
Gorbatschows darin, dass dieser (von 


den Oligarchen und der prowestli¬ 
chen Opposition abgesehen) für die 
überwältigende Mehrheit der Bevöl¬ 
kerung heute zu den am meisten ver¬ 
achteten und gehassten Politikern der 
russischen Geschichte gehört. Und 
wie steht es heute um Gorbatschows 
Popularität bei den deutschen Politi¬ 
kern und Medien, die ihn in den neun¬ 
ziger Jahren zusammen mit Kohl als 
„Star der deutschen Einheit“ gefeiert 
haben? Offenbar ist der Star (engl. 
Stern) Gorbatschow schon nach ei¬ 
nem Vierteljahrhundert verglüht und 
im Dunkel des Vergessens verschwun¬ 
den, wie die Trauerfeierlichkeiten um 
Kohl zeigen. 

Gorbatschow wohlgesonnene Phi¬ 
lanthropen mögen das bedauern und 
sich mit dem Sprichwort trösten: „Un¬ 
dank ist der Welt Lohn! “ Da ich zu die¬ 
ser Spezies Mensch nicht gehöre, stelle 
ich mit einem anderen, abgewandel¬ 
ten Sprichwort fest: „Imperialistische 
Politiker und Medien lieben zwar 
den Verrat, wenn dieser ihren egois¬ 
tischen Klasseninteressen dient, aber 
den Verräter lieben sie nur so lange 
wie er gebraucht wird.“ Wenn er seine 
Judasfunktion erfüllt hat, entledigen 
sie sich seiner auf dem Müllhaufen der 
Geschichte. 



Dokumentiert 


Soli-Erklärung der DKP zu den Protesten gegen den G20-Gipfel 

Recht auf Widerstand 
soll kriminalisiert werden - 
Unsere Antwort: Solidarität! 


Das Hamburger Verwaltungsgericht 
entschied per Eilentscheidung in der 
Nacht zum 2. Juli 2017, dass das Anti¬ 
kapitalistische Camp gegen den G20- 
Gipfel in Hamburg stattfinden kann. 
Die Hamburger Polizei ignorierte die¬ 
sen rechtskräftigen Beschluss und ver¬ 
weigerte den Versammlungsteilneh¬ 
mern den Zugang zu dem angemel¬ 
deten Gelände Entenwerder. Ohne 
jegliche rechtliche Grundlage wurde es 
am Sonntag von der Polizei geräumt. 
Die Deutsche Kommunistische Partei 
verurteilt die Übergriffe und sieht da¬ 
rin einen klaren Rechtsbruchs seitens 
der staatlichen Ordnungskräfte. 

Es handelt sich hier um einen 
weiteren Versuch, den legitimen Wi¬ 
derstand gegen den G20-Gipfel in 
Hamburg zu behindern und zu kri¬ 
minalisieren. Das reiht sich ein, in 


das faktische Demonstrationsverbot 
in der blauen Zone, das Verweigern 
des Heiligengeistfeldes für Kundge¬ 
bungen und Demonstrationen, das 
Nichtzulassen eines Camps im Stadt¬ 
oder Volkspark. 

Wir protestieren auch gegen die 
Kriminalisierung einzelner Gipfel¬ 
gegnerinnen. Bereits im Vorfeld der 
Proteste kam es zu Hausdurchsuchun¬ 
gen bei verschiedenen Aktivistinnen 
der Bewegung gegen das Gipfeltref¬ 
fen, wobei mehrere Wohnungen und 
ein politisches Zentrum durchsucht 
wurden. 

Unser gemeinsamer Widerstand 
lässt sich aber nicht einschüchtern, er 
ist politisch vielfältig und kreativ. 

Die DKP erklärt sich solidarisch 
mit den Aktivisten die kriminalisiert 
werden. 
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Entschieden gegen den Kriegskurs 

Hugo Haase, erster Vorsitzender der USPD 


Blickt man heute auf die Führung der USPD, und damit auch auf ihre 
Gründer, zurück, dann ist man schnell versucht in ihnen allein eine pro¬ 
gressive, gar revolutionäre, auf jeden Fall aber durch und durch antimi¬ 
litaristische Kraft zu sehen. War es nicht Hugo Haase, neben Ledebour 
im April 1917 zum ersten Vorsitzenden der Partei gewählt, der immerzu 
gegen den Krieg protestierte und eine konsequent antimilitaristische 
Haltung zeigte, die letztlich 1916-1917 zur Trennung von den Mehr¬ 
heitssozialdemokraten, d.h. der SPD und ihren rechten Führern führte? 
Das ist richtig. Aber Hugo Haase verhielt sich viel zu oft eben auch 
widersprüchlich, ja opportunistisch - im Sommer/Herbst 1917 im Zu¬ 
sammenhang mit der Rebellion der Heizer und Matrosen der kaiserli¬ 
chen Hochseeflotte (siehe UZ vom 23. Juni), während für die Mehrheit 
der USPD-Mitglieder diese Rebellion zum Fanal wurde, und auch im 
Herbst/Winter 1918, also mitten in der Revolution. 


H ugo Haase wurde am 29. Sep¬ 
tember 1863 in Allenstein (da¬ 
maliges Ostpreußen) als Sohn 
eines Schuhmachers geboren. Er stu¬ 
dierte Jura in Königsberg und trat nach 
seinem Studium 1887 in die SPD ein. 

Als einziger sozialdemokratischer 
Rechtsanwalt in der gesamten Pro¬ 
vinz Ostpreußen setze er sich häufig 
für nahezu rechtlose Landarbeiter 
und Bauern ein und verteidigte Sozi¬ 
aldemokraten, die vor Gericht gestellt 
wurden. 1897 bis 1907 war er dann zu¬ 
nächst Mitglied der SPD-Fraktion im 
Reichstag. Im zuletzt genannten Jahr 
vertrat er u.a. Karl Liebknecht, der 
nach der Publikation der Schrift „Mili¬ 
tarismus und Antimilitarismus“ wegen 
Hochverrats angeklagt wurde. 

Den vorläufigen Höhepunkt seiner 
politischen Karriere bildete seine Wahl 
zum Parteivorsitzenden der SPD ge¬ 
meinsam mit August Bebel. Nach Be¬ 
bels Tod blieb Haase bis 1916 - gleich¬ 
berechtigt mit Ebert - Vorsitzender. 
Haase selbst verstand sich als Teil des 
sogenannten „zentristischen Flügels“, 
der nach außen hin die Versöhnung 
des radikalen linken SPD-Flügels mit 
den Rechten in der Partei anzustreben 
versuchte - mit dem Ziel, die Einheit 
der deutschen Arbeiterbewegung bzw. 
der Partei zu wahren. Im Grunde aber 
blieben die Zentristen gleichfalls An¬ 
hänger einer, wenn auch gemäßigten, 
rechts-opportunistischen Revision des 
Marxismus. Deutlich wurde das in der 
immer heftiger geführten Debatte um 
den Charakter des Imperialismus z.B. 
im Zusammenhang mit Haases Refe¬ 
rat über den Imperialismus auf dem 
Parteitag 1912. Während er zu Be¬ 
ginn seiner Ausführungen darstellte, 
dass im imperialistischen Stadium des 
Kapitalismus die Auseinandersetzun¬ 


gen der imperialistischen Staaten zu¬ 
nehmen würden, kam er im zweiten 
Teil seines Referats zu einer Fehlein¬ 
schätzung auch der aktuellen Situati¬ 
on. Er propagierte, sich selbst wider¬ 
sprechend, es sei auch eine „friedliche 
Expansion“ und Aufteilung der Welt 
unter den imperialistischen Mächten 
denkbar. 

Sozialdemokraten 
im Widerstreit 

In direkter Konfrontation mit der 
Zustimmung/Ablehnung der Kriegs¬ 
kredite im Sommer 1914 waren die 
Zentristen, führend Hugo Haase, in¬ 
konsequent: Zwar forderten auch sie 
die Ablehnung der Kredite (wenn sie 
auch, wie übrigens auch Liebknecht, 
aufgrund der Fraktionsdisziplin zu¬ 
nächst dafür stimmten). Haase hat¬ 
te in der Fraktion sogar offen gegen 
eine Zustimmung zu den Kriegskre¬ 
diten gesprochen, unterwarf sich aber 
der Fraktionsdisziplin und begründe¬ 
te - dazu von der Fraktionsmehrheit 
gezwungen - im Reichstag den Frak¬ 
tionsbeschluss, mit dem auch „die frei¬ 
heitliche Zukunft“ des deutschen Vol¬ 
kes bedrohenden „Sieg des russischen 
Despotismus“. Sie riefen die Arbeiter¬ 
massen nicht zu konkreten Aktionen 
des Widerstandes auf. Diese Inkonse¬ 
quenz zieht sich wie ein roter Faden 
durch Hugo Haases politisches Han¬ 
deln. 

Am 19. Juni 1915 veröffentlichte 
er gemeinsam mit Eduard Bernstein 
und Karl Kautsky, den theoretischen 
Vätern des Revisionismus bzw. Zen¬ 
trismus in der deutschen Arbeiterbe¬ 
wegung, einen Aufruf unter dem Titel 
„Das Gebot der Stunde“. Die Auto¬ 
ren wandten sich gegen die deutschen 
expansionistischen Kriegsziele und 


verkünden die Losung eines „demo¬ 
kratischen Friedens“ innerhalb der 
kapitalistischen Ordnung. Sie forder¬ 
ten - jedoch sehr allgemein, ohne zu¬ 
gleich zu Massenaktionen aufzuru¬ 
fen - eine entschiedene Opposition 
der SPD zum Kriegskurs. 

Nachdem Karl Liebknecht bei ei¬ 
ner Friedensdemonstration auf dem 
Potsdamer Platz in Berlin am 1. Mai 
1916 verhaftet wurde, setzte sich Haa¬ 
se eindringlich für dessen Freilassung 
ein. Kautsky missbilligte dagegen die 
Sympathien seines Freundes Haase für 
Liebknecht und die Spartakusgruppe. 

Auf Druck der Massenproteste 
sprachen sich im Laufe des Krieges 
immer mehr SPD-Vertreter gegen die 
weitere Zustimmung zu Kriegskredi¬ 
ten aus; 18 von ihnen um Hugo Haase 
wurden schließlich am 26. März 1916 
von der SPD-Fraktion ausgeschlossen. 
Haase legte seinen Parteivorsitz nieder 


und gründete die SAG, die Sozialde¬ 
mokratische Arbeitsgemeinschaft, die 
sich explizit als Teil der mittlerweile 
vollends unter sozialchauvinistischer 
Führung geratenen SPD verstand 
Am 18. Januar wurde schließlich 
die gesamte SAG aus der Partei aus¬ 


geschlossen. Dies war letztendlich der 
Anstoß für die Sammlung der oppo¬ 
sitionellen Kräfte der Partei und die 
Gründung der USPD im April 1917. 

Lenin hat einst über die Zentris¬ 
ten Folgendes geschrieben: „Worin 
besteht nun die Haupteigentümlich¬ 
keit, die beide Formen des herrschen¬ 
den Opportunismus [Zentristen und 
Anhänger Bernsteins] auszeichnet? 
Darin, dass man die konkrete Frage 
des Zusammenhanges des jetzigen 
Krieges mit der Revolution [...] ver¬ 
schweigt.“ Machen wir einen zeitlichen 
Sprung nach vorne, als selbst den Op¬ 
portunisten der Zusammenhang von 
Krieg und Revolution ins Auge sprin¬ 
gen musste. 

Novemberrevolution 
in Deutschland 

Die USPD und mit ihr führend Hugo 
Haase strebten in dieser revolutionä¬ 


ren Stunde die Zusammenarbeit mit 
der Mehrheits-SPD (MSPD) an, um 
„Schlimmeres“ zu verhindern. Ge¬ 
meinsam mit der MSPD unter Ebert 
bildete die USPD die Regierung, den 
Rat der Volksbeauftragten. Hugo 
Haase war ein Teil von ihr. Karl Lieb¬ 



Der Rat der Volksbeauftragten, v.l.n.r. Emil Barth (USPD), Otto Landsberg (SPD), 
Friedrich Ebert (SPD), Hugo Haase (USPD), Wilhelm Dittmann (USPD), Philipp 
Scheidemann (SPD) (Dezember 1918 ) 


Umwälzung des Gesamtreproduktionsprozesses 

Einige Anmerkungen zu Zeise: Wer gehört zur Arbeiterklasse? (UZ, Nr. 24/2017) 


(...) „Schrumpfung oder Ausdeh¬ 
nung“ - damit greift Zeise die pla¬ 
kative Schlussfolgerung von Miehes 
Buch auf und wendet sich vehement 
gegen die These von der Schrumpfung 
und gegen die damit einhergehende 
politische Einschätzung von der man¬ 
gelnden Hegemoniefähigkeit einer or¬ 
thodox verstandenen Arbeiterklasse. 
(Für die BRD: 5,7 Millionen Arbeiter¬ 
klasse zu 37 Millionen Lohnabhängi¬ 
gen.) Das ist für kommunistische Par¬ 
teien mit Wurzeln im „Manifest“ in 
der Tat eine existenzielle Frage. 

Diese wichtige theoretische Frage 
wird in dem Buch allerdings nur auf 
30 Seiten behandelt und nur um eine 
(ernst gemeinte) These als heuristi¬ 
sche Hilfe für die Sortierung des sehr 
voluminösen empirischen Materials 
zu haben. Es handelt sich also nicht 
um eine umfangreiche und vertief¬ 
te theoretische Studie, sondern, wie 
Zeise richtig anmerkt, um eine empi¬ 
rische Arbeit. 

Dieser empirische Gehalt ist mit 
dem Untertitel des Buches „Struk¬ 
tur der Erwerbstätigkeit und der ge¬ 
sellschaftlichen Arbeitsteilung in der 
BRD von 1957/1970 bis 2005/2008“, 
richtig angegeben. 

Auf 420 Seiten werden Interpreta¬ 
tionen von Statistiken über die Vertei¬ 
lung und Veränderungen der verschie¬ 
denen Arten der Beschäftigten über 


mehr als 70 Wirtschaftszweige im Ver¬ 
lauf der Jahre 1957/1970 bis 2005/2008 
geboten - darunter vor allem für die 
Lohnabhängigen. 

Die 30 Seiten theoretische Erwä¬ 
gungen sind im Vergleich zur viel¬ 
bändigen großen IMSF*-Studie von 
1973, mit ähnlichen Fragestellungen, 
natürlich völlig unzureichend. (I MSF 
Hrsg: Klassen- und Sozialstruktur der 
BRD 1950-1970). Dort hatte, als Auf¬ 
takt der gesamten Studie, Heinz Jung, 
damals Stellvertretender Leiter des 
IMSF, ein ganzes Buch als theoreti¬ 
sche Vorarbeit für die empirischen 
Untersuchungen, mit 220 dicht be¬ 
druckten Seiten, einschließlich sehr 
detaillierter ausführlicher Anmerkun¬ 
gen zu genau dieser Frage geschrie¬ 
ben. {Teil I, Klassenstruktur und Klas¬ 
sentheorie - Theoretische Grundlagen 
und Diskussion, Verlag Marxistische 
Blätter, Frankfurt 1973) 

Jung hatte dort alle damals rele¬ 
vanten Positionen und Diskussionen 
zur Frage der Arbeiterklasse im mar¬ 
xistischen Horizont nicht nur aufge¬ 
zählt, sondern intensiv diskutiert. So 
auch jene der französischen KP, die 
die Arbeiterklasse (ganz orthodox) 
auf die Arbeiter in der kapitalisti¬ 
schen Großindustrie beschränkt ge¬ 
sehen hat. Diese Problematik wurde 
damals von Moskau bis Paris und auch 
dazwischen, in Berlin-DDR, Berlin- 


West und in Frankfurt ausführlich und 
kontrovers diskutiert. 

Jung arbeitete dabei die für die 
Studie des IMSF und für die pro¬ 
grammatische Entwicklung der DKP 
entscheidende Position heraus, die für 
die DKP noch heute gilt, und die Zei¬ 
se (...) als die seiner Meinung nach 
wirklich orthodoxe bekräftigt: Es ist 
der Warencharakter der Arbeitskraft. 
Diese Eigenschaft führt auch Zeise 
bei seiner kurzen Definition als ers¬ 
tes an. Was er nicht erwähnt: Jung hat 
auch das Konzept des Kerns der Ar¬ 
beiterklasse in die BRD-Diskussion 
eingeführt, die Arbeiter in der (groß-) 
kapitalistischen Großindustrie. Dort 
finden sich dann all die Bestimmun¬ 
gen wieder, die beim Warencharakter 
der Arbeitskraft noch nicht oder nicht 
mehr entscheidend sind - bei genau¬ 
em Hinsehen eine merkwürdige, in¬ 
konsequente Begriffsbildung. Aber 
dies ermöglicht es, dem Schrump¬ 
fungsprozess des variablen Kapitals 
gegenüber dem konstanten fixen und 
vor allem dem konstanten zirkulieren¬ 
den Kapital zumindest begrifflich zu 
entkommen. 

Miehe kritisiert in seiner 30 Sei¬ 
ten Einleitung diese Bestimmung als 
nicht zureichend, wenn auch notwen¬ 
dig. Ihm gilt aber darüber hinaus die 
Beteiligung an der Verwertung der 
individuellen Kapitale in der Pro¬ 


duktion von Mehrwert und der da¬ 
durch ermöglichten Aneignung von 
Profit aus der gesellschaftlichen 
Mehrwertsumme als notwendig für 
die Bestimmung der Arbeiterklasse. 
Dabei beruft er sich auf Engels und 
auf Marx. 

Da zumindest Engels und Marx 
die weltrevolutionäre Rolle der Ar¬ 
beiterklasse als Überwinder des Ka¬ 
pitalismus an diese Eigenschaft ihrer 
antagonistischen Stellung gegen die 
Kapitalistenklasse geheftet haben, ist 
die Begründung einer Strategie zur 
Überwindung der kapitalistischen 
Produktionsweise „nur“ auf den Wa¬ 
rencharakter der Lohnarbeit unzurei¬ 
chend! 

Das hat der Autor in seinem Vor¬ 
wort von 30 Seiten diskutiert, wenn 
auch aus Platzgründen nicht ausführ¬ 
lich oder gründlich, aber auch, weil das 
nicht sein Hauptanliegen war - inso¬ 
fern konnte dies auch von Zeise nicht 
vertieft aufgegriffen werden. Aber bei 
der von Zeise in den Mittelpunkt sei¬ 
ner Kritik gestellten Problematik ist 
das natürlich die zentrale Frage. Und 
sie sollte mit der gebotenen Gründ¬ 
lichkeit in marxistischen Kreisen mit 
der Rezeption des oben erwähnten 
Buches von Jung beginnen! 

Dagegen ist der Inhalt und die 
Nützlichkeit des allergrößten Teils 
des vorgestellten Buches woanders 


knecht warnte noch vor einem Pakt 
mit den Opportunismus, blieb aber 
ungehört. Haase und andere aus sei¬ 
ner Partei banden durch ihre Kompro¬ 
misse, durch dauernde Zugeständnis¬ 
se die revolutionären Kräfte, trugen 
zur Desorientierung bei, erleichterten 
damit der Ebert-Gefolgschaft und der 
Reaktion, die Gegenkräfte zu formie¬ 
ren. 

Exemplarisch für die folgende Un¬ 
terordnung Haases unter die „Wün¬ 
sche“ der MSPD in dieser Regierung 
war die Ablehnung einer Getreidelie¬ 
ferung aus Sowjetrussland, die für die 
hungernden Arbeiter in Deutschland 
gedacht war. Haase war zuständig für 
Außenpolitik. Anders als Kautsky war 
er - wie die Mehrheit der USPD-An¬ 
hänger - jedoch ein Befürworter der 
Oktoberrevolution in Russland. 

Nachdem die Auseinanderset¬ 
zungen zwischen MSPD und USPD 
immer stärker wurden (Höhepunkt 
war die Niederschlagung revolutio¬ 
närer Matrosen auf Befehl Eberts in 
den Weihnachtstagen 1918) traten die 
Volksbeauftragten der USPD, unter 
ihnen Hugo Haase, aus der Regie¬ 
rung aus. Der völlige Bankrott der 
Regierungsbeteiligung wurde nun al¬ 
len offensichtlich. Angetreten um die 
„sozialistischen Errungenschaften zu 
festigen“, wurden sie so letztlich zu 
Beihelfern der Konterrevolution un¬ 
ter Führung der MSPD und Eberts. 

Bei Gründung der KPD trat Hugo 
Haase gegen diese auf und sprach sich 
für die Vereinigung der USPD mit der 
MSPD aus. Im Zuge des Spartakusauf¬ 
standes 1919 nahm Haase erneut eine 
zentristische Position zwischen den 
Revolutionären auf der einen und der 
Kräfte um Ebert und Noske, damit 
der Konterrevolution, auf der ande¬ 
ren ein. Er wollte vermitteln, erreich¬ 
te Zugeständnisse der Revolutionäre, 
doch keine von Noske und Ebert, die 
entschlossen waren, den Aufstand mit 
Hilfe der Freikorps blutig niederzu¬ 
schlagen. Der Ausgang ist allgemein 
bekannt. 

Am 8. Oktober 1919 wurde Hugo 
Haase von einem angeblich geistig er¬ 
krankten Arbeiter angeschossen und 
starb in der Folge am 7. November 
1919. Haase fand - neben zahlreichen 
Revolutionären - sein Grab auf dem 
Friedhof in Berlin-Friedrichsfelde. 

Michael Henkes 


zu sehen: Wenn die Schädlichkeit des 
entwickelten Kapitalismus themati¬ 
siert wird, stehen im Mittelpunkt oft 
die „Ausfall“-Erscheinungen - die 
als Prekarisierung erscheinende Auf¬ 
lösung des Normalarbeitsverhältnis¬ 
ses und des Normalarbeitstages, ih¬ 
res „Ausfransens“ nach unten - die 
man auch als Rückkehr zur Tagelöh¬ 
nerei bezeichnen kann. Dass dies nur 
die am unteren Ende der individuel¬ 
len Reproduktion der Arbeitskräfte 
sichtbaren Auflösungen einer gere¬ 
gelten Reproduktion in den kapita¬ 
listischen Gesellschaften sind, kann 
man erst in den Blick bekommen, 
wenn die Umwälzung des Gesamtre¬ 
produktionsprozesses der kapitalis¬ 
tischen Produktion in einer Gesell¬ 
schaft in ihrem Niederschlag in der 
ökonomischen Zweigstruktur, nicht 
nur der Industrie, zumindest statis¬ 
tisch, sichtbar gemacht wird (die eu¬ 
phemistischen Stichworte sind: Indi¬ 
vidualisierung und Tertiärisierung). 
Dies zu versuchen war die Absicht 
der hier besprochenen Arbeit als ei¬ 
nes damals geplanten Teils des Projek¬ 
tes der Marx-Engels-Stiftung Arbei- 
terklasse@BRD. 

Jörg Miehe 

* IMFS - Institut für Marxistische Stu¬ 
dien und Forschungen in Frankfurt am 
Main (1968-1989) 
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„Denn ohne Kampf ist kein Leben“ 

Vor 150 Jahren wurde Käthe Kollwitz geboren • Von Eva Petermann 


Kultursplitter 


Kölner Opernsanierung 

Ungefähr doppelt so teuer und sieben 
Jahre länger als geplant dauern wird die 
Sanierung der Kölner Bühnen. Nach 
aktuellem Stand wird sie sich bis Ende 
2022 hinziehen und zwischen 545 und 
570 Millionen Euro kosten. Anfangs 
waren 250 Millionen vorgesehen, wie¬ 
der öffnen sollte das Ensemble aus 
Oper und Schauspielhaus ursprünglich 
im Jahr 2015. Begonnen hat die Sanie¬ 
rung 2012. Oper und Schauspiel sind 
schon seit Jahren in Aus weichquartie¬ 
ren untergebracht. Auf der anderen 
Rheinseite liegt das Staatenhaus, ein 
lang gestreckter Klinkerbogen, in den 
20er Jahren als Messehalle errichtet, es 
wurde im Herbst im Turbotempo her¬ 
gerichtet als Ausweichquartier für die 
Oper. Es ist das zwölfte seiner Art seit 
2010. Die Odyssee der Oper geht wei¬ 
ter, lange wird sie auch im Staatenhaus 
nicht bleiben können. Die Stadt Köln 
hat das Gebäude an das Musical-Un¬ 
ternehmen BB Group verpachtet, die 
dort ein festes Haus einrichten möch¬ 
te. Weil es jetzt wegen des Einzugs der 
Oper länger dauert, zahlt die Stadt 
eine Entschädigungssumme an BB. 
Das Phänomen ist, um mit Mozart zu 
sprechen, bekannt als „Cosi fan tutte“ 
(So machen es alle) und natürlich ent¬ 
täuscht uns auch der Kölner Klüngel 
nicht und liefert ein weiteres Glanz¬ 
stück kommunaler Politik. 

Nutzen und Schaden 

An den Hochschulen wird der Umgang 
mit digitalen Materialien rechtlich un¬ 
komplizierter. Der Bundestag moder¬ 
nisierte das Urheberrecht für die Wis¬ 
senschaft im Bereich der Online-Nut- 
zungen. Die von Bundesjustizminister 
Heiko Maas vorgelegte Reform soll ei¬ 
nerseits Sicherheit für Nutzer digitaler 
wissenschaftlicher Angebote schaffen, 
andererseits aber auch die Interessen 
der Urheber und Verlage an der Ver¬ 
wertung ihrer Werke wahren. Lehrer 
und Forscher dürfen 15 Prozent eines 
Werks kopieren oder in elektronische 
Semesterapparate einstellen, ohne 
Verlage vorher um Erlaubnis bitten zu 
müssen. Für die eigene Forschung dür¬ 
fen sogar bis zu 75 Prozent eines Bu¬ 
ches auf diese Weise genutzt werden. 
Die beschlossene Befristung der zen¬ 
tralen Vorschriften des Gesetzes auf 
fünf Jahre ist sicherlich kein geeigneter 
Interessenausgleich. Da das Gesetz am 
1. März 2018 in Kraft treten soll, endet 
die Frist erst im Jahr 2023. Die GroKo 
verschiebt die Verantwortung damit in 
die übernächste Legislaturperiode und 
die Befristung als solche zeigt, dass der 
Gesetzgeber selbst erhebliche Zweifel 
an der Rechtmäßigkeit der Vorschrif¬ 
ten hat. Im Jahr 2023 kann die wissen¬ 
schaftliche Publikationslandschaft be¬ 
reits irreversibel beschädigt sein, aber 
was geht das die heute Regierenden an. 

Wenig einfallsreich 

Beim G20-Konzert in der Elbphilhar¬ 
monie am 7. Juli wird Beethovens „Ode 
an die Freude“, die Hymne der Euro¬ 
päischen Union, erklingen. Die Staats¬ 
und Regierungschefs der G20 mit ihrem 
Anhang werden am ersten Gipfelabend 
das Philharmonische Staatsorchester 
Hamburg, dirigiert von Kent Nagano, 
in der Elbphilharmonie erleben. Das 
Orchester wird Beethovens 9. Sinfonie 
spielen. Der Text basiert auf einem Ge¬ 
dicht von Friedrich Schiller. 1985 hat¬ 
te die Europäische Gemeinschaft das 
Hauptthema des letzten Satzes als offi¬ 
zielle Europahymne angenommen. Ob 
der Text an die Zuhörer ausgegeben 
wird, damit sie rote Ohren bekommen 
und nicht nur Fremdschämen für die 
Bagage angesagt ist, wurde leider noch 
nicht bekanntgegeben. Dann müssten 
sie erfahren, was da gesungen und ge¬ 
spielt wird: 

Festen Mut in schwerem Leiden, 

Hülfe, wo die Unschuld weint, 

Ewigkeit geschwornen Eiden, 

Wahrheit gegen Freund und Feind, 
Männerstolz vor Königstronen, 

Brüder, gälf es Gut und Blut 
Dem Verdienste seine Kronen, 
Untergang der Lügenbrut! 

Dass der hoffentlich große Lärm von 
draußen durch die Wände dringt, ist zu 
wünschen. Herbert Becker 


A us vielen Selbstporträts der 
Käthe Kollwitz schaut uns ein 
ernstes, herbes Gesicht an. 
Aber hatte sie denn nicht viel Glück 
in ihrem Leben? Sie wusste früh, dass 
sie Künstlerin werden wollte - ein 
verwegener Wunsch für ein junges 
Mädchen in der Kaiserzeit. Doch ihre 
fortschrittlichen Eltern ermöglichten 
ihr eine Kupferstecherlehre und den 
Besuch von zwei Künstlerinnenschu¬ 
len. 1988 schloss sie sich der Berliner 
„Sezession“ an, der einzigen Künst¬ 
lergruppe, die überhaupt Frauen auf¬ 
nahm. 

Käthe Kollwitz verdanken wir die 
erschütternden Radierungen „Ein We¬ 
beraufstand“. Ihr zweiter Zyklus „Bau¬ 
ernkrieg“ (1901-1907) brachte ihr in¬ 
ternationalen Ruhm ein, mit Ausstel- 
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lungen in London, Paris, Wien und 
Moskau. Bei einem Aufenthalt 1904 
in Paris kam sie mit dem von ihr ver¬ 
ehrten Bildhauergenie Auguste Rodin 
persönlich zusammen. 

Auch ihr persönliches Leben ver¬ 
lief zunächst wunschgemäß: Sie hei¬ 
ratete ihre Jugendliebe, den Arzt Dr. 
Karl Kollwitz, und hatte mit ihm zwei 
Söhne, Peter und Hans. Wie ihr Mann, 
der später für die SPD zum Stadtrat 
gewählt wurde, verstand sie sich als 
Sozialistin und Pazifistin. Nicht zuletzt 
hielt sie große Stücke auf ihren älteren 
Bruder Konrad Schmidt, der Friedrich 
Engels noch persönlich gekannt hatte. 

Kollwitz war entschlossen, die 
„Schönheit des Proletariats“ darzustel¬ 
len. Dass Kaiserin Auguste Viktoria 
1906 ihr „abstoßendes“ Plakat-Bild¬ 
nis einer mageren Arbeiterfrau aus 
der Deutsche-Heimarbeit-Ausstellung 
entfernen ließ, konnte sie verkraften. 
Für Kaiser Wilhelm II. waren die rea¬ 
listischen Zeichnungen, Lithografien 
und Plastiken der gebürtigen Königs¬ 
bergerin ohnehin „Rinnsteinkunst“ 
wie auch die Werke anderer Vertreter 
der aufkommenden Moderne. 

Heute steht fest: Das bildnerische 
Schaffen dieser Künstlerin, deren 150. 
Geburtstag in diesem Jahr landauf, 
landab begangen wird, ist fester Teil 
der modernen europäischen Kunst. 

Ihr Hauptinteresse galt den Lei¬ 
den und Kämpfen der Frauen und de¬ 
ren Stärke und Schönheit. Diese stellt 
Kollwitz in einer für sie typischen, auf 
das Wesentliche reduzierten Form dar, 
so in Zeichnungen für die Münchner 
Zeitschrift „Simplizissimus“. Nicht 
zuletzt spiegelt sich darin ihr eigenes 
Ringen um Anerkennung und Identi¬ 
tät als Frau und als Künstlerin. 

1919 hätte die fröhliche Krönung 
ihrer Laufbahn sein können: Die fast 
50-Jährige wurde als erste Frau zur 
Professorin der Preußischen Akade¬ 
mie der Künste ernannt. Doch 1914 
hatte sie und ihren Mann - wie so vie¬ 
le Eltern - ein grauenhafter Schlag ge¬ 
troffen, von dem sie sich Zeit ihres Le¬ 
bens nicht wirklich erholte: Ihr Sohn 


Peter war gleich zu Kriegsbeginn im 
belgischen Flandern gefallen. 

Käthe Kollwitz stürzte sich in die 
Arbeit an einem Antikriegsdenkmal 
und gleichzeitig in ein leidenschaftli¬ 
ches Engagement für den Frieden und 
gegen jedwede nationalistische und 
völkische Engstirnigkeit. Dem Kriegs- 
verherrlicher Richard Dehmel schleu¬ 
derte sie 1918 öffentlich entgegen: „Es 
ist genug gestorben!“ Wer kennt nicht 
ihr Plakat „Nie wieder Krieg!“, das fast 
so bekannt ist wie Pablo Picassos Frie¬ 
denstaube? 

Wie viele ihrer künstlerischen 
Zeitgenossen, unter ihnen der Maler 
George Grosz, will sie „wirken in die¬ 
ser Zeit“, was sie 1922 in ihrem Tage¬ 
buch festhält. Schließlich wusste Kä¬ 
the Kollwitz auch durch ihren Mann 
um das unerträgliche 
Elend und die Kämp¬ 
fe in den Arbeitervier¬ 
teln im Berliner Nor¬ 
den. Sie arbeitet in 
der Deutschen Liga 
für Menschenrechte 
mit und unterstützt 
die Rote Hilfe. Sie ge¬ 
hört zu den ersten bil¬ 
denden Künstlern, die 
die Oktoberrevoluti¬ 
on von 1917 als neue 
Hoffnung begrüßen. 

Es entstehen un¬ 
zählige, für die poli¬ 
tische Agitation zen¬ 
trale Werke, so das 
Plakat „Nieder mit 
dem Abtreibungspa¬ 


ragraphen!“, die Lithografie für die 
Internationale Arbeiterhilfe „Helft 
Russland!“(1921) sowie zwei Dru¬ 
cke für die „Arbeiter Illustrierte Zei¬ 
tung“: das kraftvolle „Demonstration 
(1931) und „Solidarität“. Unter dieses 
Plakat schrieb sie: „Wir schützen die 
Sowjetunion!“. 

Früh gewann sie ein scharfes Bild 
von der tödlichen Gefahr, die durch 
Hitlers NSDAP drohte. Zusammen 
mit über 33 prominenten Persön¬ 
lichkeiten unterstützte sie eine Pla¬ 
kataktion vor der Reichstagswahl 
am 31. Juli 1932 mit dem „Dringen¬ 
den Appell“ insbesondere an SPD 
und KPD, „alle Kräfte zusammen¬ 
zufassen, die in der Ablehnung des 
Faschismus einig sind“. Sie wieder¬ 
holten die Aktion bei den Wahlen 
am 14. Februar 1933. Da war Hitler 
schon Reichskanzler und die Liste der 


In einem Brief anlässlich einer Um¬ 
frage 1944, wiedergegeben in ihrem 
Tagebuch,findet sich dieses künstle¬ 
rische Vermächtnis von Käthe Koll¬ 
witz: 

„Als letztes nur noch dieses: Ich ste¬ 
he zu jeder Arbeit, die ich heraus¬ 
gegeben habe. An jede habe ich die 
Forderung gestellt, sie müsste gut 
sein, d.h. streng gearbeitet, ohne 
Schluderei. Das Proletariat war für 
mich schön. Der Proletarier in sei¬ 
ner typischen Erscheinung reizte 
mich zur Nachbildung. Erst später, 
als ich Not und Elend der Arbeiter 
durch nahe Berührung kennen lern¬ 
te, verband sich damit zugleich ein 
Verpflichtungsgefühl, ihnen mit 
meiner Kunst zu dienen.“ 

„Erstunterzeichner“ schrumpfte auf 
die Hälfte; das Ehepaar Kollwitz blieb 
dabei, neben Heinrich Mann und Al¬ 
bert Einstein u. a. 

In dem Jahr davor konnte sie ihr 
vielleicht persönlichstes Werk „Trau¬ 
ernde Eltern“ endlich - nach 17 Jah¬ 
ren - abschließen. Das Mahnmal, in 
Stein gemeißelte Trauerarbeit über 
den Tod ihres Ältesten, wurde in der 
Vorhalle der Nationalgalerie ausge¬ 
stellt - die Originale (Gipsfiguren) im 
Kronprinzenpalais. Die Wirkung war 
überwältigend. Sie ärgerte sich aber 
sehr über Kritik der „Roten Fahne“. 
Die KPD vermisste an dem Werk „die 
Antikriegsgeste“. 

Zur selben Zeit fielen die Nazi- 
Presse und die versammelte Reakti¬ 


on über diese „entartete“ Künstlerin 
her; das „unvölkische“ Mahnmal flog 
aus der Ausstellung. 

Schnell hintereinander folgten 
1933 der erzwungene Austritt aus der 
Akademie und Repressionen auch 
gegen ihren Mann. Ihm wurden we¬ 
gen „kommunistischer Tätigkeit“ 
alle Kassenpatienten entzogen. Nach 
dem selbstlosen Armenarzt wurde 
übrigens in der DDR die einstige 
Poliklinik in Berlin-Prenzlauer Berg 
benannt, das heutige „Karl-Kollwitz- 
Gesundheitszentrum“. 

Wenigstens ließ man seine Frau 
weiterhin künstlerisch arbeiten, bei 
jedoch immer geringeren Ausstel¬ 
lungsmöglichkeiten. Doch trotz Schi¬ 
kanen und materieller Notlage schuf 
die die 65-Jährige eine letzte lithogra¬ 
phische Folge „Tod“ und vollendete 
eine ihrer schönsten Plastiken: „Mut¬ 


ter mit Zwillingen“ (jetzt mit dem Ti¬ 
tel „Mutter mit zwei Kindern“). 

Der „Völkische Beobachter“ 
höhnte: „Keine deutsche Mutter 
sieht so aus, wie Kollwitz sie gezeich¬ 
net hat.“ Das hielt sie nicht davon ab, 
mit ihrer Plastik „Turm der Mütter“ 
(1938) die Heuchelei der NS-Fami- 
lienpolitik anzuprangern. In dieser 
Figurengruppe drängen sich Mütter 
schützend um ihre Kinder und bil¬ 
den mit ihren Körpern ein Bollwerk 
des passiven Widerstands. Es dauerte 
nicht lange, bis auch dieses Werk von 
seinem Ausstellungsort verschwand. 
Immer stiller wurde es um die inter¬ 
national einst begeistert Gefeierte, 
der als einzige Freude die Familie ih¬ 
res zweiten Sohnes Hans blieb. 

Bei einem Bombenangriff 1943 
verlor Kollwitz mit ihrer Behausung 
auch einen Großteil ihrer Arbeiten. 
Sie starb nur wenige Tage vor der Be¬ 
freiung am 22. April 1945 in Moritz¬ 
burg bei Dresden. Ein Jahr zuvor war 
ihr geliebter Enkel Peter in der „Win¬ 
terschlacht“ von 1942 umgekommen. 
Ihr Mann hatte dies nicht mehr erle¬ 
ben müssen. 

Begraben ist das Ehepaar Koll¬ 
witz auf dem „Sozialistenfriedhof“ 
in Friedrichsfelde, nicht weit von den 
Gräbern Rosa Luxemburgs und Karl 
Liebknechts. Für ihn hatte Käthe 
Kollwitz 1919 den Holzschnitt „Me¬ 
morial für Karl Liebknecht“ geschaf¬ 
fen. 

In einem Brief vom 8.12.1943 resü¬ 
miert die 76-Jährige: „Sei das Leben 
lang oder kurz - worauf es ankommt 


ist, dass man seine Fahne hochhält 
und seinen Kampf führt. Denn 
ohne Kampf ist kein Leben.“ 

Anmerkungen 

Veröffentlicht wurden ihre Tage¬ 
buchaufzeichnungen unter dem Titel 
„Erkenntnisse“ zuerst 1981 im Leiziger 
Reclam-Verlag (DDR); 1987 nachge¬ 
druckt im Frankfurter Röderberg-Ver- 
lag; beide sind vergriffen. 

Neu erschienen ist im März diesen Jah- 
res:„lch sah die Welt mit liebevollen Bli¬ 
cken - Ein Leben in Selbstzeugnissen“ 
Käthe Kollwitz/Ha ns Kollwitz (Hrsg.) 
im Marixverlag Wiesbaden;420 Seiten, 
mit zahlreichen Zeichnungen. 

Auf der Homepage des Käthe-Kollwitz- 
Museums in Köln findet sich ein Über¬ 
blick über aktuelle deutsche und inter¬ 
nationale Ausstellungen zu Ehren von 
Käthe Kollwitz. 



Fotos: KKMK 

„Losbruch“, Blatt 5 aus dem Zyklus „Bauernkrieg“, 1902/1903 
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Die digitalisierte Krankenversorgung 

Milliardenschwere Totalumstellung in Krankenhäusern und Praxen • Von Rudolph Bauer 



A b 1. Juli 2017 müssen niederge¬ 
lassene Ärzte und Psychothe¬ 
rapeuten damit beginnen, ihre 
Praxen mit neuer Hardware für die so 
genannte Telematik-Infrastruktur (TI) 
auszustatten. Auch Krankenhäuser und 
Rehabilitationszentren sind von der 
Umstellung betroffen. Ein Jahr später 
soll der Veränderungsprozess abge¬ 
schlossen sein. 

Die Umstellung auf TI kostet Mil¬ 
liarden. In einer 2009 ausgestrahlten 
TV-Sendung von „Monitor“ wurde der 
Gesamtaufwand für die Digitalisierung 
mit 14,1 Mrd. Euro beziffert - eine rie¬ 
sige Kostenlawine, die auf die Kranken¬ 
versicherungen zukommt. Die Ausga¬ 
ben werden mit Sicherheit noch weiter 
steigen, wie das bei Projekten der öf¬ 
fentlichen Hand üblich ist, und in der 
Folgezeit den Beitragzahlenden auf¬ 
gebürdet. Den Hardware-Betreibern 
und Software-Firmen aber verspricht 
die Umstellung Extraprofite. 

TI ist Kürzel und Oberbegriff für 
das Vorhaben, in einem einheitlichen 
Datennetz alle Akteure und Patienten 
des Systems der Krankenversorgung 
zu erfassen: also die Praxen, Kranken¬ 
häuser, Reha-Einrichtungen, Kranken¬ 
kassen und Apotheken zu „vernetzen“, 
wie es verharmlosend heißt. In Werbe¬ 
broschüren ist von der „schnellen Da¬ 
tenautobahn im Gesundheitswesen“ 
die Rede. Der gegenwärtige Bundes¬ 
gesundheitsminister Hermann Gröhe 
schwärmt: „Eine sichere digitale Infra¬ 
struktur verbessert die Gesundheits¬ 
versorgung und stärkt die Selbstbe¬ 
stimmung der Patienten.“ 

Von Ulla Schmid bis 
Hermann Gröhe 

Die Vorgeschichte auf Seiten der Le¬ 
gislative geht zurück auf das vom Bun¬ 
desgesundheitsministerium unter Ulla 
Schmid (SPD) eingebrachte Gesetz zur 
Modernisierung der gesetzlichen Kran¬ 
kenversicherung in § 291a SGB V vom 
14. November 2003. Der Gesetzgeber 
schrieb die Einführung der elektroni¬ 
schen Gesundheitskarte (eGK) zum 
1. Januar 2006 vor. Die fristgerechte 
Umsetzung zum 1. Januar 2006 schei¬ 
terte, u.a. aufgrund von Abstimmungs¬ 
problemen unter den beteiligten Ins¬ 
titutionen der Gesundheitsbranche 
einerseits sowie zwischen diesen und 
den Interessen der Unternehmen im 
Bereich der Informationstechnologie. 

Im Zuge einer Neuordnung durch 
das Bundesministerium für Gesund¬ 
heit (BMG) - immer noch unter Lei¬ 
tung der SPD-Ministerin - erließ die¬ 
ses deshalb am 5. Oktober 2006 mit 
Wirkung zum 12. Oktober 2006 eine 
Neufassung der Verordnung über Test¬ 
maßnahmen für die Einführung der 
eGK (Elektronische Gesundheitskar¬ 
ten-Verordnung - GesKVO). Es ver¬ 
ging fast ein Jahrzehnt des Testens, bis 
2015 ein weiteres Gesetz folgte: das E- 
Health-Gesetz. Die Begründung des 
Gesundheitsministers Gröhe lautete: 
„Viel zu lange wurde schon gestritten. 
... Deshalb machen wir Tempo durch 
klare gesetzliche Vorgaben, Fristen und 
Anreize, aber auch Sanktionen, wenn 
blockiert wird.“ Am 27. Mai 2015 ver¬ 
abschiedete das Bundeskabinett den 
„Gesetzentwurf für sichere digitale 
Kommunikation und Anwendung im 
Gesundheitswesen“. Beschlossen wur¬ 
de das mit Druckmitteln ausgestattete 
E-Health-Gesetz am 4. Dezember 2015 
im Bundestag von den Abgeordneten 
der Großen Koalition CDU/CSU/SPD 
und der (eigentlich oppositionellen) 
Grünen - „wie immer bei solchen The¬ 
men zu später Stunde vor wenigen Ab¬ 
geordneten“ (Dr. Silke Lüder im Ham¬ 
burger Ärzteblatt 07-08/2016). 

Mammutorganisation 
ohne Patienten 

Im Rahmen der institutioneilen Vor¬ 
geschichte wurde im Januar 2005 die 
Gesellschaft für Telematikanwendun¬ 
gen der Gesundheitskarte mbH (Ge- 
matik) gegründet. Die Gematik gilt als 
eine Spitzenorganisation des bundesre¬ 
publikanischen Gesundheitswesens. In 


ihr sind zu gleichen Teilen einerseits die 
Kostenträger (Krankenkassen, priva¬ 
te Krankenversicherungen) vertreten 
und andererseits die Organisationen 
der so genannten Leistungserbringer: 
Bundesärztekammer, Bundeszahn¬ 
ärztekammer, Deutscher Apotheker¬ 
verband, Deutsche Krankenhausge¬ 
sellschaft, Kassenärztliche Bundes¬ 
vereinigung und Kassenzahnärztliche 
Bundesvereinigung. 

„Vertreter der für die Wahrneh¬ 
mung der Interessen der Patienten und 
der Selbsthilfe chronisch kranker und 
behinderter Menschen maßgeblichen 
Organisationen“ gehören lediglich ei¬ 
nem Beirat der Gematik an. In diesem 
Beirats-Organ sind neben den Patien¬ 
ten aber auch die Bundesländer präsent 
sowie „Vertreter der für die Wahrneh¬ 
mung der Interessen der Industrie maß¬ 
geblichen Bundesverbände aus dem Be¬ 
reich der Informationstechnologie“, wie 
es in der Amtssprache heißt. Die Pati¬ 
entenvertretung im Beirat ist umzingelt 
von Bürokraten und den Wortführern 
verschiedenster Interessengruppen. 

Von der Ausschreibung 
zur Testphase 

Der technische Vorlauf für die Einfüh¬ 
rung der TI begann mit der Ausschrei¬ 
bung der Erprobungstests der eGK un¬ 
ter den FDP-Gesundheitsministern Phil¬ 
ipp Rösler (2009-2011) und Daniel Bahr 
(2011-2013). Ausschreibungsgewinner 
war 2013 die Bertelsmann-Tochter Ar- 
vato Systems. Arvato sollte die Rechen¬ 
zentrumsleistungen für den Online-Text 
der eGK liefern und den kompletten 
Aufbau und Betrieb der TI übernehmen. 
Arvato Systems wirbt schon heute auf 
der Website des Bertelsmann Unterneh¬ 
mens wie folgt: „Sie wissen es vielleicht 
nicht, aber wir stehen hinter zahlreichen 
Produkten und Leistungen, die Sie nut¬ 
zen - im Schnitt hat jeder Verbraucher 
in Deutschland achtmal täglich Kontakt 
mit uns.“ Das Arvato-Unternehmen der 
Bertelsmann-Gruppe war auch für das 
sektorübergreifende Wide Area Net¬ 
work der Telemedizin zuständig, das ab 
2014 in jeweils 500 Arztpraxen und Kli¬ 
niken in den Testregionen Nordwest und 
Südost erprobt werden sollte. 

Vorausgegangen war den 2006 be¬ 
schlossenen Erprobungstests die Pro¬ 
duktion von Heilberufsausweisen und 
Institutionskarten für die beiden Test¬ 
regionen durch zwei Unternehmen. 
Beim einen, der Atos SE, handelte es 
sich um einen 1997 gegründeten, bör¬ 
sennotierten französischen Informa¬ 
tionstechnologie-Dienstleister mit 
Hauptsitz in Bezons bei Paris. Das 


zweite Unternehmen war T-Systems 
International GmbH, eine Tochter der 
Deutschen Telekom AG mit Sitz in 
Frankfurt/Main. 

T-Systems zog sich in der Testregion 
Südost allerdings nach kurzer Zeit aus 
der Verantwortung als Generalunter¬ 
nehmen zurück, begründet mit „tech¬ 
nischen Problemen“. Eine Folge des 
Ausscheidens von T-Systems war, dass 
die zentrale Technikanwendung inner¬ 
halb eines bereits knapp bemessenen 
Zeitraums unter weniger Teilnehmern 
als geplant einem Härtetest unterzogen 
wurde. 

Zuckerbrot und Peitsche 

Zu den neuen Geräten, die ab 1. Juli 

2017 in Arzt- und Therapeutenpraxen 
ebenso wie in Krankenhäuser installiert 
werden, gehören Kartenterminals und 
Konnektoren. Bei Letzteren handelt 
es sich um eine Art Router-Geräte, die 
Datenpakete zwischen den angeschlos¬ 
senen Rechnern weiterleiten. Für die 
Anschaffung dieser Hardware erhalten 
Ärzte und Therapeuten „Zuckerbrot“ in 
Gestalt einer Vergütung. Diese beträgt 
je nach Anzahl der in der Praxis tätigen 
Ärzte zwischen 3 055 (für einen Arzt) 
und 3 925 Euro (für 7 und mehr Ärzte). 

Allerdings kann die Vergütung in 
dieser Höhe nur dann beansprucht wer¬ 
den, wenn die erstmalige Nutzung des 
neuen Konnektors im 3. Quartal 2017 
erfolgt, d.h. in der Zeit vom 1. Juli bis 
30. September 2017. Damit ist ein ma¬ 
terieller Anreiz für eine baldige Gerä¬ 
teanschaffung und -nutzung verbunden. 
Nach dem 30. September 2017 sinkt die 
Vergütungshöhe, und ab dem 3. Quartal 

2018 liegt sie nur noch zwischen 1 155 
und 2 025 Euro. Ärzte und Psychothera¬ 
peuten, die bis zu diesem Zeitpunkt die 
Patientendaten nicht online übermitteln, 
werden sanktioniert. Ihnen wird das Ho¬ 
norar in regelmäßigen Abständen um 1 
Prozent gekürzt - die „Peitsche“. 

Kostenentwicklung 

Basil Wegener von der Deutschen Pres¬ 
seagentur schrieb am 18. Juni 2014, das 
mit der EGK gestartete Tl-Projekt dro¬ 
he zu einem „Milliardengrab“ zu werden. 
Je jünger die Prognosen, desto höher die 
wachsenden Kosten. Im Jahre 2004 ging 
die damalige Gesundheitsministerin 
Ulla Schmidt davon aus, dass sich die 
Einführungskosten in einer Höhe von 
700 Mio. bis einer Milliarde Euro bewe¬ 
gen würden. Schon wenige Wochen spä¬ 
ter veranschlagten Ärztevertreter und 
Krankenkassen 1,6 Mrd. Euro. 

Eine vom Chaos Computer Club 
geleakte Kosten-Nutzen-Analyse im 


Auftrag der Gematik deutete 2006 
eine massive Kostenexplosion an. Eine 
Studie von 2009 veranschlagte die Kos¬ 
ten auf 2,8 bis 6,4 Mrd. Euro für einen 
Zeitraum von fünf Jahren. Nach einer 
Recherche des Magazins „Monitor“ im 
Juli 2009 wurde damit gerechnet, dass 
die Gesamtkosten sogar auf 14,1 Mrd. 
Euro anwachsen. 

Datenschutz und 
Datensicherheit 

Seit Jahren (und nach wie vor auch 
heute) bestehen datenschutzrechtli¬ 
che Bedenken. Diese beziehen sich auf 
die Sicherheit der Übermittlung und 
Speicherung von personenbezogenen 
Daten durch die Server der Telematik- 
Infrastruktur. Auf dem 120. Deutschen 
Ärztetag vom 23. bis 26. Mai 2017 in 
Freiburg im Breisgau wurde, nicht zum 
ersten Mal, vor den vielfachen Risi¬ 
ken gewarnt, die in einem System der 
total vernetzten Krankenversorgung - 
die Ärzte nennen es immer noch „Ge¬ 
sundheitswesen“ - vorauszusehen sind. 
Es sei viel zu riskant, Patientendaten in 
der Cloud zu speichern. Cyberangriffe 
auf Kliniken und Praxen gefährdeten 
die Sicherheit der Patienten. Verwiesen 
wurde in diesem Zusammenhang auf 
den Kryptotrojaner WannaCry, durch 
den zwei Wochen vor dem Ärztetag 
zahlreiche Krankenhäuser in England 
lahm gelegt wurden. 

Bedrohlich ist vor allem die Vorstel¬ 
lung, dass kriminelle Einzeltäter oder 
Banden über den Zugang zu und den 
Missbrauch von Daten Informationen 
erlangen können, die sie in betrügeri¬ 
scher oder erpresserischer Absicht zu 
Lasten der Patienten „versilbern“. Ne¬ 
ben der Gefahr des Zugriffs von exter¬ 
nen Hackern auf die Patientendaten be¬ 
steht Grund zur Sorge, dass die an der 
IT beteiligten Institutionen die für sie 
im Datennetz zugänglichen Informatio¬ 
nen missbrauchen. Vertreter der gesetz¬ 
lichen wie der privaten Kassen machen 
sich bereits ernsthaft Gedanken, wie 
mit den ihnen zugänglichen Daten rele¬ 
vante Erkenntnisse über die Versicher¬ 
ten - aber auch über die Ärzteschaft 
und das Gesundheitspersonal - gesam¬ 
melt und ausgewertet werden können. 

Die Serverarchitektur gestattet es 
den Kassen, mit minimalem Aufwand 
herauszufinden, wo z.B. bei den Be¬ 
handlungskosten von Patienten eines 
bestimmten Krankheitsbildes Abwei¬ 
chungen nach oben festzustellen sind, 
um diese abzustellen. Mittels entspre¬ 
chender Algorithmen lassen sich stan¬ 
dardisierte Behandlungs- und Arznei¬ 
empfehlungen zur Kostensenkung ge¬ 


nerieren. Die künftigen Möglichkeiten 
und Dimensionen der Auswertung von 
Big-Data-Algorithmen sind noch kaum 
vorstellbar, aber nicht von der Hand zu 
weisen. 

Ein Interesse am Zugang zu den 
entsprechenden Daten haben neben 
den Krankenkassen auch Großfirmen 
aus den Bereichen Labor, Pharma, 
Banken, Versicherungen, IT-Unterneh- 
men, Lebensmittelindustrie und Touris¬ 
mus. Die Verfügbarkeit von Daten über 
z.B. eine Schwangerschaft, eine Krebs¬ 
erkrankung, einen Unfall, Flugangst, 
Depression oder Altersbeschwerden 
erlauben den Firmen eine entweder 
zielgruppengemäße oder individuell 
passgenaue Werbung für ihre Produkte 
bzw. die Entwicklung solcher Produkte. 

Überwachung und 
Herrschaftsausübung 

Der „gläserne Patient“ und der „glä¬ 
serne Arzt bzw. Psychotherapeut“ 
werden im Verlauf der Digitalisierung 
zum ohnmächtigen Objekt einer gi¬ 
gantischen Überwachungsmaschine¬ 
rie zur Ausübung von Herrschaft und 
zur politischen Unterdrückung. Das 
Komitee für Grundrechte und Demo¬ 
kratie warnte zu Recht, aber vergeblich 
vor der „Verwertung der Daten zum 
Zweck der Kontrolle des Verhaltens 
von Ärzten und Patienten. 

Neben Krankenkassen und Großfir¬ 
men werden es sich auch die Geheim¬ 
dienste nicht entgehen lassen, die zentra¬ 
lisierten Daten anzuzapfen. Das erklärt 
offensichtlich, warum die unterschiedli¬ 
chen Bundesregierungen - die rot-grüne 
ebenso wie die christlich-liberale und die 
Große Koalition - seit Einführung der 
eGK das Projekt der Digitalisierung so 
hartnäckig weiterverfolgen. 

Wir sehen uns einer neuen Stufe in 
der Entwicklung des staatsmonopolis¬ 
tischen Kapitalismus gegenüber: Die 
Digitalisierung des Systems der Kran¬ 
kenversorgung ist das gemeinsame In¬ 
teresse von Staat und Monopolen. Die 
Monopole ziehen daraus enorme Pro¬ 
fite, und der Staat verspricht sich willig 
lenkbare Untertanen. Es ist daher nicht 
nur eine Sache des Gesundheitswesens 
und seiner Zukunft, die am Beispiel der 
technischen Umstellung auf die Tele¬ 
matik-Infrastruktur verhandelt wird, 
sondern es betrifft die gesamte Gesell¬ 
schaft und die Zukunft der Demokratie 
... soweit man gegenwärtig überhaupt 
noch davon sprechen kann. 

Die ungekürzte Version des Aufsatzes 
findet sich in 5/2017 der Marxistischen 
Blätter 




m unsere zeit 


Kultur 


Freitag, 7. Juli 2017 13 



Kalimuna (Stadt aus der Hethiter-Zeit, 2. Jahrtausend v. d.Z.), Neo Rauch meint aber, den Verkauf von Kalisalzen und Munition in dieser Straße als Ortung für was auch immer darstellen zu müssen. 


Neo Rauch - alles hängt mit nichts zusammen 

Vom Sozialistischen Realismus zum „narrativen Realismus“? • Von Jürgen Meier 


N eo Rauch trifft wieder auf sei¬ 
nen Lehrer Arno Rink: In der 
Grafikstiftung Neo Rauch in 
Aschersleben (bis April 2018) ist jetzt 
eine Doppelschau mit Werken der bei¬ 
den Leipziger Künstler zu sehen. 

Der Maler und Grafiker Neo Rauch, 
dessen Bilder auf der ganzen Welt hoch 
gehandelt werden, war schon als DDR- 
Teenager schwer begeistert von west¬ 
licher Rockmusik - mit besonderer 
Vorliebe für Punk aus Großbritanni¬ 
en - berichtet die Zeitschrift „Rolling 
Stone“. „Mich faszinierte dieses Wilde, 
unmittelbar in die Muskelfaserstruk¬ 
tur Überspringende, Widerspenstige“. 
Mit 14 Jahren kaufte er sich im säch¬ 
sischen Aschersleben das erste Radio. 
Am liebsten stellte er den britischen 
Soldatensender BFBS ein: „Westsen¬ 
der hat jeder gehört, das war kein Pro¬ 
blem, man musste es ja nicht dem Klas¬ 
senlehrer erzählen. Ich war war ja eher 
ein Einzelgänger. Kein Sportplatzprinz 
oder Discoschläger. Meine Schulka¬ 
meraden interessierten sich vor allem 
für Fußball und Skat. Mit beidem hat¬ 
te ich nichts zu tun.“ Er gefiel sich als 
„junger Schöngeist“, der mit 16 Jahren 
Pfeife rauchte. „Eine Pose, die ich aus 
atmosphärischen Gründen einnahm, 
weil es meiner Vorstellung vom Dan¬ 
dy entsprach.“ Die Städte Leipzig und 
München zeigen in einer Doppelaus¬ 
stellung, die sich „Begleiter“ nennt, dass 
der Dandy Neo Rauch jubelnd im Wes¬ 
ten empfangen worden ist. Während die 
„Welt“ oder der Fernsehsender „Arte“ 
Rauchs Werke zwar bewundern, aber 
doch über seinen großen Erfolg stau¬ 
nen, da seine Arbeiten doch häufig an 
den „Sozialistischen Realismus“ erin¬ 
nern würden, widerspricht Rauch. 

Seine Arbeiten seien Darstellun¬ 
gen von „Archetypen“. „Für mich steht 
Flamme in der Regel für Inspiration, 
ein altertümlicher Begriff, der in der 
Gegenwartskunst keine Rolle spielt, 
für mich sehr wohl.“ Der Psychologe 
C. G. Jung glaubte Archetypen aus der 
Astrologie, der Religion, den Träumen, 
Sagen und Mythen erklären zu können. 
Die Faszination für Archetypen, wie sie 
in den Bildern von Rauch in trüben Far¬ 
ben, in der Art werbegrafischer Colla¬ 


gen, gezeigt werden, beantworten die 
entscheidende Frage, wenn wir über 
Kunst und Künstler sprechen, die lautet: 
Können wir die Welt, in der wir Men¬ 
schen leben, erkennen und begreifen, 
oder können wir es nicht? Ist alles nur 
Schicksal? Prägen uns die Archetypen 
von irgendwo? Neo Rauchs Antwort 
ist klar: Wir können sie nicht erkennen. 
„Verhör“ lautet der Titel eines seiner 


vielen Bilder, das deutlich macht, es 
geht in Rauchs Bildern nicht um „Träu¬ 
me“ oder, was Kunstexperten auch zu 
wissen glauben, um einen Künstler des 
„Surrealismus“, sondern um die Inter¬ 
pretation unserer Welt. Im „Verhör“ 
werden Menschen gezeigt, die brutal 
gegeneinander kämpfen, weil sie un¬ 
terschiedlichen „Ideen“ anhängen. Mit¬ 
ten im Bild ruht ein Buch, dessen Co¬ 
ver an den Koran erinnert. Über diesem 
Buch, in der rechten Hand einen Base¬ 
ballschläger haltend, streckt ein Mann 
wütend das Buch seiner Gesinnung, es 
könnte eine Bibel sein, mit dem linken 
Arm in die Luft und droht einem Ge¬ 
fangenen, der auf seiner nackten Brust 
viele kleine Bomben eines Selbstmord¬ 
attentäters trägt. Der Gefangene kau¬ 
ert auf einem Stuhl und wird von einer 
Frau am Arm gehalten, die deutlich an 
das Bild „Die Freiheit führt das Volk“ 
von Delacroix erinnert. Bei Delacroix 
streckt eine barbusige Frau die Fahne 
der Revolution in die Höhe. Bei Rauch 
ist es ein Knüppel, der jedoch wie eine 
Fahne wirkt, da dessen Ende sich mit 
einem Vorhang verbindet. 

Die Botschaft Rauchs ist klar. Die 
Wirklichkeit der Menschen ist ein wi¬ 
derlicher Streit subjektiver Wahrheiten. 
Es gibt keine objektive Wirklichkeit. 
Die „Verbohrtheit“ der Menschen in 
ihren persönlichen Ideologien ist allein 


schuld an der Gewalt. Kriege sind nicht 
die Fortsetzung der Politik, welche die 
Ausbeutung von Rohstoffen und Men¬ 
schen stützt, sondern sie geschehen, 
weil Menschen von archetypischen 
Urbildern schicksalshaft geprägt wer¬ 
den. Fazit: Der Mensch ist von Natur 
aus böse. 

Mit „narrativem Realismus“, so die 
„FAZ“, können Rauchs Bilder nicht 


erklärt werden. Rauchs Bilder ent¬ 
sprechen dem ideologischen Zeitgeist 
der Spätbourgeoisie, der ist manipula¬ 
tiv und brutal. Wenn der Mensch von 
Natur aus böse ist, dann muss niemand 
nach den gesellschaftlichen Triebfe¬ 
dern fragen, warum es in Afghanistan 
Krieg gibt oder trotz gesellschaftlichem 
Reichtum immer mehr Menschen auf 
der Welt verhungern. Neo Rauch, so 
stellt die Amsterdamer „De Volks- 
krant“ treffend fest, habe eine „wich¬ 
tige Rolle in der Ära nach dem Kalten 
Krieg, der Emanzipation der Kunst in 
den osteuropäischen Ländern und der 
Renaissance der neofigurativen Malerei 
nach 1989“ übernommen. Rauch, aber 
auch Gerhard Richter oder Sigmar Pol- 
ke hätten im Osten nicht nur gelernt, 
das Handwerk der Malerei und Äs¬ 
thetik mit einem zeitgenössischen Ge¬ 
schmack zu verbinden, sondern hätten 
bewiesen, „dass es sich lohnt, die Re¬ 
geln der am Sozialistischen Realismus 
ausgerichteten Professoren aus Dres¬ 
den zu brechen“. Außer Baselitz, dessen 
handwerkliche Fähigkeiten für die Auf¬ 
nahme an einer Akademie der DDR 
nicht ausreichten, kommen die meisten 
bekannten Kunstmaler aus der DDR. 
Dort lernten sie offensichtlich noch das 
Handwerk der Malerei, um sich damit 
heute ausgezeichnet der herrschenden 
Ideologie des Westens anpassen zu kön¬ 


nen. Rauchs Bilder bleiben beim Un¬ 
mittelbaren der Erscheinungen hängen. 
Was er seinerzeit an den Punkbands so 
schätzte, hat ihn orientierungslos ge¬ 
macht. Denn mit der Darstellung der 
„Unmittelbarkeit“ lässt sich die Malerei 
nicht zur Kunst erheben. Das hört sich 
kompliziert an. Ist es auch. Es ist nur 
dann vom Künstler zu meistern, wenn 
er sich die Welt „erobern“ will. Wenn 
er begreifen und erkennen will, was die 
Welt im Innersten zusammenhält und 
warum Menschen in konkreten Situati¬ 
onen so sind, wie sie sind. Wer dagegen 
die Wirklichkeit für unerkennbar hält, 
und Archetypen zu Leitfaktoren sei¬ 
nes Schaffens macht, wird keine Kunst 
schaffen können, sondern passt sich ei¬ 
ner spätbürgerlichen Kultur an, die sich 
mehr und mehr vernichtet hat und die 
sich lediglich an der unmittelbaren Dar¬ 
stellung von Trieben, Tod und Gewalt 
aufgeilt und damit sogar Bewunderer 
findet. Kultur ist nämlich nicht einfach 
nur das, was Ideologen des Spätimpe¬ 
rialismus gern aus ihr zu machen ver¬ 
suchen, nämlich Kunst. Zur Kultur ge¬ 
hört sicher auch die Kunst. Aber die 
Kultur ist mehr als Kunst. Der Verfall 
der bürgerlichen Kultur führt konse¬ 
quent zum Verfall der Kunst, die stets 
Teil des Überbaus der Kultur ist. Ohne 
Kultur keine Kunst! Wer Kunst schaffen 
will, muss sich an realer humanistischer 
Kultur orientieren oder er wird zu grel¬ 
lem Rauch auf den Medienbühnen der 
Spätbourgeoisie. Was sich natürlich in 
Euros auszahlt. 

Neo Rauch ist Teil des kulturellen 
Verfalls. Wer sich in seine Bilder ver¬ 
tieft, dem scheint es, als ob Ernst Jün¬ 
gers „Stahlgewitter“ großflächig auf die 
Leinwände gebannt wurde. „Als der 
Krieg wie eine Fackel über das graue 
Gemäuer der Städte lohte“, heißt es bei 
Jünger, „fühlte sich jeder jäh aus der 
Kette seiner Tage gerissen. Taumelnd, 
verstört durchfluteten die Massen die 
Straßen unter dem Kamme der unge¬ 
heuren Blutwelle, die sich vor ihnen 
türmte. Die Verfeinerung des Geis¬ 
tes, der zärtliche Kultus des Hirns gin¬ 
gen unter in der klirrenden Wiederge¬ 
burt des Barbarentums.“ Die Titel der 
Rauch-Bilder klingen daher nicht von 


ungefähr wie Jüngers Programmatik: 
„Warten auf die Barbaren“, „Paranoia“, 
„Die Flamme“, „Jagdzimmer“. Es geht 
Rauch angeblich um Zeitlosigkeit, um 
„ewig Gültiges“ und einen originären 
Geniebegriff, was genauso reaktionär 
ist wie seine Forderung, „den Fernse¬ 
her zu zerhacken, um nicht vom visu¬ 
ellen Müll der Gegenwart beschmutzt 
zu werden“. Riesen, Gnome, Bartträ¬ 
ger und gallertartige Gebilde, Vorhän¬ 
ge und Wälder, Hangare, Herrenhäu¬ 
ser, Abstellkammern und technisch-mi¬ 
litärisches Gerät prägen seine Werke, 
deren Figuren wenig Bezug zum all¬ 
täglichen Leben haben. Rauchs Bil¬ 
der vermitteln den Eindruck, als ob 
das gesellschaftlich konkrete Sein mit 
dem Bewusstsein in keiner Beziehung 
stehen würde. Alles hängt mit nichts 
zusammen. Die Kultur nicht mit dem 
Imperialismus und der Imperialismus 
nicht mit der Kunst. Die Kunst wird zur 
ideologischen Showbühne gemacht, auf 
der Kanzler, Minister, reiche Sammler, 
affige Journalisten und Kunstexperten 
als fachkundige Stil- und Sammlerex¬ 
perten so tun, als ob es sich in der Kunst 
allein um den „Strich“, den „Stil“, die 
„Farbe“, das „Format“ etc. drehen wür¬ 
de. Sie trennen die Kunst vom Leben, 
weil das Leben Fragen aufwirft, die 
Kanzler, Minister, Kapitalisten, Samm¬ 
ler, Aussteller und Journalisten in ih¬ 
rer Existenzberechtigung bedrohen 
könnte. Wird die Kunst vom Leben ge¬ 
trennt, kann sie nicht mehr ihre Kunst 
entwickeln, dem Menschen Selbstbe¬ 
wusstsein und einen aufrechten Gang 
zu vermitteln. Die Spätbourgeoisie hat 
zwar viel Geld, um den Kunstmarkt zu 
bestimmen, aber sie ist kunstfeindlich. 
Kunst kann nämlich nur da gedeihen, 
wo Kultur oder anders formuliert, wo 
realer Humanismus gewollt und gelebt 
wird. Wo sich also Leben mit Kunst und 
Kunst mit Leben verbindet, das nicht 
länger entfremdetes Leben sein will. 
Die Spätbourgeoisie wird, wenn sie 
nicht daran gehindert wird, mehr und 
mehr Künstler wie Rauch und ande¬ 
re durch Werber, Designer, Manipu- 
lateure, sentimentale Eventgestalter 
(Musicals) und Archetypglorifizierer 
ersetzen. 


„Es ist so, dass ich malend versuche, Traumhaftes zu 
simulieren. Das ist es, das mich zu meinen erzählerischen 
Bemühungen antreibt. Wenn man die Bilder lesen will, dann 
sollte man versuchen, nicht allzu viel an Interpretationslust 
wach werden zu lassen. Sondern man sollte sich in sie 
hineingleiten lassen, wie man vielleicht auch versucht, 
einem eigenen Traum nachzuspüren.“ 
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Drei gute 
Gründe, im 
September die 
Kommunisten 
zu wählen. 

Acht Seiten, 
4-farbig 

50 stück 
3 ,- Euro 

ioo stück 
5 ,- Euro 

zzgl. Porto 


Tel: 0201 -17 78 89 23 E-Mail: info@unsere-zeit.de 


REVOLUTION HAT ZUKUNFT! 


1917-2017^100 JAHRE 
_ROTER OKTOBER 


Sa 21.10.17 



13:00 bis 19:00 Uhr 


Konferenz 


Einlass: 11:30 
Kulturprogramm 
Vorträge 

Podiumsdiskussion 


Babylon 



19:30 bis 22:00 Uhr 


Konzert 


Bejarano & Microphone Mafia 

Achim Bigus 

Free Willy 

Gina Pietsch 

Erich Schaffner 

Singegruppe Rotfuchs 


Rosa-Luxemburg-Straße 30, Berlin 


Konferenz 5,- / Konzert 6,- / Kombiticket 10,- Euro 
Vorverkauf im www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel: 0201 17 78 89 23 

tastalttn DKP KotFxhs SDA3 

Medienpartner: junge weit ★ Marxistische Blätter ★ M & R - Magazin für Gegenkultur ★ 
Position ★UZ - unsere zeit ★ Unterstützer: Bundesverband Arbeiterfotografie ★ 

Deutscher Freidenker Verband ★ Freundeskreis Ernst-Thälmann-Gedenkstätte ★ GRH ★ 

Gruppe Kommunistische Arbeiterzeitung ★ Kl Gera 2010 ★ KPD ★ 

Marx-Engels-Stiftung ★ OKV ★ Revolutionärer Freundschaftsbund e.V. ★ Rote Hilfe 
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Rechtstrends 

international 

Mit Beiträgen Phillip Becher, Achim Bühl, Ulrich Schneider (FIR), Domenico Moro (Italien), 
Pierre Laurent und Genossen (Frankreich), Gerhard Feldbauer, Anton Latzo, Carolus Wimmer 
(Venezuela) 

Weitere Themen: Linker Radikalismus; Fraktionsverbot und innerparteiliche Demokratie; 
Labour im Jungbrunnen; Türkische Wahlnacht; Zum Tod von Theo Bergmann; Berufsverbote; 
Kolonialität der Behinderung; Bundeswehr - braune Netzwerke von Anfang an; Jüdisches 
Leben in der DDR; Leningrader Sinfonie; Tarifkampf Krankenhäuser 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse 
Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


Freitag, 7. Juli 2017 

19 Uhr (Einlass 18 Uhr), Kulturpalast Hamburg, 
Öjendorfer Weg 30 a, Hamburg, U-Bahn Billstedt 


| Alternativen zu G20 - 
Alternativen zum Imperialismus 


Internationale Podiumsdiskussion 

mit Vertreterinnen Kommunistischer Parteien 



Im Rahmen der Proteste gegen den G20-Gipfel in Hamburg berichten 
Kommunistinnen aus Belgien, Portugal, Schweden, Tschechien und Ve¬ 
nezuela über die Situation und den Widerstand in ihren Ländern und ihre 
Haltung zum Treffen der 20 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer 
(G20). Gemeinsam wollen wir mit ihnen über Wege zur Überwindung des 
Imperialismus und zum Sozialismus diskutieren. 


Mit: • Alice Bernard, Mitglied des Nationalrats und der Abteilung 
für Betriebs- und Gewerkschaftsfragen der Partei der Arbeit 
Belgiens (PTB) 

• Vladimir Sedläcek, Mitglied der Internationalen Kommission 
der Kommunistischen Partei Böhmens und Mährens (KSCM) 

• Andreas Sörensen, Vorsitzenderder Kommunistischen Partei 
Schweden (SKP) 

• Miguel Viegas, Mitglied der Portugiesischen 
Kommunistischen Partei (PCP) und EU-Abgeordneter 
der Vereinigten Europäischen Linken/Nordische Grüne 
Linke (GUE/NGL) 

• Carolus Wimmer, Internationaler Sekretär der 
Kommunistischen Partei Venezuelas (PCV) 


Eine Veranstaltung der DKP Hamburg und des DKP-Parteivorstands 
www.dkp-hamburg.denews.dkp.de www.unsere-zeit.de 


JUMP UP Update Juli 2017: 

Various: Der Sampler 

Soli - Doppel CD - Alle Einnahmen erhält die 
“Rote Hilfe e. V." EUR 15,00 

Solidarität ist.. .sichtbar, wenn ein Free Mumia" Transparent von der Autobahn¬ 
brücke hängt! 

Solidarität ist...bares Seid, wenn die Rote Hilfe dir einen Teil der Verfahrenskosen 
zurück erstatten kann! 

Solidarität ist-hörbar, wenn die Lautsprecherdurchsagen mit den 
Grußadressen an die Gefangenen auf der Knastkundgebung laut 
genug sind! 

Mit dabei sind u.a.: Rolf Becker, Juri Gagarin, ohne uns, 

F.J.Degenhardt, Micropone Mafia, Irie Revoltes, Özden Cicek, 

Kapelle Vorwärts!, Brixton Cats, kurzer prozess, Kenny Arkana, 

The Movement, Esther Bejarano, ewo2, Paul McAdaim, Kai Degenhardt, Die gol¬ 
denen Zitronen, Bernadette La Hengst, Mono <& Nikitaman, Fermin Muguruza, 
Beatpoeten, Rosa Rauschen, LA PHAZE, Obrint Pas, Chumbawamba. 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 



Was passiert in Venezuela? 



Veranstaltungsreihe mit Carolus Wimmer, 
Internationaler Sekretär 
der Kommunistischen Partei Venezuelas (PCV) 

• Hamburg, 7. Juli 2017 

19 Uhr, Kultur-Palast Hamburg, Öjendorfer Weg 30a 
(Podiumsdiskussion „Alternativen zu G20 - 
Alternativen zum Kapitalismus“ mit Vertretern weiterer 
kommunistischer Parteien) 

• Lübeck, 9. Juli 2017 

15 Uhr, Diele, Mengstraße 41 
(Veranstaltung der SDAJ Lübeck) 

• Berlin, 10. Juli 2017 

19 Uhr, FMP1 (ND-Gebäude), Franz-Mehring-Platz 1 

• Erfurt, 11. Juli 2017 

17 Uhr, Gaststätte zur Dahlie, Roßlauer Straße 1 

• München, 12. Juli 2017 

19 Uhr, Eine-Welt-Haus München, 

Schwanthalerstraße 80 

• Konstanz, 14. Juli 2017 

19.30 Uhr, Hotel Barbarossa, Obermarkt 12 

Eine Veranstaltungsreihe der DKP 

(Örtliche Mitveranstalter bzw. Unterstützen SDAJ, UZ - Unsere Zeit, 
Alexander-von-Humboldt-Gesellschaft e.V., Die Linke Konstanz, 
Venezuela-Soli Ffm, FG BRD-Kuba e.V.) 

Alle Veranstaltungen: Eintritt frei, um Spenden wird gebeten 
news.dkp.de 


Wir gratulieren recht herzlich zum 
6o. Geburtstag 
unserem Genossen 

Richard Kirsch 

und wünschen Dir alles erdenklich Gute und danken Dir 
für Deine Aktivitäten. Mach weiter so - wir brauchen 
Dich für unsere gemeinsame und gerechte Sache. 

DKP Bezirksvorstand Nordbayern 
DKP Kreis Nürnberger Land 



Informationen, Analysen, 
Hintergründe zum G-20-Gipfel 
(7./8. Juli, Hamburg): 

www.jungewelt.de/g20 



h REPORTAGE: Fremdbestimmung und 
Emanzipation in der Schule 

^ SUSANN WITT-STAHL über 
Gegenkultur statt Kulturindustrie 
+ KYBERNETIK und gesellschaftliche 
Planung in der UdSSR 

+ DOKUMENTATION: Das Dorf aus 
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Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder 
der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 26./27.8.17 
Entwurf des Leitantrags des 22. Parteitags 
zur Strategie der DKP 

Mit den Mitgliedern der Autorengruppe und Referenten: 
Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vors, der DKP 
Lucas Zeise, Chefredakteur der UZ, Zeitung der DKP 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 
Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

vfWffAa Aj"h- biofwf.df j QQ34'.f5>&5. £1473 


ükchüf im Oliven ham r 
weitei Blick. Stille: 
grüße helle Zimmer, 


viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
KinderpaTadiesr 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 





15.00 Uhr Kinderfest 
Die Elmshorner 
Märchenerzählerin 
f Catharina Lentes erzählt 1 
aus der Märchenwelt 
für Groß und Klein. 

Kaffee und Kuchen 

****************** 

15.30 Uhr - Diskussionsrunde: 
Politikwechsel organisieren 

****************** 


Musik: 

Katja Kaie singt zur Gitarre 
Griechische Spezialitäten 
Tombola und Flohmarkt 
Kuba-Mixgetränke, 

Bier vom Fass und Wein 







































































m unsere zeit 


Leserbriefe / Aktionen / Termine 


Freitag, 7. Juli 2017 15 


Köbis und Reichpietsch ein 
Gesicht geben 

Zu der Dokumentation 
„Revolutionäre Matrosen“, 

UZ vom 23. Juni, Seite 10 

Dass die UZ in ihrer Ausgabe vom 
23. Juni des ersten Matrosen-Aufstan¬ 
des in der kaiserlichen Marine vom 
Sommer 1917 mit einer ganzseitigen 
Dokumentation gedachte, hat nicht nur 
mein Interesse gefunden, sondern mich 
als einen in der Nähe von Wilhelmsha¬ 
ven wohnenden Genossen sehr erfreut. 
Schön wäre es gewesen, wenn man den 
beiden von der Marinejustiz ermor¬ 
deten Führern der Erhebung, nämlich 
Albin Köbis und Max Reichpietsch, 
auf der Seite auch ein Gesicht gegeben, 
sprich den Text mit Porträts der beiden 
illustriert hätte. 

Etwas ungenau, wenn nicht sogar 
„unhistorisch“ ist die Formulierung des 
letzten Absatzes des ansonsten korrek¬ 
ten Aufsatzes, wo behauptet wird, dass 
ein Jahr später der Marinestandort Kiel 
am Beginn der Revolution von 1918 ge¬ 
standen habe. Das ist m.E. zu kurz ge¬ 
griffen - der Auftakt, gewissermaßen 
die Initialzündung, der revolutionären 
Ereignisse des Herbstes 1918 lag wie¬ 
derum in Wilhelmshaven: Hier bzw. auf 
Schillig-Reede, in der Jade-Mündung 
etwas nördlich des Kriegshafens, wo 
damals das Gros der Kriegsflotte lag, 
geschah es, dass mutige Heizer in der 
Nacht vom 29. zum 30. Oktober 1918 
die Feuer unter den Kesseln der Schiffe 
des I. und III. Geschwaders zum Erlö¬ 
schen brachten und wo die roten Ma¬ 
trosen, kollektiv Befehle verweigernd, 
den offenen Aufstand wagten. Schon 
tags zuvor hatten Schiffsmannschaften 
im Hafen passiven Widerstand geleis¬ 
tet und das Auslaufen der Schiffe ab¬ 
sichtlich verzögert, etliche waren ille¬ 
gal an Land gegangen bzw. geblieben. 
Auslöser des Widerstands war, dass bei 
den Matrosen und Heizern durchgesi¬ 
ckert war, dass die Kriegsschiffe zu ei¬ 


nem letzten, vollkommen aussichtslo¬ 
sen Gefecht gegen die britische Flotte 
ausrücken und „mit wehender Fahne“ 
untergehen sollten - ein wahres Him¬ 
melfahrtskommando ! 

Nach diesen Ereignissen auf See un¬ 
mittelbar vor Wilhelmshaven griff der 
revolutionäre Funke schnell auf den 
ganzen Marinestützpunkt Wilhelmsha¬ 
ven über und wurde dann in den Tagen 
darauf durch verlegte Schiffsbesatzun¬ 
gen „exportiert“ nach Kiel. Hier entwi¬ 
ckelte sich der Aufstand zur Revolution, 
die dann die Despotie Wilhelms II. zwar 
zum Einsturz brachte, aber nur wenige 
Wochen später durch Verrat rechter so¬ 
zialdemokratischer Führer abgewürgt 
wurde. 

Über Köbis und Reichpietsch bzw. 
die Wilhelmshavener Marine-Rebelli¬ 
on vom Sommer 1918 gibt es übrigens 
das empfehlenswerte, mit großem Sach¬ 
verstand geschriebene Buch „Rebellion 
in der Hölle“ von Robert Rosentreter 
und Horst Westphal; erschienen 1979 
im Militärverlag der DDR. Und er¬ 
wähnenswert erscheint mir auch, dass 
der örtliche Kreisverband der Partei 
„Die Linke“ in Wilhelmshaven z.Z. da¬ 
für wirbt, die Erinnerung an die beiden 
mutigen Anführer des ersten Matro¬ 
sen-Aufstands Albin Köbis und Max 
Reichpietsch wachzuhalten mit einer 
Straßen- bzw. Platzbenennung in Wil¬ 
helmshaven. 

Michael Clemens , Neustadtgödens 

Tritt gegen das Schienbein 

„Tanz auf dem Vulkan zu Büchel“, 

UZ vom 30. Juni, Seite 8 

Damit, dass die DKP freitagmorgens 
mit knapp zwei Dutzend Mitgliedern, 
laut Regionalpresse, in Büchel blockier¬ 
te, war sie mit mehr Aktiven vor Ort als 
die meisten anderen Gruppierungen in 
dieser Kampagne. Es hätten mehr sein 
können, hätte man den Termin vorher 
mit dem Bezirksvorstand Rheinland- 
Pfalz abgestimmt. Es wäre z.B. aufge¬ 


fallen, dass zeitgleich der Linke Lieder¬ 
sommer auf der Waldeck stattfand, bei 
dem einige Mitglieder der DKP Rhein¬ 
land-Pfalz involviert waren. 

Wenn in der UZ vom 30.6. aber 
geschrieben wird: „Der DKP-Bezirk 
Rheinland-Pfalz hat nach Jahren wie¬ 
der bewiesen, dass er in der Lage ist, 
politisch einzugreifen“, dann ist das 
ein Tritt gegen das Schienbein all je¬ 
ner Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten in Rheinland-Pfalz, die seit langen 
Jahren und bis heute aktiv sind, auch in 
Büchel. Dort nehmen seit vielen Jahren 
Mitglieder der Gruppen Bad Kreuz¬ 
nach und Trier am Ostermarsch teil, zu¬ 
sätzlich zu dem in Mainz. Als 2016 am 
9. August der Kampagnenschluss mit 
Kundgebung vor dem Haupttor statt¬ 
fand, waren es Bad-Kreuznacher DKP- 
Mitglieder, die dort unsere Parteifahne 
hoch hielten. Das scheint den Autor 
aber ebenso wenig zu interessieren wie 
jährlich wiederkehrende Straßenaktio¬ 
nen am Hiroshimatag mit dem Schwer¬ 
punkt Büchel, aktive Beteiligung des 
DKP-Bezirks an den Ostermärschen, 
der Kampf gegen die Kriegsvorberei¬ 
tungen auf dem Truppenübungsplatz 
Baumholder, gegen die Zentrale im US- 
Drohnenkrieg Ramstein und den Mili¬ 
tärflugplatz Spangdahlem in den letzten 
Jahren bis heute. 

Volker Metzroth, Bad Kreuznach 

Schwächen und Stärken 

„DKP diskutiert Schwächen und 
Stärken“, UZ vom 23. Juni, Seite 1 und 
andere Beiträge 

Jedenfalls gibt es häufig Gelegenheit 
und Anlass, euch zu schreiben. Das geht 
gleich auf der Seite 1 los: „DKP disku¬ 
tiert Schwächen und Stärken“. Den Ar¬ 
tikel habe ich mehrmals gelesen, um 
herauszufinden, wo Wera Richter die 
Erwähnung der Stärken versteckt hat. 
Habe ich nicht gefunden. 

Auf Seite 4 schreibt Frank Schu¬ 
macher über die AfD. Vielmehr, er re¬ 


feriert Infratest-Dimaps Analyse des 
(vermeintlichen) Wählerverhaltens. 
Sonst wimmelt es in der UZ von Ein¬ 
schätzungen, Schlussfolgerungen und 
Meinungen. Hier wird kommentarlos 
das Meinungsforschungsinstitut refe¬ 
riert. Kann man ja machen. Dann hätte 
es aber schon auch einen Kommentar 
zur Frage AfD und Haltung der DKP 
geben dürfen. 

Dann komme ich zu meiner Lieb¬ 
lingsseite, der Seite 9, vor allem dann, 
wenn Georg Fülberth mal wieder ätzt. 
Hat er aber diesmal nicht. Stattdessen 
bemüht sich Herbert Becker darzu¬ 
stellen, in welcher Tradition die Bun¬ 
deswehr steht, gelingt ihm aber nicht. 
Die Schlussfolgerung, die NVA könne 
„eine diskutable Tradition“ sein, ist ver¬ 
wegen. Die Bundeswehr ist eine Armee, 
die eingebunden ist in das imperialisti¬ 
sche NATO-Bündnis. Bundesregierung, 
Bundespräsident und Kriegsministe¬ 
rin erklären ein über das andere Mal, 
„Deutschland“ müsse sich noch mehr 
auf Kriegsschauplätzen tummeln. Da¬ 
mit ist doch wohl hinreichend beschrie¬ 
ben, in welcher Tradition diese Armee 
steht: in der der Reichswehr und der 
Wehrmacht. 

Dann ruft Hans-Peter Brenner Hel¬ 
mut Kohl nach, wir hätten ihn unter¬ 
schätzt. Da kann ich mich gar nicht dran 
erinnern. Ja wir haben ihn verachtet, 
verächtlich gemacht und versucht, ihn 
der Lächerlichkeit preiszugeben. Hat er 
alles abgeschüttelt. Schon wahr. Aber 
„seine Qualitäten“ verkannt zu haben? 
Natürlich ist es immer sträflich, den 
Klassengegner zu unterschätzen, aber 
was meint Hans-Peter Brenner? Und 
vor allem, was gilt es daraus zu lernen? 

Macht weiter, die UZ wird ge¬ 
braucht, ich hoffe, mein Gemecker hal¬ 
tet ihr weiter aus. Übrigens schön die 
Geburtstagswünsche an Hannes Wader 
auf der Seite 11. 

Norbert Birkwald, 
Mörfelden-Walldorf 


Termine 
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Nürnberg: Hofflohmarkt und revolutio¬ 
näres Antiquariat. Rotes Zentrum, Reich- 
straße 8,10.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

Berlin: Verkauf aller Bücher der Elli- 
Fuchs-Bibliothek in Neukölln. Der ge¬ 
samte Bücherbestand der ehemaligen 
Bibliothek der DKP Berlin wird gegen an¬ 
gemessene Spenden veräußert. Jonas- 
straße 29, Nähe U-Bf Leinestraße und 
U+S-Bf Hermannstraße, 12.00 Uhr bis 
18.00 Uhr. 


SO ★ 9. JULI 


Nürnberg: Roter Filmabend zur Situati¬ 
on von Kindern in Kuba. Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,17.00 Uhr. 


MO H 10. JULI 


Berlin: Erinnerung an den Todestag von 
Erich Mühsam am 10. Juli 1934. Tref¬ 
fen am Grab von Kreszentia und Erich 
Mühsam - Picknick ohne formelles Pro¬ 
gramm. Waldfriedhof Dahlem, Hüttenweg 
47, U-Bahn Oskar-Helene-Heim, Bus 
285,15.00 Uhr bis 19.00 Uhr. 


Dl ★ 11. JULI 


Recklinghausen: „Zur Strategiediskus¬ 
sion der DKP“, Treffen der DKP. Ladenlo¬ 
kal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 12. JULI 


Röthenbach/Pegnitz: Öffentliche Mit¬ 
gliederversammlung der DKP zu örtlichen 
Problemen und zur Bundestagswahl. 
Floraheim, Steinbergstraße 10, 19.00 
Uhr. _ 

Darmstadt: „G20-Gipfel, aktuelle be¬ 
triebliche Themen und die Bundestags¬ 
wahl“, Mitgliederversammlung der DKP- 
Gruppe Darmstadt-Bergstraße. LinksTreff 
Georg Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 
32,19.00 Uhr. 


DO ★13. JULI 


Nürnberg: Aktivtagung der DKP Mittel¬ 
franken mit der Diskussion gemeinsamer 
Politikfelder und Aktionen. Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SA ★ 15. JULI 


Essen: „Die Außenpolitik der USA unter 
Trump - Bleibt alles anders? Geopoliti- 
sche Aspekte des Regierungswechsels in 
den USA.“ Tagung der Marx-Engels-Stif- 
tung mit Beiträgen von Klaus Wagener, 
Beate Landefeld und Erhard Crome. Hoff¬ 
nungstraße 18,11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


Ml ★19. JULI 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Bun¬ 
tes Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


DO ★ 20. JULI 


Nürnberg: „Bundestagswahl aktuell“, 
Gruppenabend der DKP Nürnberg, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


Ml ★26. JULI 


Darmstadt: „Die antimonopolistische 
Strategie der DKP“, Bildungsabend der 
DKP-Gruppe Darmstadt-Bergstraße. 

LinksTreff Georg Fröba, Landgraf-Phil¬ 
ipps-Anlage 32,19.00 Uhr. 


Gedenken an sowjetische Zwangsarbeiter 



Die DKP Braunschweig hat am 22. Juni aus Anlass des Überfalls des faschisti¬ 
schen Deutschlands auf die Sowjetunion der Zwangsarbeiter gedacht, die auf 
dem Ausländerfriedhof am Brodweg ruhen. Am Sowjetischen Ehrenmal wurden 
Blumen niedergelegt. Werner Hensel erinnerte an die Opfer von Faschismus und 
Krieg in Braunschweig, forderte aber auch auf, angesichts von Hochrüstung und 
Kriegen in der Welt alles für den Frieden zu tun. Zwei Lieder und ein Gedicht 
rundeten die Gedenkstunde ab. US 


Antifaschistischer Protest in Berlin 



Mehrere hundert Menschen protestierten am vergangenen Samstag in der 
Bundeshauptstadt gegen einen Aufmarsch der rechten Vereinigung:„Wir für 
Berlin - Wir für Deutschland.“ Die Mobilisierung der Rechten blieb weit unter 
ihren Erwartungen zurück, von angemeldeten 1 000 Teilnehmern kam nicht 
einmal jeder Vierte. Das „Berliner Bündnis gegen Rechts“ mobilisierte über 
1000 Teilnehmer zu sechs antifaschistischen Protestaktionen. 
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Die letzte Seite 
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Adlerfront, La Mina 
und Droogs 

Politik im Stadion: Eintracht Frankfurt 



Gipfel auf allen Kanälen 

Ein gefundenes Fressen für aufgereg¬ 
ten Journalismus: Der G20-Gipfel in 
Hamburg wird mit „Brennpunkten“, 
Sondersendungen und Talkrunden ta¬ 
gelang reichlich angeboten. Ob die De¬ 
monstrationen mit ihren Forderungen 
ins Bild kommen, ist eher fraglich, lie¬ 
ber wird man uns Prügelorgien, Feu¬ 
er und Rauch und schöne neue Gerät¬ 
schaften der Polizei vorführen. 

Ab Fr., 7.7., ab 20.15 Uhr, ARD 

Ladies Night - Best of 

Die überwiegend männlichen Akteu¬ 
re der Kabarett-Sendungen „Die An¬ 
stalt“ und vom Comedy-Flügel „Heute 
Show“ haben den Sommer über „wit¬ 
zefrei“, die Frauen müssen trotzdem 
ran: Gastgeberin Gerburg Jahnke fei¬ 
ert das zehnjährige Jubiläum der Show 
im Kölner Gloria Theater mit Nessi 
Tausendschön, Lisa Eckhart, Christin 
Henkel, Ingrid Kühne. 

Fr, 7.7., 20:15 Uhr, one 

Captain America: The First Avenger 

Passend zu dem, was in diesen Tagen 
aus Hamburg kommt: In ganz Europa 
tobt der Zweite Weltkrieg und richtet 
unendliche Verwüstung an. Der jun¬ 
ge Steven Rogers (Chris Evans) ist 
fest entschlossen, sein Land im Kampf 
um Frieden und Freiheit zu unterstüt¬ 
zen, doch seine Körperkraft reicht für 
den gefährlichen Kriegseinsatz nicht 
aus. Unbeirrt stellt er sich nach seiner 
Ausmusterung für eine mysteriöse Ver¬ 
suchsreihe zur Verfügung: Das „Super- 
Soldier“-Programm macht aus dem un¬ 
scheinbaren Mann eine unschlagbare 
menschliche Waffe - Captain America 
ist geboren. Trump, Erdogan und an¬ 
dere zählen die Serie sicherlich zu ih¬ 
ren Lieblingen. Vielleicht lässt man die 
Glotze an diesem Abend einfach aus. 
Fr., 7.7., 20.15 Uhr, pro sieben 

Der Gott des Gemetzels 

Roman Polanski hat das Theater-Stück 
von Yasmina Reza mit vier Großschau¬ 
spielern des Kinos inszeniert, und das 
gibt dem Kampf aller gegen alle eine 
zusätzliche Dimension von Wutlust 
und Entfesselung: Drei Oscarpreis¬ 
träger (Kate Winslet, Jodie Foster, 
Christoph Waltz) und ein langjähriger 
Oscarkandidat (John C. Reilly) ste¬ 
hen sich gegenüber wie Finalisten ei¬ 
nes Turniers. Polanskis Film lebt vom 
besten Theaterhandwerk; er braucht 
nicht mehr als vier Spieler, die einan¬ 
der langsam aber sicher in den Wahn¬ 
sinn treiben. Man sieht sie, und man 
denkt: Welches Wunder ist jeder fried¬ 


liche Tag, wo doch schon das Zusam¬ 
mensein von vier Menschen völlig un¬ 
möglich ist, ein Abenteuer mit fatalem 
Ausgang. Es lohnt sich, aufzubleiben. 

Sa., 8.7., 00.45 Uhr, ARD 

O.J. Simpson: Made in America 

Die Dok-Serie beleuchtet über O.J. 
Simpsons Lebensweg hinaus das Ver¬ 
hältnis zwischen schwarzer und wei¬ 
ßer Community und all das, was in 
diesem Verhältnis in den vergangenen 
Jahrzehnten schief lief. Von auch heu¬ 
te noch bedrückender Intensität sind 
beispielsweise die Szenen, in denen 
sich der Film mit der Misshandlung 
Rodney Kings auseinandersetzt: Alle 
vier weißen Polizisten wurden damals 
freigesprochen, wochenlange Krawalle 
mit mehr als 50 Toten waren die Folge. 
Es ist ebenso der Beginn eines Kapi¬ 
tels der amerikanischen Geschichte, 
der die Realitäten von Rasse, Macht, 
dem amerikanischen Justizsystem und 
der Medien offenlegt. 

Sa., 8.7., 20.15 Uhr, arte 

Waterworld 

Jaja, Trump kommt nach Hamburg. 
Der Mann, der aus dem Klima aus¬ 
steigen will, wir haben es verstanden. 
Kevin Costner wusste schon Mitte der 
1990er: Das Klima wandelt, das Was¬ 
ser steigt, das Hauen und Stechen, Le¬ 
ben und Lieben finden nun auf Boo¬ 
ten statt. Es ist und bleibt ein mieser 
Streifen von 1995. Merkel war damals 
Umweltministerin. So stellen sich 
Programm-Direktoren einen enga¬ 
gierten Beitrag zum G20-Gipfel vor. 
So, 9.7., 00:50 Uhr, ZDF 

Restrisiko 

Oberstes Ziel im Maßregelvollzug ist 
Sicherung und Therapie. Denn im Ge¬ 
gensatz zum Justizvollzug ist für die 
Straftäter die Unterbringung in der 
Forensischen Psychiatrie immer un¬ 
befristet. Der Dokumentarfilm taucht 
ein in eine fremde Welt, die uns sonst 
verschlossen bleibt. In ihr leben Men¬ 
schen, die auf den ersten Blick nicht 
krankhaft, böse oder trieb gesteuert 
wirken. Im Gegenteil. Sie sind aus¬ 
gesprochen höflich, äußerst zuvor¬ 
kommend. Und doch sind sie gefähr¬ 
lich, manchmal überdurchschnittlich 
intelligent und äußerst manipulativ. 
Für ihre filmische Auseinanderset¬ 
zung mit psychisch kranken Tätern 
im Maßregelvollzug wurden Autorin 
und Regisseurin Katrin Bühlig sowie 
Produzentin Dagmar Biller mit einem 
Grimme-Preis ausgezeichnet. 

Mo, 10.7., 22.25 Uhr, 3sat 


D ie Fanszene der Frankfurter Ein¬ 
tracht gehört zu den größten in 
Deutschland. Interessant ist die 
Tatsache, dass es auf den Rängen des 
Frankfurter Waldstadions schon immer 
multikulturell zuging. Es waren klare 
Unterschiede etwa zu Berlin, München 
oder Hamburg zu erkennen. 

Eigentlich sollte man annehmen, 
dass in Ballungszentren auch das Stadi¬ 
onbild von den Bewoh¬ 
nern geprägt ist - doch 
das war nicht immer so. 

In der Main-Metropole 
gehören fast ein Drittel 
der Bevölkerung zur 
ausländischen Com¬ 
munity. Deutsche mit 
Migrationshintergrund 
machen zusätzlich über 
20 Prozent der Bevöl¬ 
kerung aus. So kommt 
man auf gut die Hälfte 
von 750 000 Frankfur¬ 
tern, die ausländische 
Wurzeln haben. 

Dass sich die Fan¬ 
kurve und der Ein¬ 
tracht-Anhang heute so 
kosmopolitisch gibt, war dennoch ein 
langer Weg, der erst einmal gegangen 
werden musste. Seit den späten 70er 
Jahren waren es in erster Linie Ro¬ 
cker und enthusiastische Jugendliche, 
die neben den Rentnern und wenigen 
Ausländern ins damals noch weitläufi¬ 
ge Waldstadion kamen, um Bundesli¬ 
gafußball zu sehen. 

Der rechtsradikale Hooligan-Fan- 
club „Adlerfront“ ging 1982 aus den 
beiden Fanclubs „United“ und „City“ 
hervor. Ziel der „Adlerfront“ war, sich 
zu organisieren und besser zuschlagen 
zu können - also einfach mal „Spaß am 
Wochenende“ zu haben. Das war das 
Motto. Der „Spaß“ war von einseiti¬ 
ger Natur, denn es ging dabei um Ge¬ 
walt gegen rivalisierende Fans und um 
„Ausländer jagen“ im Bahnhofsviertel. 
Das Hooligan-Problem wurde damals 
so groß, dass sich die örtliche Polizei 
sogar zur Gründung einer Sonderkom¬ 
mission für „Fußballfans und Rowdys“ 
genötigt fühlte - die erste ihrer Art in 
Deutschland. 

Der Mythos behauptet zwar, dass 
sich damals gewaltaffine junge Män¬ 
ner verschiedener Nationalitäten unter 
dem Adlerfront-Banner kloppten, aber 
es war nicht so. Bereits die beiden Vor- 
gänger-Fanclubs bestanden überwie¬ 
gend aus Neonazis. Diese trafen sich 
mit anderen braunen Extremisten zu 
Wehrsportübungen im Taunus, tauch¬ 
ten bei Nazi-Demos auf - in Reih und 
Glied und mit Anhängern der ANS/ 


NA (Aktionsfront Nationaler Sozialis¬ 
ten/Nationale Aktivisten), der Partei 
von Michael Kühnen - oder nahmen 
an Schulungen zu Themen wie „Die 
Auschwitzlüge“ teil. 

In Frankfurt verkauften sie ein eige¬ 
nes Fanzine mit dem Namen „Endsieg“, 
das vor Nazi-Propaganda und auslän¬ 
derfeindlicher Hetze nur so strotzte. 
Besonders intensiv mobilisierte die 


„Adlerfront“ - wie auch in vielen an¬ 
deren Nazi-Fanclubs wie bei den „Lö¬ 
wen“ aus Hamburg, der „Borussen¬ 
front“ aus Dortmund oder „Zyklon B“ 
aus Berlin - zum Spiel der deutschen 
Nationalelf gegen die Türkei in Ber¬ 
lin, um dort gegen Türken und ande¬ 
re Ausländer zu kämpfen: „Ausländer 
raus. Werft die Ausländer aus Deutsch¬ 
land raus. Nur Gewalt kann uns noch 
befreien. Wir müssen den Anfang ma¬ 
chen!“, stand in solchen Aufrufen, die 
in der ganzen Bundesrepublik in den 
Stadien verteilt wurden. 

Die Antwort auf solche Ereignisse 
waren ab den 1990er Jahren die „Street¬ 
gangs“ junger Ausländer. Es entstan¬ 
den die „Turkish Power Boys“, „La 
Mina“, „Italy Boys“ oder die „300er“ - 
die „Gastarbeiterkinder“ begannen 
sich zu wehren. Dieses Phänomen der 
Gang-Formierung hatte aber nicht nur 
mit den Angriffen organisierter Rechts¬ 
radikaler ab 1989/90 zu tun, sondern ist 
auch klar als Antwort auf das zu ver¬ 
stehen, was damals unter Integration 
verstanden wurde. Es war eine Ant¬ 
wort darauf, wie junge Menschen mit 
gesellschaftspolitischen Problemen 
umgehen, wenn sie auf sich alleine 
gestellt sind. Für die Fußballfans der 
Stadt Frankfurt stellte sich die Frage, 
wie man im Zusammenleben der vielen 
Nationalitäten damit umgehen sollte. 

Wie so vieles veränderte die Kom¬ 
merzialisierung des Sports auch die 
Fans. Der harte Kern gründete 1997 


die „Ultras Eintracht Frankfurt“. Es 
kam zu einem jahrelangen Umbruch 
in der Fankurve. In dieser Phase grün¬ 
deten sich die „Droogs“, eine linke Ul¬ 
tragruppe, die ihren Namen aus dem 
Buch „ A Clockwork Orange“ von An¬ 
thony Burgess entlieh. „Droogs“ wer¬ 
den hier die Freunde der Hauptfigur 
Alex genannt, einer kleinen Jugend¬ 
gang. Die junge Ultragruppe orga¬ 


nisierte das antirassistische Fußball- 
Turnier in Frankfurt-Rödelheim und 
engagiert sich gesellschaftspolitisch 
gegen Rassismus und Fremdenfeind¬ 
lichkeit. 

Die „Droogs“ organisieren auch 
das monatlich stattfindende „Cine 
Rebelde“. Dort gibt es Veranstaltun¬ 
gen wie Filmvorführungen, Lesungen, 
Zeitzeugengespräche, Konzerte oder 
Stadtrundgänge rund um soziale und 
subkulturelle Themen. Ultragruppen 
beweisen immer wieder, dass sich ihr 
Betätigungsfeld nicht nur auf das Sta¬ 
dion bezieht, sondern dass sie auch po¬ 
litische und soziale Themen aufgreifen. 
Versucht wird, völlig undogmatisch 
und geprägt durch die vielen Ansich¬ 
ten verschiedener linker Richtungen 
innerhalb der jeweiligen Gruppe, das 
unmittelbare Bild der Stadt positiv zu 
prägen. Auch wenn martialische Ban¬ 
ner wie z.B. „Randalemeister“ kontra¬ 
produktiv wirken, so sollte man immer 
genau hinschauen, wozu die überwie¬ 
gend jungen Menschen über die Freu¬ 
de am Fußball hinaus fähig sind. 

Eine Fankurve, und damit natür¬ 
lich auch das ganze Stadion, ist ja auch 
nur ein Mikrokosmos unserer Gesell¬ 
schaft - mit all ihren positiven wie 
auch negativen Erscheinungen. Stär¬ 
ken wir also die progressiven Kräfte, 
die sich gegen die negativen Auswir¬ 
kungen des Kapitalismus stemmen - 
in Sport und Gesellschaft. 

Andres Irurre 



Syrien vor der Haustür, Wäsche perfekt aufgehangen 

Brigitte-Leserinnen finden Merkel faszinierend 


Das Beste zuerst: „Brigitte, das deut¬ 
sche Frauenmagazin“ beeinflusst poli¬ 
tische Entscheidungen. Kein Witz. Bei 
„Brigitte Live - Frauen Wählen“ auf der 
Bühne des Gorki-Theaters in Berlin er¬ 
klärte Angela Merkel das Thema „Ehe 
für alle“ zu einer Frage des Gewissens. 
Soll heißen: kein Fraktionszwang. 

Alles auf Anfang. Nach der kleinen 
Ausnahme Martin Schulz wendet sich 
das „Brigitte“-Team wieder den weib¬ 
lichen Vorbildern zu. Und wer könn¬ 
te mehr über weibliche Frauen-Power 
erzählen als die mächtigste Frau der 
Welt: Angela Merkel, vom Volksmund 
auch gern Mutti genannt. Mutti ist zu¬ 
gewandt, schlagfertig, witzig. Wählt brav 
zwischen Alternativen. Alltag oder Aus¬ 
nahmezustand? „Alltag. Ist aber manch¬ 
mal identisch“. Frage: „Viele Frauen 
haben mit Perfektionismus zu tun - 
Sie auch?“ Gegenfrage der Kanzlerin: 
„Meinen Sie jetzt, beim Wäscheaufhän- 
gen, oder wie?“ Und verrät: „Na, wenn 


Gäste kommen, halte ich die Gläser 
auch gegen das Licht.“ 

Ist sie tatsächlich uneitel,wie es land¬ 
läufig heißt. Nein: „Es wäre falsch zu 
sagen, ich wäre nicht eitel, man möchte 
auch keine Zumutung für sein Gegen¬ 
über sein.“ Nicht das einzige Statement, 
mit dem eine Frau bei Frauen punkten 
kann. Angela Merkel, eine Frau mit 
ganz normalen Problemen. Wie den 
meisten ihrer Geschlechtsgenossinnen 
ist ihr Humor wichtig, auch in der Po¬ 
litik. „Ich lache jeden Tag mindestens 
einmal, sonst könnte ich den Job nicht 
machen.“ Manchmal haben sie und ihr 
Mann sogar den gleichen Humor. Ken¬ 
nengelernt haben sie sich am Arbeits¬ 
platz. Sie schätzt seine Augen, seine kla¬ 
re Haltung in vielen Fragen. 

Nächstes entweder/oder: Reden 
oder Schweigen? „Schweigen.“ Natür¬ 
lich kann keine Politikerin grundsätzlich 
lieber schweigen als reden. Sagt die Poli¬ 
tikerin. Als Physikerin hatte sie viel Zeit 
zu Schweigen. Allein „Schweigen wird 


zu einer Rarität in unserer Gesellschaft. 
Denken beim Reden ist auch nicht so 
einfach. Man braucht das Schweigen, 
um klug reden zu können.“ Heinrich 
von Kleist allerdings wusste schon, dass 
„(die) allmähliche Verfertigung der Ge¬ 
danken beim Reden“ zur Bestimmung 
des Sachverhalts von Nutzen sein kann. 

Politische Fragen sind uncool, müs¬ 
sen in Maßen trotzdem sein. Also, was 
sonst, Syrien. Angela Merkel ist geogra¬ 
phisch bewandert und erklärt: „Syrien 
liegt nicht bei den USA vor der Haustür, 
sondern vor unserer Haustür: Hier müs¬ 
sen wir als Europäer die Verantwortung 
übernehmen und dürfen nicht hoffen, 
dass irgendwer auf der Welt die Proble¬ 
me schon lösen wird.“ Sie glaubt nicht, 
„dass Terror über Nacht verschwindet. 
Aber mit der Zeit wird er das schon.“ 
Ihr Wort in Gottes Gehörgang, oder 
wessen auch immer. Zu der Frage nach 
dem Poker-Face gibt sie diese Erkennt¬ 
nis zum Besten „Es ist bitter, aber ich 
habe es aufgegeben. Ich kann 4 s nicht! 


Und worunter ich auch leide: Wenn ich 
nicht spreche, gucke ich sehr schnell ge¬ 
langweilt.“ 

Jetzt hat sie die Wahl: Frauen oder 
Männer? Verschmitztes Grienen „Ha¬ 
ben sie eine Vorliebe“ - kokettes Lä¬ 
cheln ins Publikum - „als Brigitte.“ Kur¬ 
ze Pause. Irritation bei den Redakteu¬ 
rinnen. Merkel sieht, „ganz viele Frauen 
sitzen im Publikum, die wollen sicher 
über Männer sprechen.“ Das Wichtigs¬ 
te zum Schluss. „Was finden Sie an Män¬ 
nern attraktiv?“ Leichte Drehung nach 
links zur Fragerin, abschätziger Blick, 
„Bist du noch ganz dicht, mich das zu 
fragen?“ (ich lese gerade die Gedanken 
der Kanzlerin) Drehung zum Publikum 
„Schöne Augen“ Absolut sehenswert. 

Na, und dann kam da noch was von 
einem Mann im Publikum. Es störe ihn, 
dass gleich- geschlechtliche Paare nicht 
die gleichen Rechte haben wie hetero¬ 
sexuelle. Merkel beschäftigt das Thema 
auch sehr. „Bisher ist es homosexuel¬ 
len Paaren zum Beispiel nicht erlaubt, 


gemeinsam ein Kind zu adoptieren. Ich 
habe ein Schlüsselerlebnis gehabt, als 
ich eine lesbische Frau kennenlernte, die 
sich mit ihrer Partnerin um acht Pflege¬ 
kinder kümmert. Wenn der Staat einem 
homosexuellen Paar Kinder zur Pflege 
gibt, kann ich nicht mehr mit dem Kin¬ 
deswohl argumentieren.“ Und ,„die Ehe 
für alle 4 werde ich in kommenden Ge¬ 
sprächen zu einer Gewissensfrage ma¬ 
chen.“ Die Gelegenheit kam schneller 
als gedacht. Genau vier Tage später. Die 
Regierungschefin konnte ja nicht ahnen, 
dass die SPD Seit 4 an Seit 4 mit der Op¬ 
position schon in der gleichen Woche 
eine Abstimmung im Bundestag durch¬ 
setzen würde. Einem Mann würde man 
Abgezocktheit nachrufen. Merkel nicht. 
Sie ist eine Frau. Perfekt in jeder ihrer 
Rollen. Übrigens gab sie noch bekannt, 
dass es am 28./29. September 2017 eine 
Digitalkonferenz in Estland gibt. Nach 
einer Weile folgt ein schelmisches „da 
hab 4 ich zugesagt“. Ja was denn sonst? 

Ellen Beeftink 








